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VORWORT

Rund 50 Prozent aller Ukrainerinnen und Ukrainer leben inzwischen in Städten, die grö-
ßer sind als 50. 000 Einwohner. Während einige Städte massiv mit Abwanderung kämp-
fen, wachsen andere wie die Hauptstadt Kiew schneller als die Verwaltungen auf dieses 
Wachstum reagieren können. Verschiedene ukrainische Regierungen arbeiten seit langem 
daran, die Verantwortung und die Entscheidungsgewalt auf die Ebene der Städte zu ver-
lagern. Unter der neuen Regierung nun macht diese Dezentralisierung und damit verbun-
den die Einführung der kommunalen Selbstverwaltung seit 2014 Fortschritte. Ein zentraler 
Leitgedanke dieser Reform ist das Prinzip der Subsidiarität: Entscheidungen über das Ge-
meinwohl sollen möglichst weit auf der ersten demokratischen Ebene fallen. Und diese 
erste demokratische Ebene sind die Städte und Gemeinden. Trotz klarer Fortschritte sind 
aber viele Strukturen und Regelungen in der Ukraine noch zentralistisch geregelt. Das soll 
sich ändern. Städte sollen mehr Aufgaben übernehmen und Entscheidungen im Dialog mit 
den Bürgern treffen können. Dazu brauchen sie Finanzen, sie brauchen aber auch einen 
Rechtsrahmen, der ihnen diese Freiheit, aber auch diese Verantwortung gibt. Das vorlie-
gende Weißbuch prüft aus der Sicht der Städte und gemessen an der Europäischen Char-
ta zur kommunalen Selbstverwaltung, wo es Reformbedarf im Bereich der Stadtplanung 
und Stadtenwicklung gibt. Damit kommt man automatisch auch zu Fragen der Raumord-
nung und Raumplanung insgesamt gibt und in welche Richtung die Reformen gehen sol-
len. Dieses Weißbuch ist ein Gesprächsangebot für ukrainische Städte und die Regierung. 
Es erfasst auch die aktuell vorliegenden Vorschlägen zur Reform von zentralen Akteuren 
wie den beiden großen staatlichen Planungsinstituten oder der Architektenverbände. 

Die Städte sind wichtig für die Erfüllung von öffentlichen Aufgaben. Sie sind für die Bür-
ger ein wesentlicher Dienstleister und sind deshalb eine unersetzliche Institution im mo-
dernen Staat. Die räumliche Nähe zum Bürger erleichtert für diesen den Zugang zu den 
öffentlichen Dienstleistungen einerseits und ermöglicht eine direkte Beteiligung an den 
Entscheidungsprozessen (Partizipation) andererseits. In den meisten europäischen Län-
dern sind deshalb den Städten und Gemeinden (Kommunen) alle die Aufgaben übertra-
gen, die andere Ebenen nicht oder schlechter übernehmen können. Die Städte müssen 
damit mehr Verantwortung übernehmen, aber man muss ihnen auch das Recht und den 
Rahmen geben, dies zu tun. 

Die wachsenden Aufgaben und die zunehmenden Anforderungen und Erwartungen an 
die Kommunen machen es zugleich notwendig, dass die Handlungsstrategien und -in-
strumente weiterentwickelt werden. Vor allem wird von den Kommunen erwartet, dass 
sie ihre Entwicklung selbst und aktiv gestalten. Zentrales Instrument ist dafür die kom-
munale Planung. Sie hat verschiedene Ansätze und Ausrichtungen. Zu der klassischen 
räumlichen Planung ist die Aufgabenplanung hinzugekommen. Und in den letzten 15 – 
20 Jahren ist der Ansatz einer kommunalen Planung in den Mittelpunkt geraten, in der 
alle Politikfelder der Kommune in ein abgestimmtes Planungssystem einbezogen wurden. 
Dieser Ansatz wird als Integrierte Stadt- oder Gemeindeentwicklung bezeichnet. Viele 
europäische Städte und Gemeinden haben eine solche integrierte Stadtentwicklung ein-
geführt und nach ihrer jeweiligen Lage ortsspezifisch ausgestaltet. Es lassen sich – trotz 
einer erheblichen Bandbreite der jeweils praktizierten Ansätze - allgemeine Standards 
formulieren. Auf solche Standards haben sich die europäischen Fachminister für Stad-
tentwicklung 2007 in Leipzig mit der Charta zur nachhaltigen Europäischen Stadt (Leipzig 
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Charta) verständigt. Diese „Leipzig Charta“ ist auch für die Städte der Ukraine eine sehr 
nützliche Orientierung. Und die deutsche und ukrainische Regierung haben zur Umset-
zung der Charta ein gemeinsames Papier unterzeichnet. 

Die Stärkung der Kommunen ist das Ziel der Politik der ukrainischen Regierung. Die uk-
rainischen Kommunen unterstützen diese Politik und sind bereit, mehr Verantwortung zu 
übernehmen. Sie müssen ihre Entwicklung aktiv gestalten können, d. h. die räumliche 
Entwicklung und die einzelnen Aufgaben konzeptionell und längerfristig orientieren und 
die einzelnen Politikfelder aufeinander abstimmen. Die traditionelle Städtebauplanung 
sollte übergeführt werden in eine integrierte langfristige Stadtentwicklung, die zugleich 
Grundlage für die räumliche Planung ist. 

Hier setzt das Vorhaben „Integrierte Stadtentwicklung in der Ukraine“ an. Es geht dabei 
wie folgt vor: Das Vorhaben unterstützt die sechs Städte Lwiw, Czernowitz, Winnyzja, 
Schytomyr, Kiew (Podilskyj Bezirk) und Poltawa in der Erstellung von integrierten Stad-
tentwicklungskonzepten. Das Vorhaben unterstützt damit ein zentrales Reformanliegen 
der ukrainischen Regierung: Die Dezentralisierung und die Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung. Die Schweiz und Deutschland investieren gemeinsam 9,1 Mio. Euro in 
eine moderne integrierte Stadtentwicklung, in die Verbesserung der Lebenswelt der Bür-
gerinnen und Bürger und in eine stärkere Teilhabe der Menschen an wesentlichen Fragen 
der Entwicklung ihrer Heimatstadt. 

Erprobungen in den vier Städten, ergänzt um Umfragen bei weiteren Städten und um den 
Rat von ukrainischen Experten, führten zu folgender Erkenntnis: Das umfangreiche ge-
setzliche Regelwerk der Ukraine ist nicht darauf ausgerichtet, die genannten Ziele einer 
integrierten Stadtentwicklung und einer darauf basierenden räumlichen Planung zu unter-
stützen. Im Gegenteil erweisen sich viele gesetzlichen Regelungen als Hindernisse. Auch 
die Verfahren und Zuständigkeiten sind zu überprüfen und anzupassen und entsprechen 
nicht den Anforderungen des Prinzips der Subsidiarität. 

Dieses Weißbuch gliedert sich in vier Kapitel:

•	 In Kapitel 1 sind die Vorschläge für eine grundlegende Reform skizziert. Kernstück 
dieser Vorschläge ist eine komplette Novelle des Städtebaurechts, die sich weit-
gehend am deutschen Modell orientiert. Ein vollständiger Entwurf für eine solche 
Novelle liegt vor. 

•	Kapitel 2 beschreibt den Stand der aktuellen recht vielfältigen Reformdebatte in der 
Ukraine. Das Kapitel gibt zudem einen Überblick, wie die Situation bezüglich zent-
raler rechtlicher Vorschriften und der Verwaltungsanforderungen aktuell geregelt ist. 

•	Kapitel 3 fasst die Stellungnahmen wichtiger Akteure aus dem Bereich zusammen 
und ist insofern ein zentraler Bezugspunkt für ein partizipativ gestaltetes Reform-
verfahren. Die meisten dieser Vorschläge sind im neuen Gesetzentwurf enthalten. 

•	Kapitel 4 schließlich dient vor allem zur Information über zentrale Regelungen der 
europäischen und vor allem deutschen Ordnung. 

Zugleich fußt dieses Buch auf dem politischen Leitprogramm der aktuellen Regierung 
aus dem Jahre 2014, wo die Europäische Charta zur kommunalen Selbstverwaltung und 
das Prinzip der Subsidiarität im Rahmen der EU Assoziierung zu wesentlichen Orientie-
rungsmarken erklärt wurden. Diese Orientierungen nehmen wir mit diesem Weißbuch auf. 

Es wurde von einer Gruppe von deutschen und ukrainischen Experten im Laufe der ver-
gangenen zwölf Monate erarbeitet. Es nimmt noch nicht Stellung zu dem aktuellen Ent-
wurf in DRS 6403, die erst nach Redaktionsschluss ins Parlament eingebracht wurde. 

Die Autoren

Mai 2017
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Redaktioneller Hinweis

An der Erarbeitung des Weißbuchs haben folgende Experten mitgewirkt:

Prof. Dieter Schimanke, Staatssekretär a. D., Berater GIZ

Prof. Dr. für Architektur Vadim Vadimov

Prof. Dr. János Brenner, Honorar-Universitätsprofessor an der TU Budapest, Dipl.-Ing., 
Baudirektor, Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

Katharina George, Stadtplanerin, Integrierte Expertin, Departement für Städtebau und 
Architektur der Stadtverwaltung Kiew

Anna Bondar, Stellvertretende Leiterin, Departement für Städtebau und Architektur der 
Stadtverwaltung Kiew 

Dr. für Wirtschaftswissenschaften Andrij Martyn, Berater für Landrechtsangelegenheiten, 
Stadtverwaltung Kiew/ USAID 	

Dr. rer. tech. Tetiana Kryshtop,	Stellvertretende Direktorin für wissenschaftliche Arbeit 
und regionale Plannung, Projektinstitut „UKRNDPICIVILBUD“

Dr. für Architektur Oleksandr Chyzhevskyi, Direktor, Projektinstitut „UKRNDPICIVILBUD“

Anatolij Ekonomov, Leiter der Abteilung für Normen- und Methodenbereich der 
Stadtplanung, Projektinstitut „DIPROMISTO“

Stefan Gabi, Integrierter Experte für Stadtplanung, Stadtinstitut Lwiw		

Natalia Voznyuk, Beraterin des Departements für Stadtentwicklung, Architektur und 
Raumplanung Ministeriums für Regionalentwicklung, Städtebau und kommunale 
Dienstleistungen der Ukraine

Daryna Chuhunova, „Integrierte Stadtentwicklung in der Ukraine“, GIZ	 (Koordination 
der Arbeitsgruppe)

Jürgen Lembcke, Projektleiter, „Integrierte Stadtentwicklung in der Ukraine“, GIZ	

Mathias Brandt, Projektleiter, „Integrierte Stadtentwicklung in der Ukraine“, GIZ	

Das Weißbuch wurde im Rahmen des Vorhabens „Integrierte Stadtentwicklung in der 
Ukraine“ erarbeitet. Inhalte dürfen frei zitiert werden. Wir bitten um die Nennung der Quelle.
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Kapitel 1.	 EIN NEUES 
STÄDTEBAURECHT 
IN DER UKRAINE

In der Ukraine sind mehr als 40 Gesetze alleine für den Bau, für den Städtebau und für 
die Stadtplanung einschlägig. Dazu kommen Staatliche Normen DBM, die mit einer au-
ßergewöhnlichen Regelungsdichte ein hohes Maß an Bürokratie und Verwaltungsunsi-
cherheit verursachen, sowie weitere Gesetze, die den Regelungen zum Städtebau - wie 
etwa das Bodengesetz - diametral entgegenstehen. Wie in kaum einem anderen Sektor 
öffnet diese widersprüchliche und administrativ nicht beherrschbare Situation vor allem 
der Korruption Tür und Tor. Die folgenden Gesetze sind von zentraler Bedeutung. Ihr Zu-
sammenhang ist in der Graphik dargestellt. 

Im Mittelpunkt stehen das Gesetz zur Städtebautätigkeit von 2011 und das Gesetz über 
die Grundlagen des Städtebaus von 1992 (jeweils mit Änderungen im Laufe der Jahre). 
Hierzu liegen Änderungsentwürfe vor, die aber noch nicht vom Parlament verabschiedet 
sind. Ferner sind von zentraler Bedeutung:

Starke Städte. Starke Ukraine. Weißbuch 2030
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•	das Bodengesetzbuch von 2001 und das Gesetz zur Bodenordnung 2003,

•	die staatlichen Baunormen (eine grundlegende Überarbeitung durch eine Experten
kommission liegt vor),

•	das Gesetz und die Verordnung über das Kataster und

•	das Gesetz zur staatlichen Regionalpolitik. 

Im Mittelpunkt stehen wie oben ausgeführt die Inhalte in den rechtlichen Regelungen 
durch das Gesetz über die Grundlagen des Städtebaus von 1992 und das Gesetz zur 
Städtebautätigkeit von 2011. Sie sollen im Prinzip die entscheidenden gesetzlichen 
Grundlagen für die Stadtentwicklung und Integrierte Stadtentwicklung leisten. Die übri-
gen Gesetze, Instrumente und die zuständigen Verwaltungen haben diesem Zweck zu 
dienen. Aber das rechtliche Regelwerk der Ukraine im Bereich der Stadtplanung und des 
Städtebaus ist weder in sich konsistent, noch zielführend für eine geordnete, moderne 
Stadtplanung. Deshalb wird im Folgenden vorgeschlagen, ein neues rechtliches Regel-
werk an die Stelle der Vielzahl von bestehenden Gesetzen zu setzen. In der Graphik ist 
dies mit „Zukünftiges Städtebaugesetzbuch“ bezeichnet. 

Die Regelungen der einzelnen Gesetze haben sich in der Praxis häufig als nicht zielfüh-
rend erwiesen. Sie verlangen nach Änderungen der Gesetze. 

Im Folgenden werden zunächst die Analysen zu den einzelnen Gesetzen und die Not-
wendigkeiten zur Reform dargestellt. Anschließend folgt auf dieser Basis ein umfassend 
neuer Vorschlag für die Ukraine. 

1.1	 Der Reformvorschlag: Ablösung des zersplitterten 
Rechts des Städtebaus und der Stadtplanung durch 
ein Baugesetzbuch der Ukraine

In diesem Weißbuch wird ein Ansatz dargestellt, wie die Ukraine ihr Stadtplanungsrecht 
gemäß den eigenen politischen Vorgaben (April 2014), den Grundsätzen der Europäi-
schen Charta zur kommunalen Selbstverwaltung sowie gemäß internationalen Leitlinien 
(UN-Agenda 2030, Leipzig Charta 2007), die qualitative Vorgaben enthalten, modernisie-
ren kann. Das Raumordnung- und -planungsmodell steht bei den nachfolgend darge-
stellten Reformvorschlägen Modell. Das Beispiel der Bundesrepublik Deutschland wird 
deshalb zugrunde gelegt, da es in vielen Bereichen der jetzigen dreistufigen Verwaltungs- 
und Rechtslage in der Ukraine am nächsten kommt. Zudem hat das Ministerium für Re-
gionalentwicklung wiederholt die Absicht geäußert, dieses Modell als Referenzrahmen zu 
nehmen, um die eigenen Reform weiter zu entwickeln. 

Das Baugesetzbuch und das Raumordnungsgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
dienen deshalb für die hier skizzierten Vorschläge als Modell. Dem Vorschlag für ein 
„Baugesetzbuch der Ukraine“ liegen die nachfolgenden Überlegungen zugrunde. 

Die einzelnen Regelungsbereiche des Städtebaurechts werden in einem Gesetzbuch zu-
sammengeführt. Es wird damit ein einheitliches, in sich konsistentes d. h. abgestimm-
tes System von Rechtsnormen geschaffen. Dieses wird an den Zielen der kommunalen 
Stadtplanung und integrierten Stadtentwicklungsplanung ausgerichtet. 

Die aktuellen vielfältigen Probleme in der Systematik der ukrainischen Gesetzgebung las-
sen nach Auffassung der Autoren keine Reform der Einzelteile als zweckmäßig erscheinen. 
Jede Reform an Einzelteilen führt zu Konflikten mit anderen Regelungen. Deshalb wird eine 
komplett neue Ausrichtung der Rechtslage und eine Ablösung des Städtebaugesetzes von 
2011, des Gesetzes über die Grundlagen des Städtebaus von 1992, des Bodengesetzes 
von 2001 und anderer Gesetze vorgeschlagen. An deren Stelle tritt ein neues Baugesetz-
buch der Ukraine, das sich stark an das deutsche Baugesetzbuch anlehnt. Soweit Normen 
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bestehender Einzelgesetze bestehen bleiben müssen, wird die Anpassung dieser Einzelge-
setze in der üblichen Systematik der Gesetzgebung in einem zweiten Teil des Baugesetz-
buchs der Ukraine geregelt. Darin sind dann die Widersprüche zwischen den verschiedenen 
Katastersystemen, der rechtliche Umgang mit den Baunormen u. a. m. zu lösen. 

Der Entwurf dieses Gesetzes ist in Anlage 7 angefügt. Der vorstehend genannte zweite 
Teil ist noch zu entwickeln, sobald eine politische Grundsatzentscheidung für ein neues 
Baugesetzbuch der Ukraine getroffen ist. 

Der Entwurf für ein Baugesetzbuch der Ukraine ist von folgenden Leitgedanken getragen:

„Der konkrete Gesetzestext lehnt sich stark an die in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Regelungen an. Dieser Gesetzestext nimmt wichtige Regelungen der bishe-
rigen Novelle zum Städtebaurecht N° 5621 auf (insbesondere die Erweiterung der ge-
meindlichen Planungskompetenz auf das gesamte Gemeindegebiet), erweitert sie aber 
um zentrale Elemente. Die Zuständigkeit für die Stadtplanung wird auf die Städte und 
Gemeinden übertragen mit einer Reihe von konkreten Aufgaben. Oblaste und National-
regierung konzentrieren sich weiter auf die regionale und überregionale Planung in ei-
nem engen Austausch mit den Planungsvorgaben der Städte (Gegenstromprinzip). Für 
die Städte werden Regeln vorgegeben, die sie dann selbst durch eigene Rechtsetzung in 
der Form einer Satzung ausfüllen. 

Damit wird die langfristige Stadtentwicklung und Stadtplanung Aufgabe der Städte und Ge-
meinden. Und es wird ein zentraler Anspruch des Regierungsprogramms aus dem Jahre 
2014 erfüllt. Ferner trägt der vorgeschlagene Gesetzentwurf den Anforderungen der Europä-
ischen Charta zur kommunalen Selbstverwaltung und dem Gesichtspunkt der Subsidiarität 
(Verlagerung von Befugnissen auf die niedrigst mögliche Verwaltungsebene) Rechnung. 

Die Aufgabenerledigung wird damit bürgernah und auf die unterste, hierfür geeignete 
Ebene verlagert. Für die Kommunen heißt das, dass sie in ihrer Leistungsfähigkeit ent-
scheidend gestärkt werden, aber dafür auch die entsprechenden personellen und admi-
nistrativen Kapazitäten bereitstellen müssen. 

Der vorgelegte Text orientiert sich stark am rechtlichen und administrativen Modell 
Deutschlands, dessen Verwaltungsaufbau in diesem Punkt der aktuellen gebietlichen Ar-
chitektur der Ukraine am nächsten kommt. “ (zitiert aus Teil 1 der Anlage 7). 

Das deutsche Baugesetzbuch aus dem Jahr 1987 (mit regelmäßigen Anpassungen an 
veränderte Herausforderungen und der Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Uni-
on) und das Raumordnungsgesetz (parallel mit dem Baugesetzbuch regelmäßig novel-
liert) stehen also Modell. Dem Vorschlag für ein „Baugesetzbuch der Ukraine“ liegen die 
dabei im Einzelnen die folgenden Überlegungen zugrunde. 

1.2	 Inhaltlicher Ausgangspunkt
Derzeit laufen in der Ukraine intensive Bemühungen um eine starke Dezentralisierung, 
in deren Rahmen bei der Reform das Subsidiaritätsprinzip zum Tragen kommen soll, 
d. h. Aufgabenerledigung möglichst bürgernah und auf der jeweils untersten, hierfür ge-
eigneten Ebene. Für die Kommunen heißt das, dass sie in ihrer Leistungsfähigkeit ent-
scheidend gestärkt werden (müssen). Zu diesem Zwecke werden zunächst auf freiwilliger 
Basis vereinigte territoriale Gemeinden gebildet, in der Annahme, dass später eine 
kommunale Gebietsreform flächendeckend für das ganze Land stattfinden wird. Der Be-
griff „Gemeinde“ oder ukrainisch „Hromada“ wird nachstehend für die vereinigte territori-
ale Gemeinde verwendet, es sei denn, es wird ausdrücklich anders angegeben. 

Für diesen grundlegenden Ansatz der Reform und Modernisierung der öffentlichen Ver-
waltung müssen neben den Änderungen des Verwaltungssystems auch die Handlungs-
instrumente erneuert werden. Die bestehenden rechtlichen Regelungen für die räumliche 
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Planung und die Entwicklungsplanung auf den verschiedenen Verwaltungsebenen ist 
nicht mehr zeitgemäß. Es ist unübersichtlich und in sich nicht konsistent. Die bestehen-
den Gesetze erschweren und verhindern teilweise eine aktive Gestaltung der zukünftigen 
Entwicklung der Bezirke, Regionen und vor allem Städte und Gemeinden. Vor allem den 
Kommunen fehlt ein Handlungsinstrumentarium, mit dem sie die großen Herausforde-
rungen der Gestaltung der öffentlichen Aufgaben bewältigen können. Der Zuwachs an 
Verantwortung durch Übertragung von weiteren Aufgaben, die bisher von der staatlichen 
Verwaltung wahrgenommen wurden, spitzt die Situation zu: den Städten und Gemeinden 
in der Ukraine fehlt der angemessene rechtliche Rahmen, ihre Entwicklung zukunftsori-
entiert und umfassend zu planen und diese Konzepte entsprechend zu realisieren. Anzu-
setzen ist bei den gesetzlichen Grundlagen für die räumliche Planung, die die kommunale 
Aufgabenplanung und eine entsprechende kommunale Entwicklungsplanung umsetzt. 
Sie legt dabei im Gemeindegebiet jeweils eine vorrangige Nutzung für die einzelnen Flä-
chen fest (Wohngebiet, Gewerbegebiete, öffentliche Einrichtungen, landwirtschaftliche 
Flächen, Erholungsgebiete, Flächen für den Verkehr etc. ). 

Die Vielfalt der geltenden Gesetze in der Ukraine für die Bodenplanung und -ord-
nung, die Stadtplanung, das Städtebaurecht usw. ist abzulösen durch ein Gesetz, das 
dieses Rechtsgebiet umfassend, widerspruchsfrei und einheitlich regelt. Es hat zu-
gleich die rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen für die Planung der Integrierten 
Stadtentwicklung. 

Als Kernstück dieser Modernisierung der Kommunalplanung wird der Entwurf eines Ge-
setzes zur räumlichen Planung in der Ukraine (Kurzbezeichnung: Baugesetzbuch 
der Ukraine) vorgelegt, dessen Vorschriften nachstehend erläutert werden. Die Re-
form der räumlichen Planung ist ein Herzstück der Einführung der kommunalen Selbst-
verwaltung. Sie ist eingebettet in ein komplexes Beziehungsgeflecht von Gesetzen zu 
Bodenrecht, dem Katasterwesen, administrativer Zuständigkeiten, Raumordnung und 
Raumplanung, Regionalentwicklung und der entsprechenden Normen und Ausführungs-
bestimmungen. Diese Interdependenzen sind jeweils zu beachten. Zusätzlich sind bei der 
Novellierung des Städtebaugesetzes die internationalen Maßstäbe als Orientierungsrah-
men von Bedeutung, zu denen sich die Ukraine verpflichtet hat. Hier sind vor allem zu 
nennen: die „Leitlinien der Charta zur nachhaltigen Europäischen Stadt“, die „Eu-
ropäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung“ und die Anforderungen der 
UN Agenda 2030, die in Ziel 11 Leitlinien für die Stadtentwicklung enthält. Zusätzlich 
bestimmt die politische Leitlinie der Regierung das „Konzept der Reform der kommu-
nalen Selbstverwaltung und der territorialen Verwaltungsordnung in der Ukraine“, 
gebilligt durch die Anordnung des Ministerkabinetts der Ukraine vom 01. April 2014, das 
den Organen der kommunalen Selbstverwaltung eine Reihe von Kompetenzen zuweist. 
Dort sind unter anderem genannt: die Planung der Raumentwicklung der Gemeinde, die 
Steuerung baulicher Maßnahmen und die Entwicklung der kommunalen Infrastruktur. 

1.3	 Grundelemente des neuen Städtebaurechts

Der Handlungsbedarf in der Stadt- bzw. Gemeindeentwicklung in der Ukraine ist enorm. 
Laut Mitteilung des Regionalministeriums gibt es in der statistischen Betrachtung

•	ca. 29 000 Wohnorte (mit bis zu 1500 Einwohnern),

•	hiervon ca. 600 „Märkte“ (eine Zwischenstufe zwischen Gemeinde und Stadt; in 
der Ukraine mit bis zu 10 000 Einwohnern),

•	 ferner ca. 500 Städte (unter ihnen ca. 400 mit einem historischen Stadtkern und 25 
Oblast-Hauptstädte sowie die Hauptstadt Kyiv als planerisches und verwaltungs-
technisches Sonderproblem). 
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Bis zum März 2017 sind im Wege des freiwilligen Zusammenschlusses mehr als 400ver-
einigte territoriale Gemeinden entstanden. Diese haben die Chance zu einem kompletten 
„Neustart“ in ihrer Entwicklung und räumlichen Planung. 

Die räumliche Planung beantwortet auf allen Ebenen typischerweise die Frage, wo etwas 
entstehen, eine neue Nutzung angesiedelt, eine vorhandene Nutzung stabilisiert, ausge-
baut oder rückgeführt werden soll. Bevor dies entschieden werden kann, muss sich die 
jeweilige Gebietskörperschaft – im Bereich des Städtebaus also die Gemeinde – darü-
ber im Klaren sein, was sie möchte, das heißt, sich Rechenschaft darüber ablegen, wie 
ihre Entwicklung in den nächsten 10-15 Jahren realistisch betrachtet verlaufen soll und 
wird. Sie muss sich Fragen beantworten, die etwa so lauten können: hat die Gemein-
de Alleinstellungsmerkmale, die sie von allen anderen unterscheiden, und wenn ja, wie 
kann dies für die eigene Entwicklung nutzbar gemacht werden? Wie wird die Bevölke-
rungsentwicklung verlaufen, haben wir es mit Wachstums- oder Schrumpfungsprozessen 
zu tun? Dies soll auf einer breiten Bürgerbeteiligung, auf einem möglichst weitgehend 
zu erreichenden Konsens aller Beteiligten über die Ziele beruhen. Alle diese Überlegun-
gen führen zu einem integrierten Stadt- bzw. Gemeindeentwicklungskonzept, das 
vor der räumlichen Planung für die ganze Gemeinde oder ihre Teile steht. Am Beispiel 
Deutschland sieht man, dass sich die (informelle, gesetzlich weder dem Grunde nach 
vorgeschriebene noch inhaltlich geregelte) Stadtentwicklungsplanung natürlich nicht voll-
ständig von den verschiedenen Formen einer (gesetzlich geregelten) räumlichen Planung 
trennen lässt, denn die Entwicklungsüberlegungen für einen Stadt- bzw. Ortsteil stellen 
bereits räumliche Überlegungen dar: Und umgekehrt enthält ein Flächennutzungsplan als 
das zentrale Instrument der kommunalen räumlichen Planung strategische Elemente der 
Stadtentwicklung. 

Es ist aber wichtig, sich dieses System von Zielen der Entwicklung, die räumlich zu ver-
orten sind, zu vergegenwärtigen. Stadtentwicklungsplanung ist eine eminent politische 
Aufgabe: hier tritt die Kommune, idealerweise im breitesten Konsens ihrer Bürger, aus 
ihrer zwar notwendigen, aber nicht hinreichenden Rolle als „Schiedsrichter“ der räumli-
chen Planung heraus und wird zum selbstbewussten Akteur der Entwicklung. Die Pla-
nungshoheit der Gemeinden sollte neben der gesetzlichen Grundlage in der täglichen 
Planungspraxis stärker verankert werden. Die Schaffung und Berücksichtigung der 
Gemeindeentwicklungskonzepte wird im Gesetzentwurf ausdrücklich verankert 
(Art. 15 Abs. 1 Satz 2, Art. 15 Abs. 5 Nr. 11, Art. 156 Nr. 4). In Art. 15 Abs. 1, Satz 2 
bis 6 sind die Eckpunkte für die Integrierte Stadtentwicklung in programmatischer Weise 
genannt. Es liegt in der Eigenverantwortung der Städte und Gemeinden, wieweit sie Kon-
zepte der Integrierten Stadtentwicklung im Einzelnen entwickeln und praktizieren. 

In den genannten Regelungen im neuen Baugesetzbuch der Ukraine werden zwei zent-
rale Handlungslinien miteinander verbunden: die Planung der wesentlichen Aufgaben der 
Kommunen (bestehende und neu übertragene Aufgaben) und die räumliche Realisierung 
dieser öffentlichen Aufgaben und der Bedürfnisse der Bürger und privater Institutionen. 
Dabei geht es um die Abwägung der verschiedenen Interessen, den Vorrang des öffent-
lichen Wohls, die Ausgewogenheit der Raumnutzung insgesamt. Dieses ist nur zu rea-
lisieren, wenn die Kommunen über das gesamte Territorium in ihrem Gebiet planerisch 
entscheiden können, also sowohl das besiedelte als auch das unbesiedelte Gebiet. 

Wichtig ist, dass die Gemeinden die Konzepte tatsächlich als ihr eigenes Werk be-
trachten und aktiv umsetzen. Das hat eine noch stärkere und intensivere Bürgerbetei-
ligung vor Ort dergestalt zur Folge, dass man den Bürgern zunächst überhaupt keinen 
Entwurf vorsetzt, sondern sie erst nach ihren Vorstellungen befragt. Nachdem sich hier-
bei gewisse Schwerpunkte herauskristallisiert haben, kann man zu einem moderierten 
Verfahren in Arbeitsgruppen mit professioneller Unterstützung und dann zur Synthese 
übergehen. Ferner wird empfohlen, auch Hinweise von Bürgern, die sich mit Vorschlägen 
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gemeldet hatten, die aber nicht berücksichtigt werden konnten, zu dokumentieren und 
den Grund der Ablehnung darzulegen. Dies dürfte zu einer besseren Akzeptanz beitragen. 

1.4	 Zur räumlichen Planung im Allgemeinen

Im Gesetzentwurf wird künftig das ukrainische Planungssystem deutlich gestrafft, 
wobei als Vorbild einer „good practice“ das deutsche Planungssystem dient. Die Ver-
fasser empfehlen nachdrücklich, eine „Reform an Haupt und Gliedern“ durchzuführen, 
statt das gegenwärtige System nur umzubauen. Während sowohl derzeit, als auch nach 
dem Gesetzentwurf Nr. 5126 eine schier unübersehbare Vielfalt von verschiedenen räum-
lichen Plänen vorgesehen ist, verbleiben nur noch wenige, klar definierte Planarten, 
die sich allerdings in ihrer Systematik und Terminologie an die ukrainischen Planungstra-
ditionen anlehnen, um den Übergang zu erleichtern. Art. 1 des Gesetzentwurfs sieht vor:

„(1) Das Staatsgebiet der Ukraine und dessen Teile (überörtliche räumliche Planung) 
sowie die Gebiete der Gemeinden (örtliche räumliche Planung) sind durch räumliche 
Pläne und deren Umsetzung zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 

(2) Pläne der überörtlichen räumlichen Planung sind

•	das Planungsschema für das Staatsgebiet der Ukraine,

•	die Planungsschemata für die durch Beschluss der Verchovna Rada festgelegten 
Teilräume sowie für das Gebiet der Autonomen Republik Krim,

•	das Planungsschema für die Oblast,

•	das Planungsschema für den Rayon. 

(3) Pläne der örtlichen räumlichen Planung sind

•	der Plan für das Gebiet der vereinigten territoriale Hromada und alle anderen, nach 
den jeweils geltenden Rechtsvorschriften bestehenden Gemeinden (nachfolgend 
Generalplan genannt),

•	der Bauzonenplan für einzelne Ortschaften, Stadtteile oder sonstige größere Teile 
des Gemeindegebiets (nachfolgend Bauzonenplan genannt),

•	der Detailplan für einzelne, kleinere Teile des Gemeindegebiets (nachfolgend De-
tailplan genannt). “

Der Bauzonenplan ist planerisch betrachtet eine Variante des Detailplans, in der deut-
schen Planungstradition vergleichbar z. B. mit den als einfachen Bebauungsplänen über-
geleiteten Hamburger Baustufenplänen. Erhalten bleibt ferner das Rechtsinstitut der 
örtlichen Bauvorschrift (im Gesetzentwurf aus Gründen der Einfachheit Satzung genannt). 

Als Anlage wurden Vorschriften in Anlehnung an die deutsche Baunutzungsverordnung 
in den Gesetzentwurf integriert, die den Gemeinden die Festsetzungsmöglichkeiten zu 
Art und Maß der baulichen Nutzung als Planungsgrundlage in die Hand geben. 

Für die gesamte „Planungskaskade“ gilt das Gegenstromprinzip, d. h. , die Ent-
wicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume soll sich in die Gegebenheiten und Er-
fordernisse des Gesamtraums einfügen; die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 
Gesamtraums soll die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teilräume berücksichti-
gen. Die räumlichen Pläne der jeweils nachfolgenden räumlichen Ebene sind aus dem 
räumlichen Plan für die jeweils höhere Ebene zu entwickeln, wobei der Begriff „entwi-
ckeln“ nach der deutschen Planungstradition, die auch hier zum Tragen kommen soll, 
durchaus Spielräume für eigene planerische Überlegungen auf der jeweiligen Planungse-
bene zulässt. 

Die Maßstäbe der Plandarstellung sind nach Zweckmäßigkeit frei wählbar; für Bauzo-
nenpläne empfiehlt sich der Maßstab 1: 5000, für Detailpläne der Maßstab 1: 1000. 
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1.5	 Schlussfolgerungen aus der Umfrage unter 
ukrainischen Städten

Die zur Vorbereitung dieses Weißbuchs durchgeführte Umfrage in 21 Städten mittlerer 
Größe führte zu einem umfangreichen Katalog an notwendigen Gesetzesänderungen. Die 
Vorschläge, die in Kapitel 3. 1. im Einzelnen dargestellt sind, wurden in den Entwurf für ein 
Baugesetzbuch der Ukraine eingearbeitet. Es geht u. a. um die Verbesserung des Planungs-
systems und -instrumentariums, um die Stärkung der Kommunen bei den Verwaltungsver-
fahren und die Auflösung der Spannungslage zwischen Bodenrecht und Städtebaurecht. 

Vor allem die fehlende Abstimmung zwischen dem Bodengesetz und dem Städtebau-
gesetz ist ein gravierender Mangel des bestehenden gesetzlichen Regelwerks. Diese 
Einschätzung wird auch von Experten von DIPROMISTO und CIVILBUD geteilt. Deren 
Experten schlagen vor, eine Reihe von Vorschriften im Bodengesetz und vor allem im 
Gesetz zur Bodenplanung zu streichen, um Widersprüche zum Städtebaugesetz zu re-
duzieren (siehe ausführlich im Kapitel : 3. 2: Vorschläge des Staatlichen Bilokon-For-
schungsinstituts der Ukraine für Städteplanung „Dipromisto“ und 3. 3. ). Der mit diesem 
Weißbuch vorgelegte Entwurf für ein Gesetz für die räumliche Planung der Ukraine inte-
griert die beiden Bereiche von Bodenrecht und Städtebaurecht mit der Folge, dass die 
gesetzlichen Regelungen aufeinander abgestimmt sind. 

1.6	 Denkmalschutz
Der Denkmalschutz ist ein wesentlicher Bestandteil der Stadterhaltung und Stadtpla-
nung. Die Ukraine verfügt über einen großen Schatz von erhaltenswerten historischen 
und modernen Stadtquartieren. Die Kommunen sollen nach der politischen Programma-
tik der Ukraine mehr Zuständigkeiten und Verantwortung im Rahmen der Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung erhalten. Dann müssen sie auch im Bereich des Denk-
malschutzes mehr Entscheidungsverantwortung und eine bessere, qualifizierte Personal-
ausstattung erhalten. Dazu sind oben im Kapitel 9 Vorschläge entwickelt worden, die im 
Einzelnen näher zu prüfen und in eine Gesetzesnovelle umzusetzen sind. Dies kann pa-
rallel zu dem Reformvorschlag in nachfolgenden Kapitel geschehen oder im Anschluss 
daran, falls es sich als zweckmäßiger erweisen sollte. 

1.7	 Weitere Empfehlungen des Weißbuchs
In die Reform der künftigen Zuständigkeiten sollen aus Sicht der Verfasser dieses Weiß-
buchs folgende Regelungen aufgenommen werden. 

(a)	 Der Generalplan (Flächennutzungsplan) umfasst das gesamte Territorium einer 
Gemeinde. Eine Flächenplanung des Rayon entfällt. Die Regionalplanung auf 
Rayon- bzw. Oblast-Ebene beschränkt sich auf überörtliche Festlegungen. Die 
Generalpläne werden von den Gemeinden unter Beachtung der Regionalpläne 
entwickelt. 

(b)	 Der Generalplan bedarf der Genehmigung durch die staatliche Planungsbehör-
de (Oblast-Verwaltung). Prüfmaßstab sind allein die bestehenden Gesetze und 
der bestehende Regionalplan. 

(c)	 Der Generalplan soll in der Regel alle 15 Jahre überarbeitet werden. In der Zwi-
schenzeit sind Änderungen und Ergänzungen jederzeit möglich, wenn dazu ein 
Bedarf besteht. Er legt die Grundlinien der räumlichen Entwicklung fest, schafft 
für die Bauwilligen (Bürger, Unternehmen, aber auch die öffentliche Hand) noch 
keine Rechtsgrundlage für eine Baugenehmigung. 
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(d)	 Bauzonenplan und Detailplan konkretisieren den Generalplan und befin-
den sich auf derselben Hierarchie-Ebene: sie gelten jeweils für Teile des 
Gemeindegebiets, mit dem Unterschied, dass der Bauzonenplan etwas ver-
einfachte Festsetzungen – in aller Regel für Gebiete mit nur geringem Verän-
derungsdruck  – enthält, während im Detailplan, wie der Name schon sagt, 
detaillierte Festlegungen für Teilgebiete der Gemeinde getroffen werden, in de-
nen größere städtebauliche Veränderungen (Neubebauung, Sanierung, Infra-
struktur-Maßnahmen) stattfinden. Der Plan bedarf dann keiner Genehmigung, 
wenn er mit dem Generalplan übereinstimmt. 

(e)	 Es ist durch Gesetzgebung zu regeln, dass das Bodenrecht so gestaltet wird, 
dass es der Umsetzung der Stadtplanung dient. Teile der derzeitigen Bodenge-
setze werden durch Regelungen im Gesetz für die räumliche Planung ersetzt. 
Die verbleibenden einzelnen Instrumente des Bodengesetzbuchs und des Ge-
setzes über die Bodenplanung sind so zu gestalten, dass sie mit dem Städte-
baurecht harmonieren. 

(f)	 Der Generalplan und die Bauzonenpläne werden vom Stadtrat beschlossen. Die 
Rechtsform einer kommunalen Satzung sollte im ukrainischen Recht eingeführt 
werden (erforderlich für diverse Umsetzungsschritte im Recht der räumlichen 
Planung, z. B. Veränderungssperre, Sanierungssatzung); das Gesetz über die 
kommunale Selbstverwaltung ist systematisch der richtige Ort, um die Rechts-
form der kommunalen Satzung zu schaffen. 

(g)	 Den Verwaltungen der Städte ist die Zuständigkeit für die Erteilung von Bauge-
nehmigungen vollständig zu übertragen, wenn sie die erforderliche Fachkunde 
besitzen (qualifiziertes Personal des Bauwesens). Sie unterliegen hierbei aller-
dings der Fachaufsicht durch die staatliche Bauaufsichtsbehörde, die durch 
regelmäßige Geschäftsprüfungen für die Verhinderung rechtswidrig und ggf. 
durch Korruption zu erteilender Baugenehmigungen zu sorgen hat. In Gemein-
den, die selbst nicht die Aufgabe der Bauaufsichtsbehörde übertragen be-
kommen haben, ist die Baugenehmigung im Einvernehmen mit der staatlichen 
Bauaufsichtsbehörde zu erteilen, die darüber wacht, - dass von den Bauzonen- 
oder Detailplänen nicht bzw. wenn, dann nur geringfügig im Befreiungswege 
unter Beteiligung ggf. betroffener Nachbarn abgewichen wird und - dass die 
technischen Anforderungen an die Sicherheit der baulichen Anlage eingehalten 
werden. 

(h)	 In Bezug auf die Bauzonen- und Detailpläne soll es eine frühzeitige Bürgerbe-
teiligung geben, konkret die Einbeziehung der Nachbarschaft schon während 
der Formulierung der Aufgabenstellung. Auch der Generalplan ist in einem brei-
ten Diskussionsprozess zu erörtern. 

(i)	 Die Zivilgesellschaft ist in die Planungen einzubeziehen. Dabei bleibt die Ent-
scheidungsverantwortung bei den Organen der Stadt. 

(j)	 In der staatlichen Architektur-Inspektion, die die Arbeit der „Chef-Architekten“ 
kontrolliert, sollen Architekten mit dem entsprechenden Fachwissen arbeiten. 
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Kapitel 2.	 DER STAND DER REFORM 
DES STÄDTEBAUS IN DER 
UKRAINE 

2.1	 Politische Vorgaben: Die aktuellen Reformkonzepte 
der ukrainischen Regierung 

Die Regierung der Ukraine und der Präsident haben Anfang 2014 die Proteste gegen 
die überkommenen Strukturen des politisch-administrativen Systems aufgegriffen und 
umfassende Konzepte zur Verwaltungsreform präsentiert. Das Kabinett hat am 01. Ap-
ril 2014 das Konzept zur Reform der kommunalen Selbstverwaltung beschlossen. 
Darin sind als Kernelemente enthalten: die Kommunen sind in die Lage zu versetzen, 
dass sie die wesentlichen örtlichen Dienstleistungen in angemessener Qualität erfül-
len können; ihnen sollen zusätzlich Aufgaben zur Erfüllung vor Ort übertragen werden; 
die Beteiligung der Bürger an kommunalen Entscheidungen ist durch entsprechende 
gesetzliche Grundlagen zu stärken. Eng verbunden mit der geplanten Stärkung der 
Kommunen ist eine Territorialreform, damit auf der Kommunalebene leistungsstarke 
Verwaltungen entstehen können 

Und hier schließt sich der Kreis zur kommunalen Entwicklungsplanung bzw. integrier-
ten Stadtentwicklung: je mehr Aufgaben den Städten und Gemeinden übertragen wer-
den, desto größer wird ihr Gestaltungsraum für die örtlichen Lebensverhältnisse. Und 
ihre Verantwortung für die öffentlichen Leistungen für die Bürger steigt. Damit wird eine 
anspruchsvolle Planung notwendig. Der Katalog der Aufgaben, die in Zukunft die Ge-
meinden wahrnehmen sollen, ist umfangreich und wird in beispielhafter Weise die Eu-
ropäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung umsetzen. 

Es sollen nach dem Konzept der Regierung vom April 2014 die folgenden Aufgaben bei 
den Kommunen liegen (Zitat): 

„Die Organe der kommunalen Selbstverwaltung auf der unteren Ebene erhalten Be-
fugnisse in Übereinstimmung mit ihren Personal-, Finanz-, Infrastrukturkapazitäten 
und Ressourcen auf der neuen territorialen Grundlage. Zu diesen Befugnissen zählen 
sowohl die eigenen auf die lokalen Belange bezogenen als auch die delegierten, vom 
Staat übertragenen Vollmachten, die sich auf die Umsetzung staatlicher Programme 
beziehen.“

Diesem politischen Programm aus April 2014 zufolge umfassen die Kernkompetenzen 
der Organe der kommunalen Selbstverwaltung auf der Grundebene folgende Elemente:

•	 lokale Wirtschaftsentwicklung (Gewinnung von Investitionen, Unternehmen- 
sentwicklung);

•	Entwicklung der lokalen Infrastruktur (Straßen; Wasser-, Wärme-, Erdgas-, Strom-
versorgungsnetze, Abwasserabführungsnetze, Kommunikationsnetze, soziale und 
Kulturobjekte);

•	Planung der Raumentwicklung in der jeweiligen Gemeinde;



Weißbuch zur Reform von Verwaltung und Recht für die Stadtentwicklung in der Ukraine vom 15. Mai 2017 14

•	bauliche Maßnahmen (Erschließung von Grundstücken, Baugenehmigungen, Inbe-
triebsetzung von Objekten);

•	Begrünung und Ausstattung von Territorien;

•	Erbringung kommunalen Dienstleistungen (zentrale Wasser- und Wärmeversor-
gung, Abwasser, Abtransport und Entsorgung von Abfällen, Instandhaltung des 
kommunalen Wohnungsbestands);

•	Organisation des öffentlichen Personenverkehrs auf dem Territorium der 
Gemeinde;

•	 Instandhaltung kommunaler Straßen in Ortschaften;

•	öffentliche Sicherheit;

•	Feuerwehr;

•	 vorschulische, schulische und außerschulische Bildung;

•	Ambulanz, medizinische Grundleistungen, medizinische Vorbeugungsmaßnahmen;

•	Kultur und Sport (Instandhaltung und Betrieb von Kulturobjekten, Bibliotheken, 
Stadien und Sportplätzen);

•	 soziale Hilfe durch territoriale Zentren;

•	Erbringung von Verwaltungsdienstleistungen durch Bürgerämter. 

•	Dienstleistungen, die von den Organen der Exekutive auf der Grundebene erbracht 
werden:

•	Sanitäts- und Seuchenschutz;

•	 soziale Versorgung der Bevölkerung (Renten, Subventionen, Zuwendungen, sozia-
le Hilfe);

•	 staatliche Kontenführung;

•	Eintragung zivilrechtlicher Akten.

Misst man den Katalog der Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung an der darge-
stellten europäischen Praxis, so nähert sich die Ukraine dieser Praxis bei konsequenter 
gesetzlicher und administrativer Umsetzung dieser politischen Vorgaben in erhebli-
chem Umfang an. 

2.2	 Rechtsrahmen: Verfassung, Gesetz zur kommunalen 
Selbstverwaltung, Gesetz zur staatlichen 
Regionalpolitik etc. 

Die Verfassung der Ukraine garantiert die kommunale Selbstverwaltung (Art. 7). Diese 
soll wie folgt gestaltet werden:

Article 143. Territorial communities of a village, settlement and city, directly or th-
rough the bodies of local self-government established by them, manage the property 
that is in communal ownership; approve programs of socio-economic and cultural 
development, and control their implementation; approve budgets of the respective 
administrative and territorial units, and control their implementation; establish local 
taxes and levies in accordance with the law; ensure the holding of local referendums 
and the implementation of their results; establish, reorganize and liquidate communal 
enterprises, organizations and institutions, and also exercise control over their acti-
vity; resolve other issues of local importance ascribed to their competence by law. 
Die Verfassung gibt eine allgemeine Richtungsorientierung. Die Ausgestaltung liegt 
bei den einzelnen Gesetzen. 
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Das aktuelle Gesetz über die kommunale Selbstverwaltung benennt eine Reihe von 
Funktionen, die bei den Organen der Kommunen liegen. Sie bleiben aber relativ abstrakt, 
was offensichtlich der Lage zuzurechnen ist, dass kleine Gemeinden nur wenige Aufga-
ben in hinreichender Qualität tatsächlich erfüllen können. Für das Thema der kommu-
nalen Planung enthält vor allem Art. 27 Aufgabenfelder, um die sich die Kommune zu 
kümmern hat: „…preparation of programs of social and economic and cultural develop-
ment of villages, settlements, the cities, target programs on other questions of self-gover-
nment. ” 

Das ukrainische Gesetz über die kommunale Selbstverwaltung gibt damit prinzipiell eine 
weitgehend hinreichende Basis für die Position, dass nach dem Generalprinzip der Sub-
sidiarität die Kommunen ihre Angelegenheiten zukunftsorientiert selbständig zu gestalten 
haben. 

Die Kommunen sind ein wesentlicher Akteur der räumlichen Planung und eingebunden 
in das vertikale Gefüge des Staates. Der Staat hat die Aufgabe, neben der gesamtstaat-
lichen Planung auch für die Regionalplanung die Grundlagen zu schaffen. Die Ukraine 
hat die Planung auf dieser Ebene im Jahr 2015 auf eine neue Basis gestellt: mit dem 
Gesetz über die Konzepte der staatlichen Regionalpolitik vom 05. 02. 2015. Die darauf 
begründete Strategie der Regierung beinhaltet u. a. das Ziel der territorialen sozioökono-
mischen Integration und räumlichen Entwicklung. Ein weiteres Ziel ist ein effektives staat-
liches Management im Feld der Regionalentwicklung, das u. a. durch Dezentralisierung 
der Zuständigkeiten, eine Reform der lokalen Selbstverwaltung und der administrativ-ter-
ritorialen Strukturen erreicht werden soll. Die Integrierte Stadtentwicklung kann und sollte 
darin eingebunden sein. 

2.2.1	 Bodengesetz von 2001 und Gesetzentwurf 4355 zur 
Bodenreform

Die Bodenordnung, die im Wesentlichen durch das Bodengesetz von 2001 und das 
Gesetz über die Bodenordnung von 2003 gestaltet ist, und die Städtebaugesetze von 
1992 und 2011 verfolgen unterschiedliche Zwecke. Die Bodengesetzgebung wurde unter 
Einfluss der 1991 aufgenommenen Bodenreform herausgebildet, deren Aufgabe in der 
massenhaften Umverteilung von Grund und Boden, der Übergabe von Grund und Boden 
ins Privateigentum sowie in der Verpachtung des Grundes und Bodens zwecks Entwick-
lung verschiedener Landwirtschaftsformen bestand. Sie verfolgte und verfolgt das Ziel, 
die Bodenverhältnisse zwecks Sicherung des Rechtes auf Grund und Boden für Bürger, 
Rechtspersonen, Kommunen und den Staat, sowie zwecks der sinnvollen Bodennutzung 
und des Bodenschutzes zu sichern. 

Demgegenüber geht es der Stadtplanung und dem Städtebau um die Herausbildung ei-
nes Lebensraums für die Bürger (Wohnen, Wirtschaft und Arbeit, gesellschaftliche Betä-
tigung usw. ) bei gleichzeitiger Gewährung des Umweltschutzes, sinnvoller Nutzung der 
Naturressourcen und Erhaltung des Kulturerbes. 

Das Gesetz zu Grundlagen des Städtebaus war das erste Gesetz der Ukraine nach der 
Unabhängigkeitsverkündung, in dem das zentralisierte sowjetische System erhalten blieb. 
Die wichtigsten Zuständigkeiten der Planung, Kontrolle und Umsetzung der Entscheidun-
gen waren der Behörde der staatlichen Bauaufsicht erteilt. Nach diesem Gesetz wurden 
den Oblast- und Rayonsräten sekundäre Zuständigkeiten im Planungsbereich übertragen, 
und Organe kommunaler Selbstverwaltung sollten nur die Umsetzung staatlicher Program-
me kontrollieren. Mit dem Gesetz wurden den Organen kommunaler Selbstverwaltung 
allerdings bestimmte Zuständigkeiten übertragen, die Städtebauplanung auf dem Territo-
rium einer Gemeinde zu beschließen. Obwohl die Organe kommunaler Selbstverwaltung 
das Recht auf Planung der Flächennutzung, Raumentwicklung und Zonierung sowie die 
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Möglichkeit bestimmte Prozesse zu beeinflussen erhalten haben, haben sie immer noch 
kein Recht, selbständig Bauleitpläne aufzustellen. Diese werden immer noch von einer 
staatlichen Planungsbehörde zentralen Planungsbehörde aufgestellt (zentrale Behörde für 
„Staatliche Aufsicht der Ukraine für Architektur und Bauwesen“, im Oblast mit dem Zusatz 
„… in Oblast XY“). Obwohl im Gesetz zur Regelung der Städtebautätigkeit vom 17. 02. 
2011 die verbindliche Bewilligung der Bauleitpläne und neuer Zoning-Pläne vorgeschrie-
ben wurde, hat die Lokalebene nach Annahme des Gesetzes zunächst keine Finanzierung 
zur praktischen Umsetzung entsprechender Rechtsbestimmungen erhalten. Da es keinen 
verbindlichen Plan gab, haben viele Organe kommunaler Selbstverwaltung die Zuweisung 
der Grundstücke und Erteilung der Genehmigungen eingestellt, was die marktorientierte 
räumliche und wirtschaftliche Entwicklung erschwert hat. 

Es besteht die folgende komplizierte Situation: Die durch Städtebaudokumentation 
vorgesehene funktionsmäßige Zonierung der Territorien steht nicht in direktem Zusam-
menhang mit der Klassifikation der Grundstücke nach ihrer Zweckbestimmung lt. Boden-
gesetzgebung. Die Bestätigung der Städtebaudokumentation führt nicht automatisch zur 
Funktionsänderung eines Territoriums. Die Funktion wird erst geändert nach Ausarbei-
tung auf Initiative des Eigentümers bzw. des Benutzers des Grundstücks der Raumord-
nungsdokumentation, gemäß welcher das Grundstück umgewidmet wird. 

Es ist deshalb eine logische Folge, wenn zwei Gesetze im demselben Sektor platziert 
sind, aber unterschiedliche Zwecke verfolgen, dass ihre Regelungen, Instrumente und 
praktische Wirkungen zu Disharmonien, Konflikten und Blockaden führen. Beispielsweise 
behindern die Landkategorien (Art. 19 Bodengesetzbuch) häufig die Planungsdokumen-
tation (vermeintliches Verbot einer Änderung) oder sie widersprechen dem General-, Zo-
nierungs- oder Detailplan und führen zu Unklarheiten und ggf. Konflikten. 

Ein zentrales Problem der mangelnden Übereinstimmung von Bodenrecht und Stadtpla-
nung lässt sich wie folgt beschreiben: Die durch Städtebaudokumentation vorgesehene 
funktionsmäßige Zonierung der Territorien steht nicht in direktem Zusammenhang mit der 
Klassifikation der Grundstücke nach ihrer Zweckbestimmung lt. Bodengesetzgebung. Die 
Bestätigung der Städtebaudokumentation führt nicht automatisch zur Funktionsänderung 
eines Territoriums. Die Funktion wird erste geändert nach Ausarbeitung auf Initiative des 
Eigentümers bzw. des Benutzers des Grundstücks der Raumordnungsdokumentation, 
gemäß welcher das Grundstück umgewidmet wird. 

Die notwendige Harmonisierung der gesetzlichen Regelungen zum Bodenrecht und zur 
Stadtplanung sollte dem Grundprinzip folgen, dass alle Vorschriften, die Art und Maß der 
Zulässigkeit der baulichen und sonstigen Nutzung der Grundstücke zum Gegenstand ha-
ben, zum Städtebaurecht (d. h. , zum Recht der räumlichen Planung) gehören und im 
Zweifel Vorrang vor den Vorschriften des Bodenrechts genießen. 

2.2.2	 Rechtliche Regelungen zum Kataster

Die Ukraine verfügt über eine Vielzahl von Kataster. Für die Stadtplanung sind die beiden 
folgenden von zentraler Bedeutung: das Staatliche Bodenkataster und das Städtebau-
kataster. Das Staatliche Bodenkataster gilt als Grundlage für die Erstellung aller ande-
ren Branchen- und Amtskataster. Seit dem Jahr 2013 ist das Staatliche Bodenkataster 
auf eine neue Grundalge gestellt worden. In ihm sind über 17 Millionen Grundstücke 
eingetragen. 

Neben Grundstücken als Immobilienobjekte werden im Staatlichen Bodenkataster die 
Grenzen der territorialen Verwaltungseinheiten, die Einschränkungsquoten bei Boden-
nutzung, Linien der Staatsgrenze sowie die Angaben über Geldwert, Bonitierung des 
Bodens offiziell registriert sowie weitere mit Bodenressourcen zusammenhängenden In-
formationen gesammelt. 
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Das Staatliche Bodenkataster umfasst Folgendes: 

•	Nationales Katastersystem“, Server-Anlagen (zwei Datenverarbeitungszentren), 

•	Personal (über 1700 Registrierbeamten), 

•	Verwaltung (Staatsbetrieb mit 24 Zweigstellen), 

•	Datenbanken für Registrierung der Grundstücke, Grundoberschicht, Einschrän-
kungen der Bodennutzung, Archiv-Versionen der Raumordnungsdokumentation, 

•	Grundbücher mit Angaben über Grundstücke usw. 

Formal wird das Städtebaukataster als staatliches System für Speicherung und Benut-
zung der Geo-Daten über ein Territorium, territoriale Verwaltungseinheiten, ökologische, 
geologische Voraussetzungen, Informationsressourcen betr. Baunormen, staatlichen 
Standards und Regelwerks für Deckung des Informationsbedarfs bei Flächenplanung 
und Bautätigkeit, für Entwicklung der branchenbezogenen Komponente der staatlichen 
Geo- Informationsressourcen betrachtet. 

Als Informations- und analytisches System wurde das Städtebaukataster nur in wenigen 
Großstädten aufgebaut. Das gesamte staatliche Internet-Portal des Städtebaukatasters 
wurde bisher nicht realisiert. 

Die informationsmäßige Zusammenwirkung zwischen Staatlichem Bodenkataster und 
Städtebaukataster ist praktisch nicht zustande gekommen. Und es gibt keinen Datenaus-
tausch. Teilweise wird seitens der Städte darüber geklagt, dass für sie der Zugang zum 
Bodenkataster erschwert ist. 

Die gegenseitige Abstimmung der beiden Kataster (kommunaler Städtebau und staatli-
ches Bodenkataster) ist dringend notwendig, um verlässliche Grundlagen für die Stad-
tentwicklungsplanung zu haben. Es wird im weiteren Verlauf zu diskutieren sein, ob es 
sich eher um ein Vollzugsproblem oder um ein Problem nicht optimaler Verwaltungs-
strukturen und -verfahren handelt. 

2.3	 Der Verwaltungsrahmen der Raum- und 
Ressourcenplanung in der Ukraine

Die Raumplanung und Ressourcenplanung sind in der Ukraine drei Territorialebenen in ei-
nem Verbundsystem zugeordnet: staatliche (makroterritoriale), regionale (mesoterritoriale) 
und lokale (mikroterritoriale) Ebenen. Diese Planung richtet sich nach dem Begriff der stra-
tegischen Planung (oder Ressourcenplanung), die sich ihrerseits an die theoretisch-prak-
tischen Traditionen der Sowjetunion anlehnt, wo die wissenschaftlich-technische und 
sozialwirtschaftliche Prognostizierung den Vorrang für bestimmte Territorien hatte 

Die Raumentwicklung ist eng mit dem System der Verwaltungsgliederung verbunden, das 
sich im Laufe der modernen Geschichte der Ukraine verändert hat. In der heutigen Zeit 
der ukrainischen Unabhängigkeit beeinflussen die Probleme der Verwaltungsgliederung die 
Raum- und Ressourcenplanung. Mit besonderer Schärfe stellte sich die Frage der Raum- 
und Ressourcenplanung in Theorie und Praxis der Ukraine zu Beginn des 21. Jahrhunderts. 

In ihrer Hierarchie und Methodologie ist die Raumplanung der Ukraine heute am schlüs-
sigsten im Generalplanungsschema des Gebiets der Ukraine und in den jeweiligen Städ-
tebauplanungen dargestellt. 

Die Territorialplanung auf der staatlichen Ebene besteht in der Entwicklung und Umset-
zung des Schemas der Generalplanung der Ukraine (das Gesetz der Ukraine zum Bau-
leitplan der Ukraine Nr. 3059-III vom 7. Februar 2002), der Planungsschemata einzelner 
Teilbereiche des ukrainischen Territoriums, die die Territorien einiger Oblaste umfassen, 
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der Schemata internationaler Verkehrskorridore und deren Einflusszonen, allgemeiner 
Projekte zur Territorialentwicklung von grenzüberschreitenden Regionen. 

Die Territorialplanung auf der regionalen Ebene besteht in der Entwicklung und Um-
setzung von Planungsschemata der Oblaste und Autonomen Republik Krim so-
wie Gruppen von Verwaltungsbezirken (Plan der vereinigten territorialen Gemeinden, 
Verwaltungsbezirke). 

Die Territorialplanung auf der lokalen Ebene besteht in der Entwicklung und Umsetzung 
von Bauleitplänen der Gemeinden und Ortschaften (Siedlungen), Zoning-Plänen und de-
taillierten Territorialplänen. In den letzten 15 bis 20 Jahren blieben die Aufgabenplanung 
und deren Umsetzung durch Raumplanung auf Stadtebene deutlich hinter den allgemei-
nen europäischen Standards zurück. Die Stadtplanung ist in der Ukraine nach wie vor mit 
dem Erbe der Planwirtschaft belastet. Sie ist nicht flexibel genug, um auf die sich ver-
ändernden Marktbedingungen reagieren zu können und zu einem wirksamen Instrument 
der Stadtraumplanung zu werden. 

Raumplanung aber ist eng mit der Aufstellung von Städtebauplanungen aller Ebenen 
verbunden. 

Für das Jahr 2015 hat DIPROMISTO die folgende Dokumentation erstellt, wieweit auf den 
einzelnen Verwaltungsebenen Raum- und Stadtplanungen vorliegen. Diese Dokumentation 
ist im Gesetz „Über die Regelung der Stadtbaulichen Tätigkeit“ von 2011 vorgeschrieben. 

•	Planungsschemata der Oblaste: 64 % (Gesamtzahl 24);  

•	Planungsschemata der Rayons: 13 % (Gesamtzahl 490); 

•	Generalpläne der Oblast-Zentren: 92% (Gesamtzahl 24); 

•	Generalpläne Oblast angehöriger Städte: 63% (Gesamtzahl 180); 

•	Generalpläne rayonsangehöriger Städte: 43 % (Gesamtzahl 241); 

•	Generalpläne stadtähnlicher Siedlungen: 21% (Gesamtzahl 909); 

•	Generalpläne ländlicher Siedlungen:14% (Gesamtzahl 28385). 

Aus dieser Statistik wird deutlich, dass die Städte und die Oblaste überwiegend über 
Stadt- und Raumpläne verfügen, die übrigen Institutionen einen erheblichen Nachhol-
bedarf haben. Aus der Vorgabe zur Dezentralisierung und zur Gründung der vereinigten 
territorialen Gemeinden ergibt sich die dringende Notwendigkeit, einen neuen Ansatz 
zur Aufstellung von Städtebauplanungen zu entwickeln. Als Folge entsteht eine neue Art 
von Städtebauplanungen – Bauleitplan vereinigter territorialer Gemeinden. 2016 waren 
in der Ukraine über 180 vereinigte territoriale Gemeinden gegründet. Diese repräsentie-
ren rund 35% der Bevölkerung, die außerhalb der Oblast-Zentren wohnt. Weitere neue 
Gemeinden sind im Jahr 2017 durch Fusion entstanden. 

2.3.1	 Kommunikation, Partizipation, Beratungen und 
Beschlussfassung. 

Der offene Prozess der Kommunikation, Beratungen und Beschlussfassung kann 
grundsätzlich unter den Bedingungen der geltenden Gesetze zustande kommen, die 
allerdings der Verbesserung bedürfen. Informelle Planung in den Städten, die es sich 
zum Ziel setzt, die Bürgerbeteiligung an der Entwicklung der Ortschaften zu fördern, 
ist noch im Werden begriffen. Auf den Web-Seiten von Stadträten sind die Bauleitplä-
ne der Städte, Zoning-Pläne, detaillierte Bebauungspläne einzelner Stadtteile frei zu-
gänglich. Die Bevölkerung wird regelmäßig über die Tätigkeit der für Raumentwicklung 
zuständigen Abgeordnetenausschüsse, über die in den Sitzungen der Stadträte disku-
tierten Fragen informiert. 
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Sehr oft verwandeln sich jedoch offene Diskussionen und Beteiligungsverfahren in Lob-
bying gewisser Interessen. Es gibt nicht wenige Fälle, in denen die öffentlichen Bespre-
chungen zum Instrument des Konkurrenzkampfes um die attraktivsten Bauvorhaben 
werden. Es wurden „Firmen“ und „Parteien“ gegründet, die jederzeit eine Kundgebung zur 
Unterstützung eines bestimmten Investitionsvorhabens oder dagegen organisieren konn-
ten. Diese Mechanismen wurden aktiv beim Bau einzelner Wohnhäuser, bei der Planung 
von Objekten staatlicher Bedeutung oder sogar den gesamten Stadtvierteln eingesetzt. 

2.3.2	 Zuständigkeiten und Verwaltungsverfahren. 

Die Zuständigkeiten und bestimmte Verwaltungsverfahren sind in der Verfassung der Uk-
raine und der geltenden Gesetzgebung festgelegt. Nach Art. 16, 17, 18, 19 des Gesetzes 
der Ukraine zur Regelung der Städtebautätigkeit (2011) erfolgt die Raumplanung auf der 
Lokalebene durch Aufstellung und Genehmigung der Städtebauplanungen, Bauleitpläne 
der Ortschaften, Zoning-Pläne und detaillierten Territorialpläne durch Organe kommuna-
ler Selbstverwaltung. 

Einer der wichtigsten Tätigkeitsbereiche der kommunalen Selbstverwaltung ist die Si-
cherung nachhaltiger Entwicklung des Städtebau- und Baubereichs. Allerdings sind die 
Behörden für Staatliche Aufsicht der Ukraine für Architektur und Bauwesen für die Ge-
nehmigungen zuständig, nicht die Kommunen. 

Die Behörde für staatliche Bauaufsicht der Ukraine und ihre territorialen Zweigstellen 
üben die staatliche Bauaufsicht aus und behandeln die Fälle über die Ordnungswidrigkei-
ten, die in dieser Gesetzgebung vorgesehen sind. 

2.3.3	 Baugenehmigung 

2.3.3.1	Verfahren: 

Es gibt ein Antragsverfahren. In einer neuen Klassifizierung werden die Vorhaben nach 
dem Umfang der Auswirkungen in 3 Stufen eingeteilt (Gesetz 4733-1, das am 17. 1. 
2017 verabschiedet wurde): Für Objekte mit geringer Auswirkung gibt es eine Anzei-
gepflicht, für Objekte mit mittelschweren und erheblichen Auswirkungen gibt es eine 
Genehmigungspflicht. 

Im Einzelnen: Laut Gesetz der Ukraine zur Novellierung einiger Rechtvorschriften zur Ver-
vollkommnung der Städtebautätigkeit vom 17. 1. 2017 (Nr. 4733-1) wurde die Untertei-
lung der Bauobjekte in Schwierigkeitsstufen I, II, III, IV, V abgeschafft. Es wird nunmehr 
geregelt, die Bauobjekte nach Auswirkung (Haftung) in folgende Klassen zu unterteilen: 
СС1 – geringe Auswirkungen; СС2 – mittelschwere Auswirkungen; СС3 – erhebliche 
Auswirkungen. Wenn die Bauobjekte nach der Auswirkungsklasse (Haftung) zu Objek-
ten mit geringen Auswirkungen gehören, ist der Bauauftraggeber zur Bauausführung 
nach Einreichung der Anzeige über den Baubeginn bei entsprechender Behörde für 
staatliche Bauaufsicht berechtigt. Und wenn die Bauobjekte nach der Auswirkungsklasse 
(Haftung) zu Objekten mit mittelschweren und erheblichen Auswirkungen gehören, 
kann die Bauausführung erst nach Erteilung der Baugenehmigung durch die Behörde 
für staatliche Bauaufsicht erfolgen. 

2.3.3.2	Zuständigkeit: 

Die Zuständigkeit für die Baugenehmigungen liegt bei der Behörde für staatliche Bau-
aufsicht. Seit 2015 (Gesetz vom 9. 4. 2015) ist diese Funktion für die Schwierigkeits-
stufen I, II, IIl und IV auf die örtliche Dienststelle für staatliche Bauaufsicht übertragen. 
Die Schwierigkeitsstufe V wird „vom Zentralorgan der Exekutive ausgeübt, das die 
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staatliche Politik für staatliche Baukontrolle und -aufsicht über Hauptinspektoren für 
Bauaufsicht gestaltet“. Das Gesetz vom 19. 8. 2015 schreibt die Ausstattung mit Per-
sonal vor, das aus dem Kommunalhaushalt zu finanzieren ist. 

Im Januar 2017 hat es folgende Änderungen der Zuständigkeiten gegeben (Gesetz 
vom 17. 1. 2017, Nr. 4733-1): Die Zuständigkeit für die Baugenehmigungen ist durch 
das Gesetz ganz oder mindestens erweitert auf die Lokalebene übergegangen. Das 
heißt, der Bauherr hat für die Bauobjekte der bisherigen Schwierigkeitsstufe I bis III, 
die zur Bauausführung erst nach Eintragung der Erklärung über den Baubeginn durch 
die Behörde für staatliche Bauaufsicht zugelassen sind, im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens eine Baugenehmigung zu beantragen, wenn diese Bauobjekte nach 
der Auswirkungsklasse (Haftung) zur Klasse CC2 - mittelschwere Auswirkungen (Haf-
tung) gehören. 

Die bei Organen kommunaler Selbstverwaltung gegründeten Behörden für staatliche 
Bauaufsicht sind der zentralen Behörde für staatliche Bauaufsicht unterstellt und be-
richtspflichtig. Das heißt, die Übertragung von Entscheidungskompetenzen auf Orga-
ne der kommunalen Selbstverwaltung hat nicht stattgefunden, sondern wurde noch 
mehr zentralisiert. Jetzt sind die Organe kommunaler Selbstverwaltung selbst zu Auf-
sichtsobjekten durch Hauptinspektoren für Bauaufsicht geworden, die von der zentra-
len Behörde für staatliche Bauaufsicht bestellt und kontrolliert werden. 

2.3.4	 Zuständigkeiten und Verwaltungsverfahren zur 
Stadtplanung, Stadtentwicklungsplanung und integrierten 
Stadtentwicklung in der Ukraine

Für die Umsetzung der Stadtplanung und der Gesetze über die Städtebautätigkeit ist 
wesentlich, wie die Zuständigkeiten den verschiedenen Ebenen des politischen Sys-
tems zugeordnet sind und welche Verwaltung die Entscheidungen trifft. Für die Qualität 
der Ergebnisse ist auch relevant, wie die Verwaltungsverfahren gestaltet sind. Im Fol-
genden wird die Lage in der Ukraine analysiert. In Kapitel 4 werden die Zuständigkeiten 
und Verfahren in Deutschland als Referenzmodell präsentiert. 

Die Kommunen in der Ukraine arbeiten mit dem Instrument des Generalplans. Er ist 
das zentrale Dokument für die Kommunalentwicklung mit einer langfristige Perspektive 
und Strategie. Der Generalplan setzt dabei die Vorgaben der überörtlichen Planung um 
(Generalplan des Oblast, Generalplan des Rayon). Der Generalplan ist im Kern ein Inst-
rument der räumlichen Gestaltung und deshalb – mit Einschränkungen – dem Flächen-
nutzungsplan nach deutschem Recht vergleichbar. 

Auf Regionalebene werden die Zuständigkeiten für Entwicklung von Städtebaupla-
nungen durch Art. 13, 14 und 15 des Gesetzes der Ukraine zur Regelung der Städte-
bautätigkeit Nr. 3038-VI vom 17. 02. 2011 geregelt. Bei der Aufstellung von regionalen 
Raumplänen sind der Rat und die Verwaltung der Städte nicht beteiligt. Bei der Grund-
lagenermittlung zur Aufstellung des Bauleitplans (Generalplan) der Stadt macht die ent-
sprechende regionale Exekutivbehörde für Bauwesen, Städtebau und Architektur ihre 
Vorgaben bezüglich der Beachtung staatlicher Interessen. 

Die Bauleitplanung der Stadt wird durch Art. 16, 17, 18 und 19 des Gesetzes der Ukraine 
zur Regelung der Städtebautätigkeit Nr. 3038-VI vom 17. 02. 2011 geregelt (Art. 17: Ge-
neralplan, Art. 18: Zoningplan, Art. 19: detaillierter Territorialplan). 

Die Verwaltung und der Stadtrat der Kommune sind die Hauptakteure des Verfahrens. 
Das Verfahren verläuft in insgesamt 15 Stufen. 
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2.3.4.1	Bauleitplanung: Flächennutzungsplan; Bebauungsplan 

Ein Instrument, das dem Flächennutzungsplan nach deutschem Recht voll entspricht, gibt es 
in der Ukraine in dieser Form bisher nicht. Der Generalplan ist zwar durchaus als mit dem Flä-
chennutzungsplan vergleichbar anzusehen, er deckt aber nur das Siedlungsgebiet und nicht 
die Freiflächen ab. Diesem Außenbereich kommt für eine integrierte Gemeindeentwicklung 
hohe Bedeutung zu: er dient nicht nur überwiegend der land- und forstwirtschaftlich Nut-
zung, vielmehr hat er u. a. ökologische und klimatische Ausgleichfunktionen für die bebauten 
Ortsteile und wird zukünftig auch eine zunehmende Rolle bei der Gewinnung erneuerbarer 
Energien spielen, so dass der planerische Zugriff der Gemeinde zwingend erforderlich ist. 
Erst mit der kommunalen Gebietsreform soll den Gemeinden die Verantwortung für die räum-
liche Planung des Territoriums, einschließlich der nicht bebauten Gebiete, übertragen werden. 

2.3.4.2	Verfahren: 

Es gibt zwei Instrumente: die Zonierungspläne und die detaillierten Territorialpläne. Diese 
werden von der Kommune aufgestellt. 

•	Zonierungsplan: Laut Art. 18 des Gesetzes der Ukraine zur Regelung der Städte-
bautätigkeit Nr. 3038-VI vom 17. 02. 2011 wird ein Zoning-Plan aufgestellt. Dabei 
wird der Zoning-Plan auf Basis des Bauleitplans (Generalplan) einer Ortschaft und 
Plans der bodenwirtschaftlichen Ordnung des Städtebaukatasters entwickelt, um 
die Bedingungen und Einschränkungen der Flächennutzung für städtebauliche Be-
dürfnisse innerhalb zugewiesener Zonen festzulegen. Ein untrennbarer Bestandteil 
des Zoning-Plans ist das Projekt der Bodenordnung zur baulichen Gestaltung des 
Territoriums einer Ortschaft. Der Zoning-Plan setzt die Zweckbestimmung, Vorga-
ben zur Bebauung, landschaftlichen Gestaltung des Territoriums usw. fest. 

•	Territorial-Plan: Laut Art. 19 des Gesetzes der Ukraine zur Regelung der Städte-
bautätigkeit Nr. 3038-VI vom 17. 02. 2011 wird ein detaillierter Territorialplan aufge-
stellt. Der Detaillierte Territorialplan präzisiert die Bestimmungen des Bauleitplans 
einer Ortschaft und legt die Planungsorganisation und Gebietsentwicklung fest. Ein 
Detaillierter Territorialplan von Außenbereichen wird gemäß dem Planungsschema 
der Rayon zur Festlegung deren Zweckbestimmung entwickelt. Als Bestandteil des 
detaillierten Territorialplans wird das Projekt der Bodenordnung zur baulichen Ge-
staltung des Territoriums für städtebauliche Bedürfnisse usw. erstellt. 

2.3.4.3	Zuständigkeit: 

•	Der Inhalt und das Aufstellungsprocedere des Zoning-Plans werden von der 
zentralen Exekutivbehörde für Bauwesen, Städtebau und Architektur festgelegt 
(staatliche Baunormen). Der Zoning-Plan wird in Plenarsitzungen des Dorfs-, Sied-
lungs- und Stadtrates innerhalb von 30 Tagen ab dessen Einreichung beschlossen. 
Der Zoning-Plan unterliegt dem Baugutachten nicht. 

•	Der Inhalt und das Aufstellungs- und Bewilligungsprocedere des Detaillierten Ter-
ritorialplans werden von der zentralen Exekutivbehörde für Bauwesen, Städtebau 
und Architektur festgelegt (staatliche Baunormen). Der Detaillierte Territorialplan 
wird von der Exekutivbehörde des Dorf-, Siedlungs- und Stadtrates beschlossen, 
und - wenn der durch dieses Gesetz vorgeschriebene Zoning-Plan nicht vorliegt – 
vom Dorf-, Siedlungs- und Stadtrat. Der Detaillierter Territorialplan unterliegt dem 
Baugutachten nicht. Änderungen am Detaillierten Territorialplan dürfen nur vorge-
nommen werden, wenn diese dem Bauleitplan (Generalplan) einer Ortschaft und 
dem Zoning-Plan entsprechen. 

Für die Entwicklung des Zoning-Plans und des Detaillierten Territorialplans ist die 
Genehmigung durch Behörde für staatliche Bauaufsicht nicht erforderlich. 
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Kapitel 3.	 WAS MEINEN DIE AKTEURE? 
STAND DER DEBATTE 
IN DER UKRAINE ZUM 
STÄDTEBAURECHT 

Die Reform des Städtebaurechts ist eine Herausforderung für viele Akteure, die mit dem 
Städtebau in der Ukraine befasst sind. Hierzu gibt es eine Reihe von Expertisen und Vor-
schlägen, die in diesem Kapitel, soweit sie den Autoren bekannt sind, festgehalten sind. 
Die Verfasser dieses Weißbuchs sind erst aufgrund dieser Stellungnahmen namhafter 
ukrainischer Experten und entsprechender intensiven Diskussionen zu dem umfassen-
den Vorschlag in Kapitel 1 gelangt, das unübersichtliche und teilweise widersprüchliche 
System der rechtlichen Regelungen zum Städtebaurecht und zur Stadtplanung durch ein 
Gesetz für die räumliche Planung der Ukraine abzulösen. 

3.1	 Problemanalyse 2016: Umfrage unter 21 Städten

Um einen aktuellen Überblick über den wesentlichen Fragen und Probleme von Stadtarchi-
tekten und -architektinnen zu erhalten, hat das Vorhaben „Integrierte Stadtentwicklung in 
der Ukraine“ im Herbst 2016 eine Befragung unter insgesamt 21 ausgewählten Städten über 
50. 000 EW in der Ukraine vorgenommen. Zielgruppe der Befragung waren die mit Fragen 
der Stadtentwicklung und des Städtebaus befassten Stadtarchitekten, Hauptarchitekten der 
Gebiete, Leiter der Projektorganisationen und Experten aus der stadtbaulichen Praxis. 

27 Personen haben an der Befragung teilgenommen. Die 21 befragten Städte verteilen 
sich über verschiedene Regionen der Ukraine, so dass sich ein recht repräsentatives Bild 
zur Problemlage im Städtebaurecht und seiner Anwendung ergibt. Unter den 21 befragten 
Städten sind 16 Gebietshauptstädte, 4 Rajonzentren und die Hauptstadt der Ukraine, Kiew. 
Die Befragung wurde mittels einer offiziellen brieflichen Anfrage an die Adresse der Exper-
ten, per E-Mail, telefonisch oder im persönlichen Gespräch während der Monate August bis 
November 2016 durchgeführt. Der Rücklauf betrug 13 (von den 21 ausgewählten Städten). 

Folgende Städte haben an der Befragung teilgenommen: Czernowitz, Winnyzja, Poltawa, 
Charkiv, Dnipro, Tscherkassy, Zaporizhzhia, Kremenchuk, Karliwka, Lubny, Gadyatsch, 
Sumy, Kiew. 

Insgesamt haben die befragten Experten 111 Vorschläge zusammengestellt, wo sie Pro-
bleme in der Anwendung der aktuellen Vorschriften oder in der Gesetzgebung sehen. Alle 
Vorschläge kann man in zwei Hauptgruppen unterteilen:

3.1.1	 Probleme in der Anwendung der aktuellen Rechts- und 
Verwaltungslage: 

Die Problemlösung liegt in der Verbesserung der alltäglichen Praxis in der Anwendung 
der existierenden Gesetze und Normen. Hier gab es 18 Vorschläge (oder 17% der 
Gesamtnennungen). 
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Die Hauptthemen, die behandelt wurden, sind u. a. :

•	Bauen ohne Genehmigung, ungenehmigte Nutzungsänderungen, Landraub, 

•	Missachtung der Vorgaben der staatlichen Architektur-Bau Kommission, Legalisie-
rung über Gerichtsbeschlusse,

•	Nichterfüllung der stadtbaulichen Gesetze und Stadtplanungsvorschriften (Staats-
baunormen DBN -360-92 u. a. . ) bei der Ausführung der Arbeiten nach den 
Bodenvermessungsdokumenten;

•	Anschluss an Ingenieurnetze und Beanspruchung der städtischen Infrastruktur;

•	Unbefriedigendes, kompliziertes Genehmigungsverfahren von Bauprojekten und 
bei der Rekonstruktion von historischen Gebäuden und Denkmalen mit dem Minis-
terium für Kultur der Ukraine;

•	Nichterfüllung der Verordnung des Ministerkabinetts der Ukraine von 25. 05. 2011r. 
№556 über den Informationsaustausch zwischen Land und städtischen Kataster;

•	 niedriges Niveau der Personalausbildung für die Architektur der Stadt, Notwendig-
keit der Durchführung von Seminaren und Bildungsmaßnahmen vom Ministerium für 
regionale Entwicklung, Bau, Wohnungswesen und Kommunalwirtschaft der Ukraine;

3.1.2	 Reformanforderungen aus Sicht der Städte

Probleme im Bereich der Nichtübereinstimmung der geltenden Gesetzgebung im stadt-
baulichen Bereich beziehen sich auf die notwendigen Änderungen der Gesetze, und Nor-
men. Die Anzahl der Vorschläge in dieser Gruppe beträgt 93 (oder 83%)

Die Aufmerksamkeit wird auf die Tatsache gelenkt, dass die meisten Experten zu den 
Vorschlägen der Änderung der geltenden Rechtsvorschriften glauben, dass das Problem 
vor allem am Gesetz (von 17. 02. 2011 g. №3038-VI)“über die Regulierung der stadtbau-
lichen Tätigkeit „liegt. Ein Großteil der Vorschläge richtet sich auf die Abschaffung des 
aktuellen Gesetzes oder seine wesentliche Verbesserung. Die Änderungen und Ergän-
zungen zu diesem Gesetz über einen Zeitraum von fünf Jahren (ab 2011) hat dieses Ge-
setz nicht grundlegend verbessert. 

Wenn man die Themen bestimmt, die während der Betrachtung der Nichtübereinstim-
mung des Gesetzes der Ukraine „über die Regulierung der stadtbaulichen Tätigkeit“ (von 
17. 02. 2011 №3038-VI) behandelt waren, ergibt sich das folgende Bild:

•	Bemerkungen zur Bestimmung des Planungsverfahrens von verschiedenen Ebe-
nen der stadtbaulichen Tätigkeit, 

•	 Identifizierung neuer Arten von stadtbaulichen Unterlagen (für die vereinigten 
Gemeinden), 

•	Verbot der Nutzung der Baubeschreibung, Notwendigkeit der Vereinfachung der 
Forderungen an stadtbauliche Dokumentationen der ländlichen Orte, 

•	Notwendigkeit für die Genehmigung von Dokumenten von den Organen der örtli-
chen Selbstverwaltung u. a. ;

•	Fehlen eines klar definierten Glossars für Architektur und Stadtplanung, Unter-
schiede bei der Interpretation vom Bodenrecht und Stadtbaurecht, Fehlen der be-
grifflichen Definition von „Stadtentwicklungsbedarf“;

•	 Forderungen zur Erteilung der wesentlichen Vollmachten an Organe der Architek-
tur-Baukommission, die statt Prozesse der Dezentralisierung zu fördern, eigene 
Tätigkeiten monopolisiert haben, und das System der Zentralisierung mit der Ad-
ministration in Kiew aufgebaut haben. Die Vollmachten sollen an Organe örtlicher 
Selbstverwaltung und die zuständigen Organe der Architektur und Stadtplanung 
übergeben werden; 
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•	Stärkung der Nutzung moderner Geoinformationstechnologien bei der Erfüllung 

des stadtbaulichen Monitorings und Einführung des stadtbaulichen Katasters, 

Stärkung der Bedeutung des stadtbaulichen Katasters;

•	Ansprüche zum Gesetz der Ukraine als zum gesetzlichen Dokument, das den ak-

tuellen Forderungen nicht entspricht. Wesentliche Anzahl der Änderungen und 

Ergänzungen während der letzten 5 Jahre, juristisch-rechtliche Unklarheiten der 

Begriffe, Verfahrensfragen zur Erstellung der stadtbaulichen Dokumentation, zum 

Beispiel Teilnahme der Öffentlichkeit an frühen Projektierungsetappen, Dezentrali-

sierung und Übergabe einiger Vollmachten und sonstiges verhindern die Entwick-

lung des Architektur-Baubereiches der Ukraine. Vorschläge – Zur Ausarbeitung des 

Gesetzes für die räumliche Planung der Ukraine zurück zu kehren;

•	Notwendigkeit der Änderung des existierenden komplizierten zentralisierten Ab-

laufs der Bebauung und der Rekonstruktion von historischen Wohngebieten der 

historischen Städte, wo die Priorität der Unterlagen beim Ministerium für Kultur, 

und nicht beim Ministerium für regionale Entwicklung, Bau und Kommunalwirt-

schaft liegt. 

•	Notwendigkeit der Koordinierung des Bodenrechtes und des Stadtbaurechtes in 

Fragen der Flächenwidmung; 

•	Stärkung der Bedeutung der Beschlüsse, die auf Sitzungen der Architektur-Baurä-

te betrachtet werden. 

Insgesamt betrifft eine große Anzahl von Vorschlägen die Verbesserung der Nor-

men. Dazu gehören die staatlichen Baunormen 360-92** „Stadtbau. Planung und Be-

bauung von Stadt- und Landorten“ (Änderungen und Ausarbeitung neuer staatlichen 

Baunormen). 

Es wurde vorgeschlagen eine Möglichkeit der gesetzgebenden Initiative des Gesetzent-

wurfes über das lokale Referendum zu betrachten. 

3.1.3	 Verstöße gegen das Prinzip der kommunalen 
Selbstverwaltung

Das Gesetz Nr. 4733-1 vom 17. 01. 2017 Gesetz legt fest, dass die zuständigen Behör-

den für Bauwesen und Architektur, die Strukturabteilungen für Bauaufsicht bei den staat-

lichen Stadtverwaltungen von Kiew und Sewastopol und Exekutivorgane für staatliche 

Bauaufsicht bei Gemeinde-, Siedlungs- und Stadträten sowie andere Behörden für Bau-

aufsicht und -kontrolle zu den Objekten der staatlichen Bauaufsicht gehören, ausgeübt 

vom Zentralorgan der Exekutive, das die staatliche Politik für staatliche Baukontrolle und 

-aufsicht (d. h. die Hauptverwaltung der Behörde für staatliche Bauaufsicht) über „Haupt-

inspektoren für Bauaufsicht“ gestaltet. 

Unbefugtes Bauen, eigenmächtige Änderung der Zwecknutzung von Grundstücken, il-

legale Aneignung in Dörfern und Siedlungen finden statt, weil die Behörde für staatliche 

Bauaufsicht ihre Funktionen nicht in vollem Umfang erfüllt, Gültigkeitserklärung über Ge-

richtsurteile – dies alles schafft Korruptionsschemas. Durch dieses System werden die 

Organe kommunaler Selbstverwaltung davon ausgeschlossen, was im Baubereich in 

Städten und Siedlungen geschieht, außerdem erhöht es das Korruptionsniveau und trägt 

zur Umsetzung des Regierungsprogramms des Ministerkabinetts zur Dezentralisierung 

kaum bei. 
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3.2	 Vorschläge des Staatlichen Bilokon-
Forschungsinstituts der Ukraine für Städteplanung 
„Dipromisto“ 

Experten des staatlichen Forschungsinstituts DIPROMISTO haben an den Beratungen 
zu diesem Weißbuch mit umfangreichen mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen 
teilgenommen. In einer Reihe von Änderungen der Städtebaugesetze der letzten Jahre 
wurden durchaus Fortschritte im Detail gesehen, z. B. bei den Anforderungen an die Bau-
leitpläne, den Rechtsrahmen der Städtebauvorlagen sowie die Abstimmungsverfahren 
zwischen den verschiedenen Behörden. 

Andererseits wird ein Bedarf an weitergehenden, grundlegenden Reformen gesehen:

•	Die Gesetzgebung zum Städtebaukataster sollte europäische Erfahrungen beach-
ten und zu einem funktionalen Instrument der Stadtplanung entwickelt werden. Die 
Thematik der öffentlichen Kataster sollte in einem einheitlichen Gesetz geregelt 
werden. Die Verfasser des Weißbuchs unterstützen diesen Vorschlag. 

•	Die praktische Anwendung der Städtebaugesetze ist erheblich dadurch erschwert, 
dass es neben diesen gesetzlichen Regelungen weitere, unabgestimmte Gesetze 
gibt (insbesondere Bodenordnung, Gesundheits- und Naturschutz). In der Praxis 
führt das zu erheblichen Komplikationen bei Umsetzung der städtebaulichen Lö-
sungen für Raumplanung und Bebauung. Der vorgelegte Gesetzentwurf für ein 
Baugesetzbuch der Ukraine (s. Anlage 1) beseitigt dieses Problem, indem das 
neue Gesetz dem Städtebau und der Stadtplanung Vorrang gibt. 

•	Eine Liste von weiteren Vorschlägen decken sich mit Regelungen im Entwurf für 
ein Baugesetzbuch. U. a. schlagen die Experten von DIPROMISTO vor, die Grund-
prinzipien des Städtebaus gesetzlich zu verankern, die Typen der Nutzung fest-
zulegen (entsprechend der deutschen Baunutzungsverordnung), die Verpflichtung, 
einen Zonierungsplan aufzustellen, wenn ein Bedarf vorliegt, eine hinreichende 
Ausweisung von Natur- und Freizeitflächen, die Einführung der Kategorie „Außen-
bereich“ (Flächen außerhalb der bebauten Gebiete). 

•	Die Bauleitpläne sollen bei Bedarf geändert werden können; die bestehende Frist 
von 5 Jahren, in denen ein Generalplan nicht geändert werden kann, verhindert 
eine moderne Stadtentwicklung und Investitionen. Der Gesetzentwurf (Anlage 1) 
enthält keine Fristen für die Unveränderbarkeit von räumlichen Plänen.

3.3	 Vorschläge des staatlichen Instituts UKRNDPI 
CIVILBUD

Die Experten des staatlichen Institutes CIVILBUD haben ebenfalls einen umfangreichen 
Katalog von Vorschlägen für eine Neufassung des Städtebaurechts der Ukraine erarbeitet 
und zur Diskussion gestellt. Es geht um Klarheit bei den fachplanerischen Begriffen, die 
Weiterentwicklung des Systems der Planungsunteralgen, einschließlich das Planungs-
schema des Gemeindeterritoriums (Verordnung des Ministerkabinetts der Ukraine Nr. 
333-p vom 01. 04. 2014), 

die Notwendigkeit der Erstellung von Bauleitplänen für Ortschaften, die Präzisierung der 
Ziele einer detaillierten Raumplanung sowie der „Verfahrensordnung für Bebauung von 
Territorien, die für städtebauliche Bedürfnisse bestimmt sind“. Ferner schlagen die Exper-
ten von CIVILBUD vor, das Bodengesetz von 2001 und das Gesetz zur Bodenordnung 
von 2003 stärker auf die Anforderungen von Städtebau und Stadtplanung zu orientie-
ren. Dabei geht es um die Anpassung der Planungsunterlagen nach dem Gesetz über 
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die Bodenordnung an die Stadtplanung, die Verteilung der Bodenressourcen im Sinne 
einer ganzheitlichen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung von Regionen und den 
Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Anforderungen an die Nutzung des Planungs-
raums. Gerade diese Abwägung sieht der Gesetzentwurf (Anlage 1) in umfassender 
Weise und auf der Basis jahrzehntelanger Erfahrungen von Verwaltungspraxis und Recht-
sprechung in Deutschland vor. 

3.4	 Vorschläge der Expertengruppe des Ministeriums 
bezüglich der Baunormen

Die staatlichen Baunormen stellen derzeit in der Ukraine ein kompliziertes und unüber-
sichtliches Regelwerk dar. Daher ist eine Expertengruppe durch den Direktor des Staats-
betriebs «Ukrainisches staatliches J. M. Bilokonj-Forschungsinstitut für Städteplanung 
«Dnipromisto», eine staatliche Institution im Geschäftsbereich des Regionalministeriums, 
eingesetzt worden. Diese hat einen umfangreichen Vorschlag der Zusammenführung der 
verschiedenen Teilregelungen erarbeitet. Dieser Vorschlag deckt ein breites Themenfeld 
ab: nach einem ausführlichen Katalog von Definitionen folgen z. T. Regelungen für die 
Städteplanung. Dann geht es um sehr detaillierte technische Regelungen. 

Eine Durchsicht des Vorschlags der Expertenkommission zur Revision der Baunormener-
gibt eine Reihe von Anmerkungen und Fragen seitens der Verfasser dieses Weißbuchs. 
Sie laufen im Kern auf folgende Fragen hinaus. 

Wenn der Staat nicht mehr der einzige Akteur im Planungsgeschehen ist, ist die Mög-
lichkeit der starren Festlegung zukünftiger Entwicklungen eingeschränkt. Damit muss 
die Planung flexibler werden und eher einen Handlungsrahmen für Einzelentscheidungen 
als grundstücksscharfe Festsetzungen vorgeben. Es gilt der Grundsatz: Nur so viele Re-
gelungen vorgeben wie nötig sind, um die kommunalen Planungsziele zu verwirklichen; 
aber nur so wenige Regelungen wie möglich festlegen, damit eine kreative, marktgerech-
te und bürgernahe Stadtentwicklung nicht behindert wird. Eine diesbezügliche gesetzli-
che Regelung schlägt der Entwurf für ein Baugesetzbuch in Art. 15 vor (s. Anlage 1). 

Ferner sollte diskutiert werden, wieweit der vorgeschlagene Katalog der Baunormen auf-
geteilt werden sollte in 

•	 solche Normen, die den Charakter einer rechtlichen Regelung erhalten sollen; die 
Baunutzungsverordnung im deutschen Recht – basierend auf dem Baugesetz-
buch – enthält vergleichbare Regelungen, die hier herangezogen werden können; 

•	 solche Regelungen, die den Charakter von technischen Handlungsanleitungen ent-
halten; und schließlich 

•	 solche Regelungen, die am besten in Form eines Handbuchs publiziert werden 
sollten. 

3.5	 Vorschläge zum Denkmalschutz

Im April 2016 fand in Lwiw die „Woche der Pflege historischer Denkmäler“ statt. In 
mehreren Foren trafen sich Experten und Personen, die im Denkmalschutz und in der 
Stadtplanung aktiv sind. Es ging darum, in der Ukraine den Denkmalschutz stärker zu 
verankern und mit der Stadterneuerung zu verzahnen. Ein wesentliches Ergebnis sind 
Vorschläge zur Änderung von Gesetzen. Hierzu zählen u. a. die Übertragung der Ent-
scheidungszuständigkeiten auf die kommunale Behörde; Verbesserung des Schutzes 
des Objektes, indem deren Schutz nicht an den Besitzer, sondern an die jeweili-
ge Gedenkstätte anknüpft; Erleichterung bei den Verfahren des Denkmalschutzes: 
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Konzentration auf den schützenswerten Teil des Objekts, Verbesserung der Verfah-
ren hinsichtlich der wissenschaftlichen Planunterlagen und Ausnahmemöglichkeiten 
von der geltenden Bauordnung; Schaffung eines unabhängigen nationalen Experten-
dienstes; Pflichten für Besitzer von denkmalwürdigen Industrieobjektes und einiges 
mehr. 

Ein ausführlicher Bericht über die Ergebnisse der Veranstaltungen im April 2016 in Lwiw 
findet sich in Anlage 8. 

3.6	 Vorschläge Vereinigung der Fahrradfahrer
Die Verordnung zum Straßenverkehrsbau ist ein wesentliches Instrument zu Planung des 
innerörtlichen Verkehrs. Dies betrifft mittelbar die Stadtentwicklung. Die Mobilität ist nicht 
nur auf den öffentlichen Personennahverkehr und private Motorfahrzeuge beschränkt, 
sondern zunehmend gewinnt auch das Fahrrad an Bedeutung. Das Ukrainische Informa-
tionszentrum für Fahrradverkehr, der Radfahrerverband der Stadt Kiew, der Radfahrerver-
band der Stadt Charkiw, “Dajte projty” (Lassen Sie mich vorbei), Stadt Lwiw (Lemberg), 
CharkiwTourist, Velo-Stalker, Stadt Iwano-Frankiwsk haben Vorschläge zur Verbesserung 
des Fahrradverkehrs in den Kommunen entwickelt. Die Vorschläge reichen von der Dif-
ferenzierung von Verkehrszeichen zum Schutz von Radfahrern und Fußgängern über die 
Gestaltung von Verkehrsflächen bis zu Geschwindigkeitsbegrenzungen für Autos. Die 
Details sind in Anlage 3 dargestellt. 
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Kapitel 4.	 INTERNATIONALER 
BEZUGSRAHMEN UND DAS 
SYSTEM IN DEUTSCHLAND

4.1	 Europäischer und globaler Bezugsrahmen

In Europa lassen sich verschiedene Phasen der Stadtplanung unterscheiden. Ging es in 
den ersten 10 bis 15 Jahren nach dem 2. Weltkrieg um die Schaffung von Wohnraum und 
Wiederherstellung der öffentlichen Infrastruktur, erlebten vor allem die 1970er Jahre einen 
Boom von neuen Gestaltungskonzepten und neuen Instrumenten für die öffentlichen Pla-
nungen. Es entstanden Konzepte von einer integrierten öffentlichen Planung, in der die 
Planungen der einzelnen Politiksektoren mit der Ressourcenplanung verbunden wurden. 
Es war das Ziel, über eine konsistente, d. h. abgestimmte und möglichst widerspruchs-
freie Gesamtplanung zu verfügen. Die drei wichtigsten Ressourcen, nämlich Budget, 
Raum und Personal, wurden mit der Planung der kommunalen Aufgaben verbunden. Die-
ser allumfassende und damit sehr komplexe Ansatz ließ sich nicht durchhalten. Er wurde 
durch eine Vielfalt von unterschiedlichen Ansätzen der Stadtplanung abgelöst: Stadtteil-
planungen, Planungen für benachteiligte Personen oder Quartiere, Umwandlung von Al-
tindustrieflächen, kommunale Wirtschaftsförderung (‚Local Economic Development) u. a. 
m. 

In all diesen unterschiedlichen Phasen der städtischen Planung gab es – bis heute – ein 
konstantes Planungssystem: das System der räumlichen Planung mit den Instrumenten 
eines Plans, der das gesamte Gebiet der Kommune umfasst, (Flächennutzungsplan) und 
einzelnen Plänen für konkrete Stadtgebiete (Bebauungspläne). Die rechtlichen Grundla-
gen werden durch nationale Gesetze geschaffen. Diese werden jeweils angepasst, wenn 
neue Bedarfe an Regelungen entstehen. Beispielsweise spielten und spielen immer stär-
ker Umweltbelange eine Rolle. Der Schutz der Umwelt fand Eingang in die Planungsge-
setze, teilweise veranlasst durch Richtlinien der EU, und führte zu eigenen Gesetzen (z. 
B. Naturschutz, Gewässerschutz) und Instrumenten (Landschafts- und Grünflächenpläne 
als Teil des Planungssystems). 

In den letzten 15 bis 20 Jahren lassen sich dann neue Formen und Ansätze feststel-
len, die einzelnen kommunalen Aufgabenfelder wieder planerisch zusammen zu füh-
ren. Es werden Leitbilder entwickelt, und es entsteht eine Vielfalt von praktischen 
Ansätzen einer koordinierten Stadtplanung. Die Bandbreite reicht von eigenständigen, 
aber koordinierten Teilplänen (Fachpläne oder Quartierspläne) bis hin zu integrierter 
Stadtentwicklungsplanung. 

Die Vielfalt der Ansätze und Konzepte von Stadtplanung erklärt sich daraus, dass es kei-
ne gesetzlichen Vorgaben gibt, wie eine kommunale Aufgabenplanung zu gestalten ist. 
Vielmehr ist es Angelegenheit der kommunalen Selbstverwaltung, ob und wie eine Kom-
mune ein System von Stadtplanung entwickelt, gestaltet und nutzt. Die Stadtentwick-
lungsplanung wird deshalb auch als „informelle Planung“ – im Gegensatz zur gesetzlich 
geregelten räumlichen Planung – bezeichnet. Das ist insofern etwas irreführend, weil die 
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Einführung eines Systems von Stadtentwicklungsplanung eines förmlichen Beschlusses 
des Stadtrats bedarf. 

Die Planungsprozesse wurden und werden zunehmend als offene Prozesse gestaltet. 
Waren in der 1970er und 1980er Jahren die Beteiligungen der Bürger – neben der tradi-
tionellen Anhörung bei unmittelbarer Betroffenheit – eher aus Protest gegen bestimmte 
Planungen entstanden, fand seit den 1990er Jahren ein Systemwechsel statt: eine früh-
zeitige Beteiligung der Bürger im Planungsprozess. Es steht nicht der Protest der Bürger 
gegen kommunale Planungen im Vordergrund, sondern im Idealfall der Bürger als Mitge-
stalter der Stadtentwicklungsplanung. 

4.1.1	 Leitlinien der Charta zur nachhaltigen Europäischen Stadt 
(Leipzig Charta)

Die Vielfalt der Praxis der Stadtplanung und Stadtentwicklungsplanung lässt sich nach 
Jahren der Entwicklung und Anwendung zu einem Katalog von gemeinsamen Grundsät-
zen, Elementen und Merkmalen zusammenfassen. Es geht dabei um die Punkte, die sich 
positiv bewährt haben und eine Leitlinie für die Stadtplanung in Europa in der Zukunft 
gelten sollten. 

Vor diesem Hintergrund haben die europäischen Partner/Akteure/Fachpolitiker und -leute sich 
auf ein Dokument verständigt, das die oben genannten Grundsätze, Elemente und Merkmale 
zusammenfasst. Es trägt die Bezeichnung „LEIPZIG CHARTA zur nachhaltigen europäischen 
Stadt“. Sie ist während der deutschen Präsidentschaft des Europäischen Rats im Mai 2007 
bei einem informellen Treffen der Ministerinnen und Minister, die in den Ländern der EU für 
Stadtentwicklung zuständig sind, verabschiedet worden. Und zwar in Leipzig. Daher wird sie 
auch verkürzt „Leipzig-Charta“ genannt. In der Charta werden europäische Standards für die 
Stadtentwicklung formuliert. Dabei sollen alle Dimensionen einer nachhaltigen Entwicklung 
gleichzeitig und gleichgewichtig berücksichtigt werden. Wesentlicher Teil der Leipzig-Charta 
ist die Selbstverpflichtung der Unterzeichner, das Instrument der integrierten Stadtentwick-
lung voranzubringen, die Strukturen der Regierungsführung für deren Umsetzung zu unter-
stützen und die hierfür erforderlichen Rahmenbedingungen auf nationaler Ebene zu schaffen. 

Die Integrierte Stadtentwicklung wird wie folgt definiert:

„Unter integrierter Stadtentwicklungspolitik verstehen wir eine gleichzeitige und 
gerechte Berücksichtigung der für die Entwicklung von Städten relevanten Belange und 
Interessen. Integrierte Stadtentwicklungspolitik ist ein Prozess. In diesem Prozess findet 
die Koordinierung zentraler städtischer Politikfelder in räumlicher, sachlicher und zeitlicher 
Hinsicht statt. Die Einbeziehung der wirtschaftlichen Akteure, Interessengruppen und 
der Öffentlichkeit sind hierbei unabdingbar. Integrierte Stadtentwicklungspolitik ist eine 
zentrale Voraussetzung für die Umsetzung der europäischen Nachhaltigkeitsstrategie. 
Ihre Umsetzung ist eine Aufgabe von europäischer Dimension, in der jedoch die örtlichen 
Besonderheiten berücksichtigt und das Subsidiaritätsprinzip gewahrt werden muss.“1

Die Charta bezeichnet u. a. die folgenden Handlungsstrategien als besonders wichtig:

•	Herstellung und Sicherung qualitätsvoller öffentlicher Räume

•	Modernisierung der Infrastrukturnetze

•	Förderung eines leistungsstarken und preisgünstigen Stadtverkehrs

•	Steigerung der Energieeffizienz

•	Aktive Innovations- und Bildungspolitik

•	Besondere Aufmerksamkeit für die benachteiligten Stadtquartiere

•	Stärkung der lokalen Wirtschaft und der lokalen Arbeitsmarktpolitik. 

1  Quelle: LEIPZIG CHARTA zur nachhaltigen europäischen Stadt, 25. Mai 2007. 
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Für die genannten Handlungsstrategien liegen Beispiele guter Praxis aus allen Ländern 
der Europäischen Union vor. 

Die Leipzig Charta ist für die Städte der Ukraine mehr als nur eine allgemeine Orien-
tierung. Vielmehr fasst sie zusammen, was in den Ländern der EU Konsens ist: eine 
nachhaltige Verbesserung der Lebensverhältnisse in den Städten wird am besten durch 
eine integrierte Stadtentwicklung erreicht. Diese ist ein Prozess der Koordinierung der 
relevanten städtischen Politikfelder. Und dieser Prozess der Entwicklung und Entschei-
dung über Lösungen von Problemlagen der Stadt ist ein offener Prozess. D. h. der Rat 
der Stadt ist ebenso zu beteiligen wie die Akteure der Wirtschaft, die einzelnen Bürger 
und die Institutionen der Zivilgesellschaft. 

4.1.2	 Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung

Stadtplanung heißt, dass kommunale Aufgaben gestaltet werden. Es geht um die Ana-
lyse der Ist-Situation, die Formulierung von Zielen, die Entwicklung von Handlungskon-
zepten, die Zuordnung von Ressourcen und die Festlegung von Zeithorizonten, innerhalb 
deren bestimmte Ergebnisse erreicht sein sollen. 

Die Kommunen haben eine wichtige Rolle für das Funktionieren von Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Die Bedeutung der Kommunen ist seit Jahrhunderten in Europa immer wie-
der Thema gewesen, z. B. ist die wichtige Funktion der Städte im Mittelalter und danach 
u. a. niedergelegt im Magdeburger Recht (welches bekanntlich für die Entwicklung der 
Städte in der Ukraine eine wichtige Rolle gespielt hat). 

Prinzipien sind niedergelegt in der Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwal-
tung. Wichtige Inhalte und Prinzipien sind die Folgenden:

1.	 Kommunale Selbstverwaltung bedeutet das Recht und die tatsächliche Fähigkeit 
der kommunalen Gebietskörperschaften, im Rahmen der Gesetze einen wesent-
lichen Teil der öffentlichen Angelegenheiten in eigener Verantwortung zum Wohl 
ihrer Einwohner zu regeln und zu gestalten. (Art. 3). 

2.	 Dieses Recht wird von Räten oder Versammlungen ausgeübt, deren Mitglieder 
aus freien, geheimen, gleichen, unmittelbaren und allgemeinen Wahlen hervorge-
gangen sind und die über Exekutivorgane verfügen können, die ihnen gegenüber 
verantwortlich sind. Der Rückgriff auf Bürgerversammlungen, Volksabstimmungen 
oder jede sonstige Form unmittelbarer Beteiligung der Bürger, sofern dies gesetz-
lich zulässig ist, wird dadurch nicht berührt (Art. 3). 

3.	 Die grundlegenden Zuständigkeiten der kommunalen Gebietskörperschaften 
werden durch die Verfassung oder durch Gesetz festgelegt. Diese Bestimmung 
schließt jedoch nicht aus, dass den kommunalen Gebietskörperschaften im Ein-
klang mit dem Gesetz Zuständigkeiten zu bestimmten Zwecken übertragen wer-
den (Art 4). 

4.	 Die kommunalen Gebietskörperschaften haben im Rahmen der Gesetze das 
Recht, sich mit allen Angelegenheiten zu befassen, die nicht von ihrer Zuständig-
keit ausgeschlossen oder einer anderen Stelle übertragen sind (Art. 4). 

5.	 Die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben obliegt im allgemeinen vorzugsweise den 
Behörden, die den Bürgern am nächsten sind (Grundsatz der Subsidiarität). Bei 
der Aufgabenzuweisung an andere Stellen sollte Umfang und Art der Aufgabe so-
wie den Erfordernissen der Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit Rechnung getragen 
werden (Art. 4). 

Die Ukraine hat diese Charta 1997 ratifiziert. Die Charta ist am 1. 1. 1998 in der Ukraine 
in Kraft getreten und seit dieser Zeit Leitlinie für die Stärkung der kommunalen Selbst-
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verwaltung. Der Weg der Verwirklichung der Grundsätze der Charta ist langwierig und 
hat für die Ukraine erst begonnen. Die Stadtplanung, einschließlich die Integrierte Stad-
tentwicklung, gehört zu den Kernbestandteilen der kommunalen Selbstverwaltung. Ihre 
Stärkung ist eine bedeutende Grundlage für die Integrierte Stadtentwicklung und steht in 
unmittelbarem Kontext der Umsetzung dieser Charta. 

4.1.3	 Act Local. Think Global. Agenda 2030 Globales Programm 
für Ukrainische Städte

Mit der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung drückt die internationale Staaten-
gemeinschaft ihre Überzeugung aus, dass sich die globalen Herausforderungen nur 
gemeinsam lösen lassen. Die Agenda schafft die Grundlage dafür, weltweiten wirt-
schaftlichen Fortschritt im Einklang mit sozialer Gerechtigkeit und im Rahmen der 
ökologischen Grenzen der Erde zu gestalten. 

Die Agenda 2030 wurde im September 2015 auf einem Gipfel der Vereinten Nationen 
von allen Mitgliedsstaaten verabschiedet. Sie wurde mit breiter Beteiligung der Zivil-
gesellschaft in aller Welt entwickelt und stellt einen programmatischen Meilenstein in 
der jüngeren Geschichte der Vereinten Nationen dar. 

Die Agenda 2030 gilt für alle Staaten dieser Welt. Entwicklungsländer, Schwellenlän-
der und Industriestaaten: Alle müssen ihren Beitrag leisten. 

Das Kernstück der Agenda bildet ein ehrgeiziger Katalog mit 17 Zielfelder für nachhal-
tige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs). Die 17 SDGs berücksichti-
gen erstmals alle drei Dimensionen der Nachhaltigkeit – Soziales, Umwelt, Wirtschaft 
– gleichermaßen. Die 17 Zielfelder sind unteilbar und bedingen einander. Ihnen sind 
fünf Kernbotschaften als handlungsleitende Prinzipien vorangestellt: Mensch, Planet, 
Wohlstand, Frieden und Partnerschaft. Im Englischen spricht man von den „5 Ps“: 
People, Planet, Prosperity, Peace, Partnership. 

Insgesamt gibt in den 17 Zielfeldern 168 Einzelziele. Im Zielfeld 11 geht es um die 
Lebensbedingungen in Städten und Siedlungen. Menschenwürdige Lebensbedingun-
gen sollen für alle Menschen in der Stadt oder Siedlung sicher, belastbar und von 
Dauer sein. 

Die Ziele sind im Einzelnen in der nachfolgenden Box 1 zitiert. Die Zielerreichung wird 
mit einer Reihe von Indikatoren zu messen versucht, z. B. ausreichender Zugang zu 
Trinkwasser, ausreichender Wohnraum (nicht mehr als 2 Personen je Raum), öffent-
licher Nahverkehr (Takt-Frequenz von 20 Minuten und eine Haltestelle im Umkreis 
von 500 Metern erreichbar), Einhaltung der Grenzen der Luftbelastung, Verhältnis von 
Grünflachen zu Bauflächen. Dies bildet auch relevante Ziele für die Stadtentwicklung 
in der Ukraine. 

Diese Ziele sind formal nicht verbindlich und deshalb ohne ein Sanktionsinstrument. 
Sie sind aber mehr als eine Orientierung. Vielmehr liegt eine Selbstverpflichtung vor. 
Denn die Mitgliedsstaaten der UN haben sich für die Verwirklichung der Ziele bis zum 
Jahr 2030 verpflichtet, indem sie ihnen zugestimmt haben. Und die Inhalte beruhen 
auf einem Consensus der Staatengemeinschaft. 

Auch die Ukraine hat sich zur Umsetzung dieser Agenda verpflichtet. Die ukrainischen 
Städte müssen auch zu diesem globalen Rahmen Beiträge liefern

Empfehlung: Zielfeld 11 der SDG mit seinen Teilzielen und Indikatoren ist für die 
Stadtentwicklungspolitik der Ukraine relevant. Es kann als zusätzliche Orientierung 
herangezogen werden. 
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Box 1
Zielfeld 11. Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig 
und nachhaltig gestalten

11. 1	 Bis 2030 den Zugang zu angemessenem, sicherem und bezahlbarem Wohn-
raum und zur Grundversorgung für alle sicherstellen und Slums sanieren

11. 2	 Bis 2030 den Zugang zu sicheren, bezahlbaren, zugänglichen und nachhalti-
gen Verkehrssystemen für alle ermöglichen und die Sicherheit im Straßenver-
kehr verbessern, insbesondere durch den Ausbau des öffentlichen Verkehrs, 
mit besonderem Augenmerk auf den Bedürfnissen von Menschen in prekä-
ren Situationen, Frauen, Kindern, Menschen mit Behinderungen und älteren 
Menschen 

11. 3	 Bis 2030 die Verstädterung inklusiver und nachhaltiger gestalten und die Kapa-
zitäten für eine partizipatorische, integrierte und nachhaltige Siedlungsplanung 
und -steuerung in allen Ländern verstärken

11. 4	 Die Anstrengungen zum Schutz und zur Wahrung des Weltkulturerbes und des 
Weltnaturerbes verstärken 

11. 5	 Bis 2030 die Zahl der durch Katastrophen, einschließlich Wasserkatastrophen, 
bedingten Todesfälle und der davon betroffenen Menschen deutlich reduzieren 
und die dadurch verursachten unmittelbaren wirtschaftlichen Verluste im Ver-
hältnis zum globalen Bruttoinlandsprodukt wesentlich verringern, mit Schwer-
punkt auf dem Schutz der Armen und von Menschen in prekären Situationen

11. 6	 Bis 2030 die von den Städten ausgehende Umweltbelastung pro Kopf senken, 
unter anderem mit besonderer Aufmerksamkeit auf der Luftqualität und der 
kommunalen und sonstigen Abfallbehandlung 

11. 7	 Bis 2030 den allgemeinen Zugang zu sicheren, inklusiven und zugänglichen 
Grünflächen und öffentlichen Räumen gewährleisten, insbesondere für Frauen 
und Kinder, ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen 

11. a	 Durch eine verstärkte nationale und regionale Entwicklungsplanung positive 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Verbindungen zwischen städtischen, 
stadtnahen und ländlichen Gebieten unterstützen 

11. b	 Bis 2020 die Zahl der Städte und Siedlungen, die integrierte Politiken und Plä-
ne zur Förderung der Inklusion, der Ressourceneffizienz, der Abschwächung 
des Klimawandels, der Klimaanpassung und der Widerstandsfähigkeit gegen-
über Katastrophen beschließen und umsetzen, wesentlich erhöhen und gemäß 
dem Sendai-Rahmen für Katastrophenvor-sorge 2015-2030 ein ganzheitliches 
Katastrophenrisikomanagement auf allen Ebenen entwickeln und umsetzen. 

11. c	 Die am wenigsten entwickelten Länder unter anderem durch finanzielle und 
technische Hilfe beim Bau nachhaltiger und widerstandsfähiger Gebäude unter 
Nutzung einheimischer Materialien unterstützen

4.2	 Das deutsche Städtebaurecht und die 
Verwaltungspraxis als Bezugsrahmen

Die ukrainische Regierung hat mehrfach bekundet, dass aufgrund ihrer Analysen das 

Konzept der Raumordnung und Raum- und Stadtplanung in Deutschland mit seiner Ver-

waltungsstruktur in besonderem Maße geeignet ist, um für ein Leitbild der Neugestaltung 

von Raumordnung sowie Raum- und Stadtplanung in der Ukraine Modell zu stehen. 
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Für die Stadtentwicklung im Besonderen wurde zudem ein Memorandum mit der deut-
schen Bundesregierung gezeichnet, mit der Reform des Städtebaus in der Ukraine die 
Empfehlungen der Charta zur nachhaltigen Europäischen Stadt (LEIPZIG-Charta) um-
zusetzen. Deshalb ist im Rahmen der internationalen Betrachtungsweise dieses Modell 
oben im Kapitel. in den Kernelementen zum besseren Verständnis der Reformintentionen 
dieses Weißbuches ausführlicher beschrieben. 

4.2.1	 Der Rechtsrahmen in Deutschland

Die Bundesrepublik Deutschland ist durch eine starke Dezentralisierung gekennzeich-
net. Die Zentralebene (der Bund) ist durch die Verfassung grundsätzlich auf die Funktion 
der Gesetzgebung beschränkt, die durch die zweite Ebene (die Länder) ergänzt wird. Der 
Vollzug der Gesetze von Bund und Ländern liegt zum kleineren Teil bei den Verwaltungen 
der Länder und zum größeren Teil bei den Kommunen. 

Zu unterscheiden sind Raumplanung einerseits und Stadtplanung und Städtebau 
andererseits. Das Recht der Raumordnung ist ein eigenständiger Bereich neben dem 
Städtebaurecht. 

Der Bund, also die nationale Regierung, regelt im Raumordnungsgesetz die Aufgaben, 
Leitvorstellungen und die Grundsätze der Raumordnung. Das Raumordnungsgesetz des 
Bundes enthält ferner die Rechtsgrundlagen und Eckpunkte für die Raumordnung der 
Länder sowie für die Raumordnung im Bund. Es enthält zudem ein Instrument, wie die 
einzelnen Fachplanungen (z. B. Fernstraßen, Energieleitungen) darauf überprüft werden, 
ob sie mit den Zielen der Raumordnung in Einklang stehen. 

Die Bundesländer füllen diesen offenen Rahmen durch eigene Landesplanungsgesetze, 
Raumordnungspläne der Länder und Regionalpläne aus. Die Dezentralisierung der Rau-
mordnung ist durch eine Verfassungsreform im Jahr 2006 noch gestärkt worden, indem 
die Länder verstärkt eigene Schwerpunkte setzen können. 

Der Bund als Zentralebene ist bei der Steuerung der Raumordnung auf die allgemeinen 
grundlegenden Vorgaben des Raumordnungsgesetzes, die Mitwirkung bei der Konferenz 
der Länder-Fachminister für Raumordnung und das Instrument des Raumordnungsbe-
richts beschränkt. Der Raumordnungsbericht, der auf der Basis eines Informationssys-
tems von einer Behörde des Bundes erstellt wird, ist inhaltlich umfassend und ergiebig; 
er stellt indirekt ein Steuerungsinstrument des Bundes dar, ist aber in seiner Rechtsform 
nur ein Bericht. Versuche des Bundes, eine gesetzliche Grundlage für die Aufstellung ei-
nes Raumordnungsplans für das gesamte Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zu er-
halten, sind in der Vergangenheit politisch immer gescheitert. 

Die rechtliche Verknüpfung von Raumplanung und Stadtplanung erfolgt durch eine 
Regelung im Baugesetzbuch. Die Kommunen haben ihre Bauleitpläne „den Zielen der 
Raumordnung anzupassen“. 

Der Bund hat das Baugesetzbuch erlassen, das mit Abstand die wichtigste gesetzli-
che Grundlage für die Stadtplanung und den Städtebau ist. Dieses Gesetzbuch ist in 
seiner ersten Fassung im Jahr 1962 in Kraft getreten und hat seitdem eine ganze Reihe 
von substantiellen Erweiterungen – vor allem hinsichtlich der Instrumente für die aktive 
Stadtgestaltung – erfahren. In den Vorschlägen zur Reform der Gesetzgebung in der Uk-
raine nimmt die Arbeitsgruppe Weißbuch Bezug auf genau dieses rechtliche Kernstück. 

Das Baugesetzbuch regelt im Wesentlichen die Vorbereitung und Umsetzung der bauli-
chen und sonstigen Nutzung des Bodens durch die Bauleitplanung, die in die alleini-
ge Zuständigkeit der Kommunen fällt (als eine wesentliche Aufgabe der kommunalen 
Selbstverwaltung). Die Bauleitplanung umfasst zwei Instrumente: den Flächennutzungs-
plan für das gesamte Gemeindegebiet und den Bebauungsplan für abgegrenzte 
Quartiere und Gebiete. Ferner sind Regelungen für Gebiete enthalten, in denen kein Be-
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bauungsplan vorliegt, für die Erschließung von Gebieten und die Kostenregelung, die Bo-
denordnung und das Enteignungsrecht. 

In einer Verordnung, ermächtigt durch das Baugesetzbuch, ist vor allem das Instrumen-
tarium für die Art und Weise der Nutzung und der baulichen Ausgestaltung konkret gere-
gelt (Baunutzungsverordnung). 

Das Baugesetzbuch konzentriert sich auf die Nutzung des Bodens. Wie die einzelnen 
baulichen Anlagen konkret auszuführen sind, wird in einem weiteren Gesetz geregelt: der 
Bauordnung. Dieses Gesetz ist Angelegenheit der Länder, die die Inhalte ihrer Geset-
ze miteinander abstimmen und dazu eine Muster-Bauordnung durch die Konferenz der 
Bauminister verabschiedet habe. Inhaltlich geht es um Regelungen, die die Abwehr von 
Gefahren, den Schutz vor verunstaltenden baulichen Anlagen oder des orts- und Land-
schaftsbildes zum Ziel haben. Ferner sind in diesem Gesetz die Verwaltungsverfahren, 
insbesondere die Verfahren einer Baugenehmigung, geregelt. 

Alle drei genannten Gesetze haben über zahlreiche Novellen höherrangiges Recht der 
Europäischen Union umgesetzt (im Regelfall EU-Richtlinien). Die genannten nationalen 
Gesetze sind also konform mit EU-Recht. 

4.2.2	 Der Verwaltungsrahmen - Verfahren und Zuständigkeiten 
in der Raumplanung und Stadtplanung sowie bei 
Baugenehmigungen in Deutschland

4.2.2.1	Die Bundesebene (der Staat)

Die praktische Raumplanung in Deutschland vollzieht sich auf verschiedenen Planungs-
ebenen und in verschiedenen Planungsräumen, welche in Wechselwirkung zueinan-
derstehen („Gegenstromprinzip“). Im Fokus steht die räumliche Gesamtplanung unter 
Beteiligung der fachlich betroffenen Ressorts, als gebietsbezogene, überfachliche und 
vorsorgende Planung. 

Die zentrale Ebene erstellt Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung 
in Deutschland. Die „Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland“ (die aktuelle Fassung beschlossen von der Ministerkonferenz für Raumord-
nung am 9. März 2016) sind eine Positionsbestimmung für die weitere räumliche Entwick-
lung des gesamten Bundesgebiets. Sie kennzeichnen die künftige Raumstruktur an Hand 
der folgenden vier Leitbilder:

•	Wettbewerbsfähigkeit stärken,

•	Daseinsvorsorge sichern,

•	Raumnutzung steuern und nachhaltig entwickeln,

•	Klimawandel und Energiewende gestalten. 

Vor allem die Landes- und Regionalplanung sollen auch künftig insbesondere über die 
Pläne und Programme die räumlichen Strukturen im Sinne dieser gemeinsamen Leitbilder 
gestalten, die Standortentwicklung entsprechend lenken und räumliche Nutzungskonkur-
renzen minimieren. Sofern dafür die bewährten Instrumente der Landes- und Regional-
planung nicht ausreichen, sollen diese bedarfsgerecht weiterentwickelt werden. 

4.2.2.2	Die Länderebene

Landesweite Raumordnungspläne im Maßstab 1:100. 000 bis 1:500. 000 werden erstellt, 
die konkreten Festlegungen zu Grundsätzen und Zielen (verbindliche Vorgaben) zur Ent-
wicklung, Ordnung und Sicherung des jeweiligen Raumes treffen. Diese Vorgaben be-
treffen die Siedlungsstruktur, die Freiraumstruktur und die zu sichernden Standorte und 
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Trassen für die Infrastruktur. Die Festlegungen können auch Gebiete als Vorranggebiete, 
Vorbehaltsgebiete und Eignungsgebiete umfassen. Als Beispiele seien Vorranggebiete für 
Natur und Landschaft und Vorranggebiete für die Gewinnung von Windenergie genannt. 
Bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen ist eine (strategische) Umweltprüfung 
durchzuführen. 

4.2.2.3	Die Regionale Ebene

In regionalen Raumordnungsplänen (Regionalpläne) im Maßstab 1:50. 000 bis 1:100. 
000 werden die Grundsätze und Ziele der landesweiten Raumordnungspläne für Teil-
räume des jeweiligen Landesgebiets konkretisiert. Die einzelnen Planungsräume können 
sich je nach Bedarf in ihrer Flächengröße unterscheiden. Da sie sich auf Wirtschaftsräu-
me und funktionelle Zusammenhänge beziehen, können sie ggf. auch Landesgrenzen 
überschneiden. 

4.2.2.4	Die Kommunale Ebene

Auf der kommunalen Ebene müssen bei Bedarf Flächennutzungspläne für das gesamte 
Gemeindegebiet erstellt werden (M 1:5. 000 bis 1:50. 000). Dies schließt auch unbebaute 
Flächen mit ein. Diese Pläne sind für das Verwaltungshandeln verbindlich, räumen aber 
keine Rechte für private Akteure ein. Für kleine Gemeinden gibt es auch das Instrument 
des „selbstständigen Bebauungsplans“ ohne Flächennutzungsplan. 

Daraus abgeleitete Bebauungspläne müssen nicht flächendeckend, sondern nur für Teil-
bereiche aufgestellt werden, in denen Veränderungen beabsichtigt sind. Diese sind auch 
für die private Seite verbindlich: (Maßstab 1:500 bis 1:5. 000) 

4.2.2.5	Stadtplanung, Stadtentwicklungsplanung, integrierte Stadtent-
wicklung

a. Verfahren: Es gibt keine Vorgabe durch ein staatliches Gesetz, dass eine Stadt oder 
Gemeinde (Kommune) ihre Entwicklung mittels einer Stadtplanung gestaltet. Stadtpla-
nung wird hier verstanden als eine systematische Analyse der relevanten kommunalen 
Aufgabenfelder und eine Festlegung von Zielen und anzustrebenden Ergebnissen in die-
sen Aufgabenfeldern. Ob und wie die Kommune eine solche Stadtplanung einführt und 
praktiziert, ist ihrer Entscheidung überlassen. Sie entscheidet darüber in Ausübung der 
kommunalen Selbstverwaltung. Die Stadtplanung hat keine verbindliche Wirkung gegen-
über anderen öffentlichen Institutionen oder privaten Personen und Unternehmen. Sie ist 
vielmehr eine Selbstbindung der Kommune. 

•	Die informellen Planungen werden von der Gemeindevertretung als Planwerk be-
schlossen. Die meisten informellen Planungen sind als ein permanenter Prozess 
zu sehen, in dem die Verfahrensschritte nicht in strenger chronologischer Abfolge 
stehen. 

b. Zuständigkeiten: Die Kommune entscheidet allein über die Stadtplanung. Die Kommu-
nalverwaltung bereitet die Stadtplanung vor; dabei kommen dem Bürgermeister und 
dem Dezernat der Stadtplanung wichtige Funktionen zu. Die Bürger werden intensiv im 
Verfahren beteiligt. Die formellen Beschlüsse über die Stadtplanung trifft der Stadtrat/
Gemeinderat. 

4.2.2.6	Bauleitplanung: Flächennutzungsplan; Bebauungsplan

Der Flächennutzungsplan umfasst das gesamte Territorium einer Kommune; das Territo-
rium und damit das Planungsgebiet endet erst an den Grenzen der Nachbarkommunen. 
In Deutschland gibt es – mit Ausnahme einiger sog. gemeindefreier, militärisch genutz-
ter Gebiete - keine Fläche, die nicht zum Gebiet der räumlichen Planung einer Kommu-
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ne gehört. D. h. eine Kommune legt mit dem Instrument des Flächennutzungsplans die 
räumliche Entwicklung für das gesamte Territorium fest, welches der Kommune zugeord-
net ist (sogenannte Gemarkung, die im Kataster festgelegt ist). Es geht also um bebau-
te und unbebaute Flächen (Wald, Landwirtschaft, Grünflächen, Gewässer usw. ). Liegen 
Konzepte der städtebaulichen Entwicklung oder sonstige von der Kommune beschlos-
senen städtebaulichen Planungen vor, sind diese bei der festzulegenden Bodennutzung 
zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 und § 5 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch). Der Flä-
chennutzungsplan und die Bebauungspläne sind mit anderen Worten die räumliche Kon-
kretisierung der Stadtplanung. 

Der Bebauungsplan wird aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

Verfahren: Das Verfahren zur Aufstellung eines Flächennutzungsplans oder eines

Bebauungsplans ist in der Anlage 1 graphisch dargestellt. Ferner sind die Verfahrens-
schritte für die Aufstellung eines Bebauungsplans in Anlage 2 im Detail dargestellt. 

Zuständigkeiten: Der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan werden von der Stadt/
Gemeinde aufgestellt und beschlossen. Ein förmlicher Beschluss des Stadtrats ist vor-
geschrieben. Die staatliche Aufsichtsbehörde prüft den Flächennutzungsplan, ob er mit 
den gesetzlichen Regelungen und der übergeordneten räumlichen Planung (vor allem 
der Regionalplanung, aber auch der Landschaftsplanung) in Einklang steht. Der Flä-
chennutzungsplan wird erst wirksam, wenn die staatliche Aufsicht (sogenannte höhere 
Verwaltungsbehörde, z. B. Regierungspräsidium/Bezirksverwaltung) ihn genehmigt hat. 
Ein Bebauungsplan bedarf keiner Genehmigung durch die staatliche Aufsicht, wenn er in 
Übereinstimmung mit dem Flächennutzungsplan steht. Wenn er davon abweicht, ist eine 
Genehmigung der staatlichen Aufsicht erforderlich; ggf. ist dann der Flächennutzungs-
plan im sog. Parallelverfahren zu ändern, um Widerspruchsfreiheit zwischen den Plänen 
herzustellen. 

4.2.2.7	Baugenehmigung

Verfahren: Baumaßnahmen bedürfen in der Regel der Genehmigung. Der Bauaufsichts-
behörde wird damit ermöglicht, die Vereinbarkeit baulicher Anlagen mit dem öffentlichen 
Baurecht vor ihrer Ausführung zu überprüfen. Entspricht das Bauvorhaben dem öffent-
lichen Baurecht (also dem Baugesetzbuch, dem Bebauungsplan, der Bauordnung und 
weiteren baurechtlichen relevanten Vorgaben wie Immissionsschutz- oder Naturschutz-
gesetzen) besteht ein Rechtsanspruch auf Genehmigungserteilung. Der Bebauungsplan 
stellt dabei den Kern des öffentlichen Baurechts dar: das geplante Vorhaben muss den 
Festlegungen des Bebauungsplans entsprechen. Wird die Baugenehmigung abgelehnt, 
kann der Antragsteller Widerspruch einlegen. Wird auch dieser abgelehnt, kann der An-
tragsteller dagegen beim Verwaltungsgericht klagen. 

Zuständigkeiten: Die Funktion der Bauaufsichtsbehörde ist eine staatliche Funktion, die ent-
weder der Kreisverwaltung2 oder der Verwaltung von größeren Kommunen übertragen 
ist. Sie ist eine Angelegenheit der Verwaltung, für deren Leitung der Landrat oder der 
Bürgermeister verantwortlich sind (in einigen Ländern übt ein Kollegialorgan diese Lei-
tungsfunktion aus). Dem Beamten des höheren technischen Dienstes, der das Bauauf-
sichtsamt leitet, kommt eine eigenständige Verantwortung zu. Das Kommunalparlament 
hat keine Zuständigkeiten, es sei denn, es soll von einem Bebauungsplan abgewichen 
werden oder es liegt für das Gebiet kein Bebauungsplan vor. 

Die Baugenehmigung wird schriftlich erteilt. 

2  Der Kreis hat in Deutschland eine Doppelfunktion: auf der einen Seite ist er eine kommunale 
Körperschaft, die für verschiedene Aufgaben der Daseinsvorsorge zuständig ist (z. B. als Träger 
von Schulen oder Krankenhäusern), auf der anderen Seite die untere Stufe der staatlichen Verwal-
tung. 
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4.2.2.8	Überblick: Das Verfahren zur Aufstellung von Bauleitplänen, 
(bei Flächennutzungsplänen (FNP), Regelverfahren für 
Bebauungspläne) 

Verwaltungsschritt Inhalte

Einleitung des Verfahrens Für die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens muss 
ein städtebauliches Erfordernis vorliegen. Es besteht kein 
Rechtsanspruch auf Aufstellung eines Bebauungsplanes. 
Der Anstoß für die Einleitung eines Bebauungsplanver-
fahrens kann grundsätzlich durch jeden erfolgen. Meis-
tens erfolgt er jedoch durch

•	die Bürger,

•	den Rat und / oder

•	die Verwaltung. 
Beispielsweise können aber auch die Gemeindewerke 
oder Firmen den Anstoß dafür geben.

Die Verwaltung ergründet und prüft Sach- und Rechtsla-
ge. Stellt in einer Vorlage den Sachverhalt dar und legt die-
se den politischen Gremien zur Entscheidung vor. 

Aufstellungsbeschluss
(§ 2 Absatz 1 BauGB)

Der Planungsausschuss berät die Vorlage und beschließt. 
Beschlussoptionen:
Ablehnung, das Verfahren ist beendet. 
Wesentliche Änderungsvorschläge, Auftrag an Verwaltung 
erneut mit Änderungen vorlegen. 
Beschlussempfehlung an den Rat der Gemeinde, das Ver-
fahren zur Änderung des Bebauungsplanes einzuleiten. 

Der Rat berät die Beschlussempfehlung des Planungsaus-
schusses und beschließt. 
Beschlussoptionen:
Ablehnung, das Verfahren ist beendet. 
Wesentliche Änderungsvorschläge, Auftrag an Verwaltung 
erneut mit Änderungen vorlegen, erforderlich erneut dann 
auch den Planungsausschuss zu beteiligen. 
Beschluss, das Verfahren zur Änderung des Bebauungs-
planes einzuleiten. 

Aufstellungsbeschluss
(§ 2 Absatz 1 BauGB)

Der Aufstellungsbeschluss des Rates wird veröffentlicht
(Amtsblatt und Internet).

Vorentwurf Die Verwaltung erstellt einen Vorentwurf. In aller Regel 
wird hierzu ein Planungsbüro beauftragt. Hierbei werden 
die wesentlichen Inhalte des Bebauungsplanes gezeich-
net und beschrieben. 

Frühzeitige Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung 
(§ 3 Abs. 1 BauGB und § 4
Abs. 1 BauGB)

Der Planungsausschuss berät den Vorentwurf und 
beschließt. 
Beschlussoptionen:
Wesentliche Änderungsvorschläge, Auftrag an Verwaltung 
erneut mit Änderungen vorlegen. 
Beschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung. 
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Verwaltungsschritt Inhalte

Öffentlichkeitsbeteiligung:
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes (ggf. in verschie-
denen Varianten) liegt – abhängig von Umfang und Be-
deutung – in der Regel für die Dauer von einem Monat im 
Rathaus aus. Eine Frist ist nicht gesetzlich vorgegeben. 
Die Gemeinde weist durch Veröffentlichung auf die Offen-
lage hin und gibt ein verbindliches Datum für die späteste 
Einreichung von Anregungen bekannt. 
Während dieser Zeit kann jeder (nicht nur Bürgerin-
nen und Bürger der Gemeinde) schriftlich oder zur Nie-
derschrift Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf 
abgeben. 

Parallel zur Bürgerbeteiligung nehmen unterschiedliche 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (z. B. 
der Rhein-Sieg-Kreis, Ver- und Entsorgungsunternehmen, 
Bezirksregierung Köln) zu den Planinhalten Stellung.

Die Verwaltung wertet die eingegangenen Anregungen 
und Stellungnahmen aus. 
Es wird eine Vorlage für den Planungsausschuss erstellt. 
Alle eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen 
werden in der Vorlage dargestellt und gewürdigt.

Auslegungsbeschluss
(§ 3 Abs. 2 BauGB)

Der Planungsausschuss berät über alle eingegangenen 
Anregungen und Stellungnahmen. 
Beschlussoptionen:
Bei der Annahme von wesentlichen Änderungsvor-
schlägen, Auftrag an Verwaltung erneut mit Änderungen 
vorlegen. 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung des konkretisierten 
Bebauungsplanes

Öffentliche Auslegung und 
Beteiligung der Behörden 
(§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB)

Für die Dauer eines Monats folgt die öffentliche Ausle-
gung, bei der der konkretisierte Bebauungsplanentwurf im 
Rathaus einsehbar ist. 
Die öffentliche Auslegung muss amtlich bekannt gegeben 
werden (Amtsblatt). 
Während dieser Zeit hat nun erneut jeder die Möglichkeit, 
Stellungnahmen zum Planentwurf einzubringen. 

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung nehmen Behörden 
und sonstige Träger öffentlicher Belange erneut zu den 
Planinhalten Stellung. 

Die Verwaltung wertet die eingegangenen Anregungen 
und Stellungnahmen aus. 
Es wird eine Vorlage für den Planungsausschuss erstellt. 
Alle eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen 
werden in der Vorlage dargestellt und gewürdigt. 

Satzungsbeschluss
(§ 10 BauGB)

Der Planungsausschuss berät über alle während der Öf-
fentlichen Auslegung eingegangen Anregungen und 
Stellungnahmen. 
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Verwaltungsschritt Inhalte

Beschlussoptionen:
Aufgrund der eingegangenen Anregungen und Stellung-
nahmen kann der Ausschuss wesentliche Änderungen 
des Bebauungsplanes beschließen, welche die Grundzü-
ge der Planung berühren. 

Satzungsbeschluss
(§ 10 BauGB)

Dann muss eine erneute Offenlage nach § 3 Abs. 2 und § 
4 Abs. 2 BauGB erfolgen (siehe oben). (Wiederum ist die 
Dauer eines Monats per Gesetz vorgeschrieben und die 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange findet parallel statt. )
Ohne wesentliche Änderungen erfolgt die Beschlussemp-
fehlung an den Rat. 

Der Rat berät die Beschlussempfehlung des Planungs-
ausschusses und beschließt. 
Beschlussoptionen:
Entgegen der Beschlussempfehlung des Planungsaus-
schusses kann der Rat wesentliche Änderungen des Be-
bauungsplanes beschließen, welche die Grundzüge der 
Planung berühren. Auch dann muss eine erneute Offenla-
ge nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen (siehe 
oben). (Wiederum ist die Dauer eines Monats per Gesetz 
vorgeschrieben und die Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange findet parallel statt. )
Satzungsbeschluss

Öffentliche 
Bekanntmachung

Optional:

Ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt, erfolgt unmittelbar die Bekanntmachung im 
Amtsblatt. 
Der Bebauungsplan ist somit dann rechtskräftig in Kraft 
getreten. 

Musste neben dem Bebauungsplan der Flächennutzungs-
plan auch geändert werden, (gleicher Verfahrensablauf 
wie beim Bebauungsplan) wird zuerst der Flächennut-
zungsplan der Bezirksverwaltung/dem Regierungspräsi-
dium (als Höhere Verwaltungsbehörde) zur Genehmigung 
vorgelegt. 
Diese hat für ihre Entscheidung drei Monate Zeit, mit der 
Option auf eine Verlängerung der Frist. 

Nach Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung 
wird diese sowie auch der Bebauungsplan im Amtsblatt 
bekannt gemacht. 
Damit sind die FNP-Änderung und der Bebauungsplan 
rechtswirksam bzw. rechtskräftig. 
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Anlage 1 ist im Gesetzentwurf, der dem deutschen Modell in wesentlichen Teilen 
entspricht. Er ist gesondert gedruckt.
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ANLAGE 2.
GESETZE DER UKRAINE, DIE 
FÜR DIE STADTPLANUNG UND 
DEN STÄDTEBAU RELEVANT 
SIND
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I.	 Gesetze, deren Regelungsinhalt direkt die Stadtplanung 
und den Städtebau betrifft:

1.	 Law of Ukraine “On Regulation of Urban Development” (dated 17.02.2011 
No.3038-VI);

2.	 Law of Ukraine “On Architectural Activity” (dated 20.05.1999 No.687-XIV);

3.	 Law of Ukraine “On the Basis of Urban Development” (dated 16.11.1992 
No.2780-XII);

4.	 Law of Ukraine “On the General Scheme of Planning in Ukraine” (dated 
07.02.2002 No.3059-III);

5.	 Law of Ukraine “On the Comprehensive Reconstruction of Neighbourhoods (micro 
rayons) of Obsolete Housing Stock” (dated 22.12.2006 No.525-V);

6.	 Law of Ukraine “On Responsibility for Offenses in the Field of Urban Planning” 
(dated 04.10.1994 No. 208/94-VR);

7.	 Law of Ukraine “On prevention of the Global Financial Crisis on the Construction 
Industry and Housing” (dated 25.12.2008 No.800-VI);

II.	 Gesetze, deren Regelungsinhalt in einzelnen Normen oder 
mittelbar die Stadtplanung und den Städtebau betrifft: 

8.	 Land Code of Ukraine (dated 25.10.2001 No. 2768-III);

9.	 Civil Code of Ukraine (dated 16.01.2003 No. 435-IV);

10.	 Housing Code of the Ukrainian Soviet Socialist Republic (Law of Ukrainian Soviet 
Socialist Republic dated 30.06.1983 No. 5464-X);

11.	 Commercial Code of Ukraine (dated 08.12.2016 No.436-15);

12.	 Code of Civil Protection of Ukraine (dated 02.10.2012 No. 5403-VI);

13.	 Code of Ukraine on Administrative Offences (dated 07.12.1984 No.8073-X);

14.	 Law of Ukraine “On Building Codes” (dated 05.11.2009 No. 1704-VI);

15.	 Law of Ukraine “On the Improvement of Settlements” (dated 06.09.2005 No. 
2807-IV);

16.	 Law of Ukraine “On Protection of the Archaeological Heritage” (dated 18.03.2004 
No.1626-IV);

17.	 Law of Ukraine “On the Approval of the National Program of the Small Cities 
Development”  
(dated 04.03.2004 № 1580-IV);

18.	 Law of Ukraine “On Legal Regime of the Territory Contaminated by the Chernobyl 
Disaster” (dated 27.02.1991 № 791а-XII);

19.	 Law of Ukraine “On Financial and Credit Mechanisms and Management of 
Property in Housing Construction and Real Estate Act of Ukraine” (dated 
19.06.2003 No. 978-IV);

20.	 Law of Ukraine “On Local Government in Ukraine” (dated 21.05.1997 
No.280/97-VR);

21.	 Law of Ukraine “On Local State Administrations” (dated 09.04.1999 № 586-XIV);

22.	 Law of Ukraine “On Voluntary Association of Communities” (dated 05.02.2015 
No.157-VIII);

23.	 Law of Ukraine “On Licensing Certain Types of Activities” (dated 02.03.2015 
No.222-VIII)
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24.	 Law of Ukraine “On Licensing System in the Sphere of Economic Activity” (dated 
06.09.2005 № 2806-IV);

25.	 Law of Ukraine “On Principles of State Supervision (Control) of Economic Activity” 
(dated 05.04.2007 No. 877-V);

26.	 Law of Ukraine “On the List of Permits in Economic Activity” (dated 19.05.2011 
No. 3392-VI);

27.	 Law of Ukraine “On Investment Activity” (dated 18.09.1991 No. 1560-XII);

28.	 Law of Ukraine “On Energy Saving” (dated 01.07.1994 No. 74/94-VR);

29.	 Law of Ukraine “On Peculiarities of Effectuation of Right of Ownership in 
Apartment Houses” 
(dated 14.05.2015 No. 417-VIII);

30.	 Law of Ukraine “On Condominiums” (dated 29.11.2001 No. 2866-III);

31.	 Law of Ukraine “On Air Protection” (dated 16.10.1992 No. 2707-XII);

32.	 Law of Ukraine “On Protection of Cultural Heritage” (dated 08.06.2000 No. 1805-III);

33.	 Law of Ukraine “On Waste” (dated 05.03.1998 No. 187/98-VR);

34.	 Law of Ukraine “On Alienation of Land and Other Items of Immovable Property 
Located thereon, Which Are Privately Owned for Public Needs or Social 
Necessity” (dated 17.11.2009 No.1559-VI);

35.	 Law of Ukraine “On Scientific and Technical Expertise” (dated 10.02.1995 
No. 51/95-VR);

36.	 Law of Ukraine “On Environmental Protection” (dated 25.06.1991 No. 1264-XII);

37.	 Law of Ukraine “On Ecological Expertise” (dated 09.02.1995 No.45/95-VR);

38.	 Law of Ukraine “On Natural Monopolies” (dated 20.04.2000 No. 1682-III);

39.	 Law of Ukraine “On Advertising” (dated 03.07.1996 № 270/96-VR);

40.	 Law of Ukraine “On Postal Communication” (dated 04.10.2001 No. 2759-III);

41.	 Law of Ukraine “On roads” (dated 08.09.2005 No. 2862-IV);

42.	 Law of Ukraine “On Land Management” (dated 22.05.2003 No. 858-IV);

43.	 Law of Ukraine “On Resorts” (dated 05.10.2000 No.2026-III).



ANLAGE 3.
VORSCHLÄGE DES 
RADFAHRERVERBANDS 
VON KIEW
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Teil Änderungsvorschlag Begründung 

Teil 1. Allgemeine 
Bestimmungen

Ziff. 1.10 mit folgenden Begriffen ergänzen:
- “Schutz-Radfahrstreifen ” oder “empfohle-
ner Radfahrstreifen” (durch eine gestrichelte 
Linie markiert);
- “Radfahrerüberfahrt ” (mit genauer Diffe-
renzierung: mit Vorfahrt oder ohne Vorfahrt je 
nach vorhandener Markierung);
- “Wohnstraße ” (Vorrang für Fußgänger und 
Vorfahrt für Radfahrer).

Vorhandene Begriffe 
reichen nicht aus, um 
entsprechende Stra-
ßenverkehrselemente 
der Fahrrad- und Fuß-
gängerinfrastruktur zu 
beschreiben.

Teil 1. Allgemeine 
Bestimmungen

In Ziff.1.10 die Begriffe “Straße ” und “Weg” 
unterscheiden

?

Teil 4. Rechte 
und Pflichten der 
Fußgänger 

dem Fußgänger das Recht darauf einräumen, 
die Fahrbahn der Wohnstraßen an jeder be-
liebigen Stelle überqueren zu dürfen 

Dies bietet die Gewähr 
für Vermehrung der 
Fußgängerkontakte zwi-
schen den Stadtvierteln, 
die durch einen Weg 
getrennt sind. Unter 
Voraussetzung der Ge-
schwindigkeitsbegren-
zung auf 30 km/h auf 
den Wohnstraßen er-
weist sich die Maßnah-
me als gefahrenfrei 

Teil 6. Anforderungen 
an Radfahrer 

dem Radfahrer das Linksabbiegen auf den 
Wegen mit zwei oder mehreren Einbahnspu-
ren erlauben

Teil 6. Anforderungen 
an Radfahrer

den Radfahrern im Alter von 8 bis 13 Jahren 
die Fahrt auf dem Gehweg erlauben 

Zurzeit dürfen die Rad-
fahrer im Alter von 8 bis 
13 Jahren auf der Fahr-
bahn überhaupt nicht 
fahren (Ziff. 6.1 und 6.6.г)

Teil 6. Anforderungen 
an Radfahrer

es den Radfahrern erlauben, je zwei auf der 
rechten Spur der Wege mit zwei oder mehre-
ren Einbahnspuren zu fahren 

Teil 6. Anforderungen 
an Radfahrer

In Ziff. 6.6.b die Fahrt auf der Fahrbahn er-
lauben, auch wenn daneben ein Radweg 
vorhanden ist 

Teil 6. Anforderungen 
an Radfahrer

Ziff. 6.2. präzisieren. Die Ziffer über verbind-
liche Ausrüstung mit Fahrradklingel streichen. 

Das ist ein dummer 
Anachronismus.

Teil 6. Anforderungen 
an Radfahrer

Ziff. 6.2. präzisieren: “eine eingeschaltete, gut 
sichtbare rote Fahrradlampe zu haben”. Es 
ist nicht wichtig, wo sie ist – auf dem Helm, 
Rover oder Rucksack 

Teil 8. 
Straßenverkehrs-
regelung 

Ziff 8.1.: Kategorie Warnlichtanlagen mit 
Fahrradampeln ergänzen 

Das ist eine besondere 
Art der Ampeln, die den 
Fahrradverkehr regeln, 
wenn seine Phase mit 
dem Autoverkehr nicht 
übereinstimmt. 

Teil 9. Warnsignale Aus der Ziff. 9.3 streichen: den Halt durch 
Aufhebung der rechen oder linken Hand 
ankündigen 

Teil 9. Warnsignale Aus der Ziff. 9.3 streichen: Ankündigung des 
Richtungswechsels beim Abbiegen durch ein 
Handzeichen 

Loslassen der Hän-
de vom Radlenker ist 
gefährlich 

Teil 11. Einordnung 
der Fahrzeuge auf der 
Fahrbahn

In Ziff. 11.14 dem Radfahrer erlauben, auf 
der zweiten Spur auf den Wegen mit zwei 
oder mehreren Einbahnspuren zu fahren, falls 
die rechte Spur für Rechtsabbiegen vorgese-
hen ist 
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Teil Änderungsvorschlag Begründung 

Teil 11. Einordnung 
der Fahrzeuge auf der 
Fahrbahn

Ziff. 11.14 ergänzen und dem Radfahrer 
erlauben, in Gegenrichtung auf der Fahr-
bahnkante der öffentlichen Wege außerhalb 
der Stadt zu fahren, wenn dies keine Hinder-
nisse für die Fußgänger bereitet 

Teil 11. Einordnung 
der Fahrzeuge auf der 
Fahrbahn

Ziff. 11.14 ergänzen und dem Radfahrer das 
Linksabbiegen auf den Wegen mit zwei oder 
mehreren Einbahnspuren und einer Straßen-
bahnlinie in der Mitte erlauben 

Teil 12. Verkehrs-
geschwindigkeit

In Ziff. 12.4 die Höchstgeschwindigkeit inner-
halb der Städte auf 50 km/h reduzieren 

Teil 12. Verkehrs-
geschwindigkeit

Auf den Wohnstraßen dürfen die Fahrzeuge 
mit der Geschwindigkeit von höchstens 30 
km/h fahren 

Teil 12. Verkehrs-
geschwindigkeit

es den für die Verkehrssicherheit zuständi-
gen lokalen Organen erlauben, nach ihrem 
Ermessen die Geschwindigkeitsbegrenzung 
von 30 km/h auf den Straßen und Straßen-
teilen mit zusammenhängender Bebauung, 
belebtem Fußgänger- und Radfahrerverkehr 
anzuordnen 

Teil 13. 
Sicherheitsabstand, 
Ausweiche

Der Sicherheitsabstand zum Radfahrer soll 
mindestens 1,5 m betragen (es ist verboten, 
den Radfahrer ohne Wechsel auf die Nach-
barspur zu überholen) 

Teil 15. Halt und 
Parken

In Ziff. 15.10. streichen: Das Parken auf dem 
Gehweg ist bei vorhandenen 2 Metern für die 
Fußgänger erlaubt. 
Nur Ziff. 15.10.b behalten: Das Parken ist bei 
vorhandenen Verkehrsschildern und Markie-
rung erlaubt. 

Teil 15. Halt und 
Parken

Die Lage der Fahrzeuge des Linienverkehrs 
den Haltestellen gegenüber folgenderweise 
regeln: 
•	 nicht weiter als 50 cm vom Fahrbahnrand 

halten, 
•	 wenn der Haltestellenbereich frei ist, bis 

zum Vorderende der Haltestelle fahren, 
damit sich andere Linienverkehrsfahrzeu-
ge hintereinander stellen können 

Teil 16. Überqueren 
der Kreuzzungen

es den Radfahrern erlauben, nach links in 
zwei Schritten abzubiegen, mit einer Drehung 
auf der Spur, in die man abbiegt, darunter 
auch an Einmündungen – auf der Linie dieser 
Spur 

Teil 17. Vorrang des 
Linienverkehrs 

es den Radfahrern erlauben, auf dem Son-
derfahrstreifen für den Linienverkehr zu 
fahren, wenn dieser mit einem Schild "Fahr-
radverkehr erlaubt" beschildert ist - StVO 
Germany

Teil 18. 
Überqueren der 
Fußgängerüberwege 
und Haltestellen 

die ungeregelten Fußgängerüberwege inner-
halb der Siedlungen sind bei Geschwindig-
keit von höchstens 40 km/h zu überqueren 

Teil 26. Verkehr 
innerhalb der Wohn- 
und Fußgängerzone

genau die Geschwindigkeitsbegrenzung für 
ТЗ festlegen:
- Wohnstraße - 30 km/h
- Wohnzone - 20 km/h
- Fußgängerzone - 10 km/h
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Teil Änderungsvorschlag Begründung 

Teil 33. 
Verkehrsschilder

Das Prinzip des Verkehrsschildes 5.19 “Benutzung 
der Fahrspur ” auf die Gruppe der Schilder 5.8-
5.10 erweitern, d.h. erlauben, außer den Symbolen 
der Linienverkehrsfahrzeuge auch Symbole der 
restlichen Verkehrsmittel aufzutragen — PKWs, 
Fahrräder usw.:

Straße mit dem Radfahrstreifen

Au�ahrt auf die Straße mit
dem Radfahrstreifen

5.13.3

5.12.2

5.12.1

5.11.2

5.13.4

Ende der Straße mit dem 
Sonderfahrstreifen für
den Linienverkehr

Ende der Straße mit dem
Radfahrstreifen

Vorhandener Radfahrstreifen auf den Verkehrsschil-
dern in Russland 

Kombinationen sollen auch erlaubt werden, z.B. 
„Fahrzeuge des Linienverkehrs und Fahrräder“. 

Teil 33. 
Verkehrsschilder

Die Gestaltung der Verkehrsschilder „Art des Par-
kens“ und „Oberansicht“ ändern:

T-30a: tabliczka wskazująca postój całego pojazdu na 
chodniku równolegle do krawężnika

T-30b: tabliczka wskazująca postój całego pojazdu na 
chodniku prostopadle do krawężnika

T-30c: tabliczka wskazująca postój całego pojazdu na 
chodniku skośnie do krawężnika

T-30d: tabliczka wskazująca postój na chodniku kołami 
przedniej osi pojazdu prostopadle do krawężnika

T-30e: tabliczka wskazująca postój na chodniku kołami 
przedniej osi pojazdu skośnie do krawężnika

T-30f: tabliczka wskazująca postój całego pojazdu
na jezdni prostopadle do krawężnika

T-30g: tabliczka wskazująca postój całego pojazdu na 
jezdni skośnie do krawężnika

T-30h: tabliczka wskazująca postój na chodniku kołami 
jednego boku pojazdu równolegle do krawężnika

T-30i: tabliczka wskazująca postój całego pojazdu
na jezdni równolegle do krawężnika

Schilder mit der Art des Parkens in der Straßenver-
kehrsordnung Polens
https://pl.wikipedia.org/wiki/
Tabliczki_do_znak%C3%B3w_drogowych
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Teil 33. 
Verkehrsschilder

Verkehrszeichen 7.5.1-7.5.7 mit Verkehrsschildern 
ergänzen 

7.5.1. Fahrzeugart (LKW) 7.5.2. Fahrzeugart (LKW
mit Anhänger)

7.5.4. Fahrzeugart (Bus)

7.5.6. Fahrzeugart (Moped)7.5.5. Fahrzeugart (Kraft-
schlepper oder Selbstfahr-

maschine)

7.5.7. Fahrzeugart (Fahrrad)

7.5.3. Fahrzeugart (PKW)

mit entsprechenden Schildern, die ähnlich wie 
Schilder 7.17-7.18 aussehen:

7.17. ??? 7.18. ??????
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ANLAGE 4.
DIE SITUATION DER 
STADTENTWICKLUNG 
IN DER UKRAINE. EINE
ZUSTANDSBESCHREIBUNG
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1.	VORWORT

Die nachfolgende Analyse wurde von Professor Vadim Vadimov im Rahmen der Arbeits-
gruppe Weißbuch zur Reform des Verwaltungs- und Rechtsrahmens im Städtebau er-
stellt. Herr Vadimov arbeitet in dieser Gruppe mit. Er ist Professor der Architektur, war 
lange Jahre Chefarchitekt der Stadt Poltawa und hat an vielen Beratungsprozessen zur 
Reform des Städtebaurechts und der -verwaltung mitgewirkt.

Sie wurde als ein Beitrag zur Erstellung der Reformempfehlungen, die in diesem Weiß-
buch zusammengefasst sind, ausgewertet und verkürzt.

Die hier wieder gegebenen Positionen sind die des Autors. Sie sind nicht zwingend iden-
tisch mit den Empfehlungen der Arbeitsgruppe Weißbuch, geben aber doch einen um-
fassenden Überblick über die Situation der Stadtentwicklung in der Ukraine.

Der Text ist auch auf Ukrainisch verfügbar.

Mathias Brandt

Leiter des Vorhabens

Integrierte Stadtentwicklung in der Ukraine

Kiew März 2017 
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2.	DER ZUSAMMENHANG 
ZWISCHEN DEM PROZESS 
DER AUFGABENPLANUNG 
UND DER RAUM- UND 
RESSOURCENPLANUNG.

Die Raumplanung und Ressourcenplanung werden in der Ukraine auf drei zusam-
menhängenden Territorialebenen verbunden: staatliche (makroterritoriale), regiona-
le (mesoterritoriale) und lokale (mikroterritoriale) Ebenen. Diese Planung richtet sich 
nach dem Begriff der strategischen Planung (oder Ressourcenplanung), die sich ih-
rerseits an die theoretisch-praktischen Traditionen der Sowjetunion anlehnt, wo die 
wissenschaftlich-technische und sozial-wirtschaftliche Prognostizierung den Vorrang 
für bestimmte Territorien hatte. Diese Tradition wird auch in der modernen ukraini-
schen Theorie und Praxis der Prognostizierung und Planung fortgesetzt. 

Das Gesetz der Ukraine zur staatlichen Prognostizierung und Ausarbeitung von 
Programmen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Ukraine Nr. 1602-
ІІІ vom 23.03.2000 definiert die sozialwirtschaftliche Entwicklung als einen Prozess 
des fortlaufenden Wandels der materiellen Produktionsbasis sowie der Gesamtheit 
verschiedenartiger Beziehungen zwischen Wirtschaftssubjekten und sozialen Be-
völkerungsgruppen. Mit jeweiliger Anordnung des Ministerkabinetts der Ukraine Nr. 
621 vom 26.04.2003 ist das Procedere für Ausarbeitung von Plänen der sozial-wirt-
schaftlichen Entwicklung festgelegt worden. Die sozialwirtschaftliche Entwicklung 
ist ein komplizierter und widersprüchlicher Prozess, bei dem positive und negati-
ve Faktoren in Wechselwirkung stehen sowie Fortschritts- und Rückschrittperioden 
abwechseln. 

In den Jahren 2012 und 2013 wurden beispielsweise Stagnationserscheinungen in 
der ukrainischen Wirtschaft beobachtet, das BIP war kaum gestiegen. 2014 ist das 
BIP der Ukraine um 6,6% gegenüber dem Vorjahr gesunken und 2015 noch um 9,9% 
zurückgegangen, das war tatsächlich ein starker wirtschaftlicher Rückgang. Erst 
2016 konnte das BIP um 1,8% (Prognose 1,5%) gegenüber den Vorjahreswerten ge-
steigert werden. Das Wirtschaftswachstum wird in der Makroökonomie als ein Be-
standteil und eine der wichtigsten Charakteristiken der Wirtschaftsentwicklung der 
Ukraine betrachtet. Dieser Begriff ist mit der quantitativen Änderung des Produktions- 
und BIP-Volumens verbunden. Das Wirtschaftswachstum kann positiv sein, wenn das 
reale BIP-Volumen im zu analysierenden Zeitraum die Werte des Bezugsjahres über-
steigt. Andernfalls muss das “Wachstum” als rückläufig bezeichnet werden. 

Die Entwicklung der Planungsvorlagen (Raumplanung), Städtebauvorlagen muss in 
der Ukraine zum Bestandteil der Strategieentwicklung (Ressourcenplanung) der Regi-
onal- und Lokalebene werden, ohne die eine zukunftsorientierte Territorialentwicklung 
kaum vorstellbar ist. 

Die Raumentwicklung ist eng mit dem System der Verwaltungsgliederung verbunden, 
das sich im Laufe der modernen Geschichte der Ukraine verändert hat. 
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In der heutigen Zeit der ukrainischen Unabhängigkeit beeinflussen die Probleme der 
Verwaltungsgliederung die Raum- und Ressourcenplanung. Schon seit Anfang des 20. 
Jahrhunderts schlagen ukrainische Forscher verschiedene Systeme für Festlegung so-
zial-wirtschaftlicher Makro- und Mesoregionen vor, die der Raumstruktur der Ukraine 
entsprechen und das Ressourcenpotential jedes Gebiets besser abspiegeln würden. 

Mit besonderer Schärfe stellte sich die Frage der Raum- und Ressourcenplanung in 
Theorie und Praxis der Ukraine zu Beginn des 21. Jahrhunderts. 

Aufgrund der Flächengröße und Bevölkerungszahl wird die Ukraine manchmal in Ma-
kro- und Mesoregionen unterteilt – Gruppen der Oblaste, die zu planerischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und politischen Zwecken usw. angewendet werden. Zu Zeiten 
der UdSSR galten in der Ukraine beispielsweise drei offizielle wirtschaftliche Regio-
nen, auf deren Grundlage die Raumplanung der Industrieentwicklung, Infrastruktur, 
Landwirtschaft und des Siedlungssystems erfolgte. Obwohl dieses System für die 
großangelegte Planung effizient war, hat es sich jedoch nach der Unabhängigkeits-
verkündung als ungeeignet für die Ukraine erwiesen, da sich das Ausmaß an Ressour-
cen- und Bevölkerungsmobilisierung verringert hat. 

In ihrer Hierarchie und Methodologie ist die Raumplanung der Ukraine heutzutage am 
schlüssigsten im Bauleitplan (Generalschema) des Gebiets der Ukraine und in jeweili-
gen Städtebauplanungen dargestellt. Die Territorialplanung auf der staatlichen Ebene 
besteht in der Entwicklung und Umsetzung des Bauleitplans der Ukraine (das Gesetz 
der Ukraine zum Bauleitplan der Ukraine Nr. 3059-III vom 7. Februar 2002), der Bau-
leitpläne einzelner Teilbereiche des ukrainischen Territoriums, die die Territorien einiger 
Oblaste umfassen, der Schemata internationaler Verkehrskorridore und deren Einflus-
szonen, allgemeiner Projekte zur Territorialentwicklung von grenzüberschreitenden 
Regionen. 

Die Territorialplanung auf der regionalen Ebene besteht in der Entwicklung und 
Umsetzung von Bauleitplänen der Oblaste und Autonomen Republik Krim sowie 
Gruppen von Verwaltungsbezirken (Plan der vereinigten territorialen Gemeinden, 
Verwaltungsbezirke).

Die Territorialplanung auf der lokalen Ebene besteht in der Entwicklung und Umset-
zung von Bauleitplänen der Gemeinden und Ortschaften (Siedlungen), Zoning-Plänen, 
detaillierten Territorialplänen. In den letzten 15 bis 20 Jahren wiesen die Instrumen-
te für Aufgabenplanung und -umsetzung durch Raumplanung auf Stadtebene den 
Rückstand von dringenden Bedürfnissen allgemeiner europäischer Tendenzen auf. 
Die Stadtplanung ist in der Ukraine mit der Nachlassenschaft der Planwirtschaft vor-
belastet. Sie ist nicht genug flexibel, um auf die sich verändernden Marktbedingun-
gen reagieren zu können und zu einem wirksamen Instrument der Stadtraumplanung 
zu werden. 

Raumplanung ist eng mit der Aufstellung von Städtebauplanungen aller Ebenen ver-
bunden. Der Zustand der Entwicklung und Genehmigung von Städtebauplanungen 
wird zum Anfang 2015 durch folgende Statistik charakterisiert: Bauleitpläne der Ob-
laste – 64 %; Bauleitpläne der Rayons – 13 %; Bauleitpläne der Oblast-Zentren – 
92%; Bauleitpläne oblastangehöriger Städte – 63%; Bauleitpläne rayonsangehöriger 
Städte – 43 %; Bauleitpläne stadtähnlicher Siedlungen – 21%; Bauleitpläne ländlicher 
Siedlungen – 14%. 

Die Aufstellung von Städtebauplanungen wird durch analytische Arbeit mit statisti-
schen Angaben begleitet, was von bestehenden Problemen der Ressourcenplanung 
zeugt; in der ersten Linie gehören dazu eine starke Bevölkerungsabnahme in ländli-
chen Gebieten und erhebliche wirtschaftliche Probleme in den Städten mit bis zu 500 
000 Einwohnern. 
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Um die Lage zu verbessern, wurde in der Ukraine mit der immer noch dauernden De-
zentralisierung und Gründung der vereinigten territorialen Gemeinden begonnen. Dar-
aus ergibt sich eine dringende Notwendigkeit, einen neuen Ansatz zur Aufstellung von 
Städtebauplanungen zu entwickeln. Als Folge entsteht eine neue Art von Städtebau-
planungen – Bauleitplan vereinigter territorialer Gemeinden. 2016 sind in der Ukraine 
über 180 vereinigte territoriale Gemeinden gegründet. Das sind 35% der Bevölkerung, 
die außerhalb der Oblast-Zentren wohnt. Die Großzügigkeit dieser territorialen Umge-
staltungen bedarf wesentlicher Änderungen. 

Die Aktionspläne des Ministerkabinetts der Ukraine zur Dezentralisierung, die auf 
die Reform des Planungssystems ausgerichtet sind, können grundsätzlich die Pla-
nungsfunktionen im Falle deren vollständigen Umsetzung der Lokalebene übertragen, 
wodurch die Städte ihre eigenen Prioritäten an ihre wirtschaftlichen und sozialen Be-
dürfnisse anpassen können. Dies wird dem Aufbau eines transparenteren Systems 
verhelfen und die Aufstellung der Pläne ermöglichen, die viel besser tatsächliche Lage 
in den Städten berücksichtigen, deren Bevölkerung wächst oder abnimmt. Diese Ver-
änderungen bedürfen der bedeutenden Finanzierungsumfänge und der intensiven 
Potenzialerweiterung auf Lokalebene. Außerdem ist es äußerst notwendig, die Bevöl-
kerung für das Ausmaß des Städteverfalls zu sensibilisieren, damit die staatlichen Be-
hörden demographische Bedingungen in den Städtebauplänen berücksichtigen. 



Weißbuch zur Reform von Verwaltung und Recht für die Stadtentwicklung in der Ukraine vom 15. Mai 2017 62

3.	ZENTRALE THEMENBEREICHE 
DER INTEGRIERTEN 
STADTENTWICKLUNG.

3.1	 Wohnräume

Das Wohneigentum und die Gestaltung des Wohnungsmarktes spiegeln die allgemeine 
Wirtschaftslage in einem Staat ab, sowie die Fähigkeit der Bevölkerung, ihre Bestrebun-
gen nach den eigenen vier Wänden zu verwirklichen. Die Ukrainer tendieren eher dazu, 
eigene Wohnung zu haben, statt eine Wohnung zu mieten, wie es in Europa üblich ist. 
Das lässt sich durch grundlegende Faktoren (Einkommen, Gewinn und Zinssätze) erklä-
ren, die den Wohnungsmarkt beeinflussen, aber mit der Preisbildung nicht zusammen-
hängen. Der Preis bildet sich aufgrund der Erwartungen, dass der Wohnraum in der 
Zukunft zu einem höheren Marktpreis verkauft werden kann. 

Bis Ende der 90-ger Jahre des 20. Jahrhunderts hat die staatliche Wohnungspolitik in 
der Ukraine jahrelang auf Prinzipien beruht, dass der Staat seine Bürger mit dem Wohn-
raum mittels staatlicher Wohnbauprogramme, durch Gründung von Wohnungsgenossen-
schaften, aus dem vorhandenen staatlichen, dienstlichen und kommunalen Wohnfonds 
versorgt. Die verbreitetsten Wohnraumtypen sind Mehrfamilienhäuser und Einfamilien-
häuser. Die Mehrfamilienhäuser waren entweder im staatlichen oder im kommunalen Be-
sitz, nur Einfamilienhäuser durften im Privatbesitz sein. 

Die Kennzahlen der Wohnraumversorgung sind einer der wichtigsten wirtschaftlichen 
Faktoren. Die Ukraine hat die schlechtesten Kennzahlen der Wohnraumversorgung pro 
Einwohner in ganz Europa. Während in Estland 29 qm Wohnraum auf einen Einwohner 
entfällt, in Ungarn – 31 qm, in Deutschland – 41 qm, in Österreich – 43 qm, in Dänemark 
– 51 qm, sind es bei uns lediglich 23 qm pro Einwohner. 

Die Einfamilienhäuser beanspruchen in der Ukraine ziemlich große Flächen. Nach staatli-
chen Baunormen 360-92 (Städtebau. Planung und Bebauung städtischer und ländlicher 
Siedlungen) sollen sich die Flächen mit Einfamilienhäusern in den am Stadtrand liegen-
den Bezirken befinden. In der Wirklichkeit befinden sich die Einfamilienhäuser nicht nur in 
der Vorstadt, sondern auch in zentralen Bezirken und bereiten deshalb gewisse Probleme 
für Raumentwicklung bei städtebaulicher Umgestaltung ukrainischer Städte. Solche The-
menbereiche, wie Beachtung öffentlicher Bedürfnisse bei städtebaulicher Erneuerung der 
abgenutzten Wohnhäuser sowie Entschädigung für Hausbesitzer werden in geltenden 
Gesetzen nicht geregelt (das Gesetz der Ukraine zur vollständigen Erneuerung der Stadt-
viertel (Bezirke) mit Altbaufonds Nr. 525-V vom 22.12.2006). Die Bodengesetze legen die 
Größe eines Grundstücks für den Bau eines Einfamilienhauses fest, sie beträgt 0,10 ha. 
Abhängig von der Bevölkerungszahl werden die Städte wie folgt klassifiziert: Kleinstädte 
(von 10 000 bis zu 50 000 Einwohner); mittelgroße Städte (von 50 000 bis zu 250 000 Ein-
wohner); Großstädte (von 250000 bis zu 500 000 Einwohner). Die Baupraxis ukrainischer 
Städte zeugt davon, dass die Flächen mit Einfamilienhäusern in den Kleinstädten von 
24% bis zu 29% der Gesamtfläche, in mittelgroßen Städten von 21% bis zu 25% und in 
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Großstädten von 20% bis zu 23% der Gesamtfläche betragen. Die meisten Flächen mit 
Einfamilienhäusern sind nicht angemessen erschlossen und baulich gestaltet (Entwäs-
serung, Oberflächenentwässerung, Gasversorgung, Wohnstraßen mit Asphaltbelag, feh-
lende Fußwege usw.). Diese Territorien zeichnen sich durch fehlende soziale Infrastruktur 
und Verkehrsinfrastruktur aus. 

Nach dem Wohnkomfort und der sozialen Zielrichtung wird der Mehrfamilienwohnraum in 
der Ukraine in Kategorien I und II unterteilt (Häuser und Bauten. Wohnhäuser. Allgemeine 
Bestimmungen. Staatliche Baunormen В.2.2-15-2005). Zur ersten Kategorie (kommerzi-
elle Wohnungen) gehören die Wohnräume mit normierten unteren und nicht normierten 
oberen Flächengrenzwerten der Wohnungen und Einfamilienhäuser. Zur zweiten Katego-
rie (soziale Wohnungen) gehören die Wohnräume mit normierten unteren und oberen Flä-
chengrenzwerten der Wohnungen und Wohnzimmer in Wohnheimen. 

Hauptsächlich gehören die Mehrfamilienhäuser in der Ukraine zur zweiten Kategorie (so-
ziale Wohnungen) und betragen etwa 85%, der Rest gehört zur ersten Kategorie (kom-
merzielle Wohnungen) und macht etwa 15% aus. 

Die Unterteilung der Wohnhäuser in Premium-, Business- und Economy-Klasse und 
sonstige Klassen ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und wird von den Entwicklern und 
Maklern auf dem Wohnungsmarkt nach eigenem Ermessen angewendet. 

Der wesentliche Teil des Wohnfonds von Mehrfamilienhäusern (im Durchschnitt 40% bis 
60% in verschiedenen Städten) zeichnet sich durch einen starken Verschleiß der Versor-
gungsleitungen, Abweichung von den Anforderungen an Energieeffizienz, unbequeme 
Raumeinteilung, niedrige Qualität der baulichen Gestaltung von Außenanlagen usw. aus. 
Das lässt sich dadurch erklären, dass der Hauptteil (über 60%) des Wohnfonds der ukrai-
nischen Städte in den 60-ger – 80-ger Jahren des 20. Jahrhunderts nach Musterprojek-
ten gebaut wurde und derzeit dringender Sanierung bedarf.

Es soll der Rechtsrahmen geändert werden, um die Transparenz der umlaufenden Geld-
mittel zu erhöhen, die den Investitionsrückgang und bestimmte Risiken im Wohnbau 
verursachen können. Dabei sollen die Dezentralisierungsprozesse beschleunigt werden 
sowie Übertragung der Zuständigkeiten der Lokalebene unter Bedingung der Bürgerbe-
teiligung, um die lokalen Programme zur Wohnbauentwicklung zu erarbeiten und umzu-
setzen. Es soll ein transparentes Verfahren zur elektronischen Eintragung von investierten 
Objekten und ein Verfahren zur Veräußerung der Vermögensrechte eingeführt werden. 
Dies kann es ermöglichen, die Vermögensrechte des Käufers in ein offenes und transpa-
rentes Register einzutragen, wodurch der Käufer vor mehrmaligen Verkäufen desselben 
Objektes geschützt wird, was wiederum den Investierungsmechanismus vereinfacht und 
Investorenrisiken minimiert.

3.2	 Arbeitsleistung und wirtschaftliche Entwicklung.

Die wirtschaftliche Entwicklung der Städte hängt von mehreren Faktoren ab, von denen 
die Arbeitskräfte und Kapitalanlagen die wichtigsten sind. 

Als Arbeitskräfte wird vorhandene erwerbsfähige Bevölkerung verstanden. Die Anzahl der 
Arbeitskräfte hängt von der gesamten Bevölkerungszahl ab. Zum 1. Januar 2016 zählte 
die Ukraine 42 Mio. 760,5 Tsd. Einwohner, während sie zum 1. Januar 2015 noch 42 Mio. 
929,3 Tsd. Einwohner hatte. Dies bedeutet, dass die Bevölkerung der Ukraine innerhalb 
eines Jahres um 168,8 Tsd. abgenommen hat. Wenn sich dieser Trend in Bevölkerungs-
entwicklung fortsetzt, kann die Bevölkerung der Ukraine bis 2030 nach UN-Prognose auf 
39 Mio. Einwohner abnehmen. Nach Angaben des Ptukha-Instituts für Demographie und 
soziale Forschungen ist die Bevölkerung der Ukraine innerhalb von 20 Jahren um 6,5 
Mio. Einwohner zurückgegangen. 
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Diese wichtigen Kennziffern zeugen von einer schwierigen Lage in der Ukraine sogar mit 
vorhandenen Arbeitskräften. Es sind statistische Angaben für 1997 anzuführen. Im Jahre 
1997 betrug die Gesamtanzahl der Erwerbsfähigen in der Ukraine 28 Mio. Menschen. 
Die Arbeitskräfte wurden ungleichmäßig zwischen den volkswirtschaftlichen Bereichen 
verteilt: 40% – Industrie, 21% – Landwirtschaft, 8% – Verkehr, 31% – nichtproduzieren-
der Bereich. Die Alters- und Berufsstruktur der Arbeitskräfte sowie deren Verteilung auf 
dem Staatsgebiet und zwischen den Produktionsbereichen stehen mit der Entwicklung 
der Volkswirtschaft in engem Zusammenhang und Wechselbeziehung. Die Arbeitskräfte 
der Ukraine verfügen über hohe berufliche Qualifikation und Ausbildungsniveau. In den 
letzten Jahren ist kaum eine positive Statistik zu beobachten. Im Jahre 2012 betrug die 
Anzahl der Beschäftigten 19 Mio. 261,4 Tsd. Menschen, 2013 waren es 19 Mio. 314,2 
Tsd., 2014 – 18 Mio. 073,3 Tsd. und 2015 - 16 Mio. 443 Tsd. Die Angaben für 2012 bis 
2014 sind ohne Berücksichtigung des besetzten Gebiets der Autonomen Republik Krim 
und Stadt Sewastopol angeführt, für 2015 – ebenso ohne Berücksichtigung der Zone der 
Kriegshandlungen im Osten.

Eine der wichtigen Kennziffern ist die Charakteristik der „Ansiedlung“, die das ganze Bild, 
vorhandene Arbeitskräfte und entsprechende Geographie ergänzt. Die Ansiedlung erfolgt 
in städtischen und ländlichen Gebieten, das durchschnittliche Verhältnis im Jahre 2016 
sieht folgenderweise aus: städtisch – 69 %; ländlich – 31%. Die ländliche Bevölkerung 
überwiegt in den Oblasten Winnytsia (53 %), Transkarpatien (61 %), Iwano-Frankiwsk (56 
%), Riwne (52 %), Ternopil (56 %), Tschernowitz (57 %), d.h. im westlichen Teil der Ukrai-
ne und in Podolien, wo sich die Industrie langsamer entwickelt hat, als im Osten unseres 
Landes. Den kleinsten Anteil der ländlichen Bevölkerung haben die Oblaste Donezk (10 
%), Luhansk (14 %), Dnipropetrowsk (16 %), Kharkiw (21 %). Im Vergleich zur ländli-
chen Bevölkerung ist das Durchschnittsalter der Stadtbewohner um fast 5 Jahre niedri-
ger, außerdem gibt es hier um 10% weniger Menschen im Rentenalter, als in ländlichen 
Gebieten. 

Um die Probleme der Ansiedlung und Schaffung perspektiver regionaler Ansiedlungssys-
teme zu lösen und dabei das Urbanisierungsniveau und den Einfluss von Regionalzentren 
(Kiew, Lemberg, Kharkiw, Donezk, Dnipropetrowsk, Odessa, Simferopol) langfristig zu 
berücksichtigen, wurde die Gründung von 7 territorialen Verwaltungseinheiten im Bauleit-
plan des Gebiets der Ukraine (bewilligt im Gesetz der Ukraine zum Bauleitplan des Ge-
biets der Ukraine Nr. 3059-III vom 7. Februar 2002) geplant. Es wurde durch Beschluss 
der ukrainischen Regierung eine Sonderkommission gegründet, die die Reform der Ver-
waltungsgliederung diskutiert und einen Vorschlag eingebracht hat, diese Reform „von 
oben“, d.h. von der makroterritorialen Ebene durchzuführen. Diese Vorschläge hatten kei-
ne konstruktiven Ergebnisse. Zurzeit wird an der Dezentralisierung der Verwaltungsglie-
derung „von unten“ gearbeitet, und zwar an der Gründung von vereinigten territorialen 
Gemeinden. 

Zu den Hauptfaktoren der Ansiedlung, ihrer Intensivität und Richtungen gehören die 
sozial-wirtschaftlichen Unterscheidungsmerkmale (Entwicklung und Verteilung der Pro-
duktionskräfte usw.), naturbedingte und demographische Unterscheidungsmerkmale. 
Territoriale Besonderheiten der Ansiedlung hängen außerdem von Intensivität und Rich-
tungen der ständigen Migration und Pendelmigration ab. Zurzeit gibt es in der Ukraine 
445 Städte und 909 stadtähnliche Siedlungen. Es gibt einen wesentlichen Unterschied 
zwischen diesen zwei Arten der Wohnorte. Als Stadt gilt eine Ortschaft, die die Produk-
tions-, Verkehrs-, Kultur-, Handels- und Verwaltungsfunktionen erfüllt und deren Bevöl-
kerung überwiegend aus den Berufsarbeitern, Angestellten, Beamten und ihren Familien 
besteht. Die Städte werden in wirtschaftliche (Industrie-, Verkehrs-, Handelsstädte) und 
nicht wirtschaftliche (Verwaltungs-, Kultur-, Erholungsstädte) unterteilt. Die meisten Städ-
te befinden sich in der Westlichen Wirtschaftszone - 210 Städte (47 % aller Städte der 
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Ukraine), da wohnt jedoch nur 36,1 % der Stadtbewohner des Landes. Im Gegensatz 
dazu hat die Östliche Wirtschaftszone 183 Städte (41% aller Städte), da wohnt jedoch 
fast die Hälfte aller Stadtbewohner (49,3 %). In der Südlichen Wirtschaftszone befinden 
sich über 11 % der Städte mit 14 % der Stadtbewohner des Landes.

Die Ukraine zeichnet sich durch solche räumlichen Gebilde wie städtische Ballungsräume 
aus, zurzeit gibt es 19 davon. Sie haben keinen rechtlichen oder administrativen Status, 
weswegen ein entsprechendes Monitoring über die Änderungen auf diesen Territorien 
fehlt. Städtische Ballungsräume sind Ansammlungen von den miteinander verbundenen 
städtischen Ortschaften, in denen ein großes Produktions-, Kultur, Ausbildungs- und 
Handelspotenzial konzentriert ist. Diese Konzentration fördert das Wirtschaftswachstum. 
Die enorme Konzentration von großen städtischen Ballungsräumen ruft allerdings ne-
gative Erscheinungen hervor: durch enorme Konzentration der Industrie verringern sich 
die Erholungsgebiete und Freiräume für Begrünung usw. Monozentrische Ballungsräume 
entstehen aufgrund eines großen Produktions- und Dienstleistungspotentials, bestehen-
der Verkehrsinfrastruktur. Dies betrifft solche Städte wie Kiew, Kharkiw, Odessa, Lem-
berg. Bizentrische und polyzentrische Ballungsräume sind für die Gebiete mit intensiver 
Entwicklung der Grundstoffindustrie in Östlicher Wirtschaftsregion und Region am Fluss 
Dnepr charakteristisch: Donezk-Makijiwka, Dnipropetrowsk-Dniprodzerschynsk, Horliw-
ka-Jenakijewe usw. In allen 19 Ballungsräumen wohnen über 16 Mio. Stadtbewohner. 
Mit den Fragen der Stadtplanung und Stadtentwicklung beschäftigt sich eine Reihe wis-
senschaftlicher Forschungs- und Planungsinstitute (z.B. „Dipromisto“ in Kiew) und ihre 
Zweigstellen in Oblast-Zentren. Funktionsmäßig gilt die Hauptstadt Kiew als das wich-
tigste administrative, politische, industrielle, wissenschaftliche und kulturelle Zentrum 
des Landes. Darüber hinaus gibt es 24 Oblast-Zentren, die sich durch ihre Funktions-
vielfalt auszeichnen. Zu den Industriezentren mit mehreren Industriebranchen gehören 
Krywyj Rih, Nikopol, Mariupol, Horliwka, Makijiwka u.a., zu den Industriezentren mit einer 
Industriebranche zählen Tores, Schostka usw. Die Verkehrszentren werden einzeln un-
terschieden: Sdolbuniw, Schmerinka, Fastiw, Kosjatyn u.a. zu den mittelgroßen Städten, 
die die örtlichen Organisations-, Wirtschafts-, Industrie-, Verarbeitungs-, Kultur- und Aus-
bildungsfunktionen erfüllen, gehören Schydatschiw, Kolomyja, Kossiw, Stryj, Kremenez, 
Dubno, Ostroh, Slawuta, Nischyn u.a. Als Erholungs- und Kurorte gelten die Städte Mor-
schyn, Chmilnyk, Truskawez, Myrhorod u.a. Im Vergleich zur ländlichen Bevölkerung ist 
das Durchschnittsalter der Stadtbewohner um fast 5 Jahre niedriger, außerdem gibt es 
hier um 10% weniger Menschen im Rentenalter, als in ländlichen Gebieten. 

Die rasante Bevölkerungsabnahme (landesweit um 13% in den zwei letzten Jahrzehn-
ten) hängt mit der allgemeinen Tendenz der Bevölkerungsalterung, starker Minderung 
der Fortpflanzungsfähigkeit (seit 1990 auf das Niveau, das die Bevölkerungsreproduktion 
nicht sichern kann) und teilweise mit Migration zusammen. 

Obwohl die Einwohnerzahl landesweit abnimmt, vollzieht sich der demographische Wan-
del in verschiedenen Regionen nicht gleichmäßig. Im Land sind wesentliche Unterschie-
de zu beobachten: während sich die Bevölkerungsabnahme in zwei letzten Jahrzehnten 
im Osten schneller und im Westen langsamer vollzogen hat, wachsen einige Großstädte, 
darunter Kiew, immer weiter. Bei der immer schnelleren Alterung der Stadtbevölkerung 
in allen Regionen verliert der Osten gleichzeitig die jungen Einwohner am schnellsten. 
Derartige Veränderungen sind ebenso im Bereich der Erwerbstätigkeit zu beobachten, 
sowohl innerhalb der Regionen, als auch zwischen verschiedenen Regionen. Im enge-
ren Sinne dauert die Urbanisierung in der Ukraine trotz der Abnahme der städtischen 
Bevölkerung an (die ländliche Bevölkerung nahm doch schnell ab). Der Osten und Sü-
den des Landes, die schon zum Zeitpunkt des Zerfalls der Sowjetunion ein hohes Niveau 
der Urbanisierung aufwiesen, zeigten in den letzten zwei Jahrzehnten langsamere Urba-
nisierungsraten. Dabei vollzog sich Urbanisierung schneller im Westen, wo die ländliche 
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Bevölkerung historisch bedingt dominierte, und in geringerem Maße im Zentrum des 
Landes. 

Im Westen und im Zentrum ist die ländliche Bevölkerung in die Städte schneller umge-
zogen, weswegen sich die Bevölkerungszahl im Westen durchschnittlich erhöht hat. Die 
Einwohnerzahl von über 80% Städten ist zurückgegangen, aber der Anteil der Städte, 
deren Bevölkerung abnimmt, ist unverhältnismäßig größer im Osten, und der Städte, 
deren Bevölkerung zunimmt – im Westen. Die Analyse dieser Stadtevolution zeigt, dass 
gerade im Osten die Anzahl der Städte, die 1996 nach Intensität der Nachtbeleuchtung 
als Städte klassifiziert wurden und bis 2010 “verschwunden sind” (d.h. sie konnten nicht 
mehr als Städte klassifiziert werden), am größten ist. Und umgekehrt: im Westen gibt es 
die meisten Städte, die “entstanden sind”: 1996 konnten sie nach Intensität der Nachtbe-
leuchtung nicht als Städte klassifiziert werden, wobei sie 2010 diese Grenze schon über-
schritten haben. Analogische Korrelation zwischen “entstanden” und “verschwunden” 
ist in diesen Regionen beim Vergleich der Entwicklungsdynamik der Bevölkerungszahlen 
in den Städten von 1983 bis 2013 zu beobachten. Die festgestellten Veränderungen im 
Bereich der wirtschaftlichen Geographie könnten sich noch langsamer vollziehen, wenn 
die Binnenmigration weniger eingedämmt würde. Die Migrationsstudien weisen dar-
auf hin, dass nicht so viele Menschen in der Ukraine dorthin umziehen, wo sich neue 
Möglichkeiten bieten. Die Migration von Stadt zu Stadt ist meistens ein Indiz dafür, dass 
die Menschen nach besseren Arbeitsmöglichkeiten suchen, und auch ein Merkmal da-
für, dass die Menschenressourcen innerhalb des Landes umstrukturiert werden (vorhan-
dene Anlockungsfaktoren). Gleichzeitig zeigen die Studien in der Ukraine, dass wenige 
Menschen in eine andere Stadt umziehen, um neue wirtschaftliche Möglichkeiten zu fin-
den. Als Katalysator dieser Bewegungen tritt das niedrige Niveau der Sozialausgaben 
in Heimatregionen auf (Ausstoßungsfaktoren). Zu den wichtigsten Hindernissen der Bin-
nenmigration gehören folgende Faktoren: ein großer Anteil der Wohnungen ist im Pri-
vatbesitz der Bevölkerung, der Mietmarkt ist unterentwickelt, es gibt keinen Zugriff zu 
Kreditressourcen, Unterentwicklung des Wohnungsmarktes und der Hypothekenkredite, 
die mit dem Umzug in mehr entwickelte Regionen verbundenen Ausgaben sowie hohe 
Transaktionsausgaben. 

Noch schwieriger ist es, die Außenmigration zu verfolgen, Tendenzen zu bestimmen und 
die Perspektiven der Auslandsarbeit der ukrainischen Bürger und ihren Einfluss auf die 
innere Wirtschaftsentwicklung vorauszusagen. Die Bevölkerung europäischer Länder 
wird immer älter, deshalb werden die Ukrainer von den osteuropäischen Universitäten 
und Studienkollegen wegen der ähnlichen Sprache, kulturellen Traditionen, gemeinsamen 
christlichen Religion gern aufgenommen. Für ukrainische Studienbewerber besteht der 
Vorteil darin, dass sie in den meisten Fällen keine Aufnahmeprüfungen ablegen und das 
Studium nicht bezahlen müssen. Außerdem haben die Studenten eine Möglichkeit zum 
Jobben. Drei von fünf Absolventen mit Bachelor-Abschluss streben danach, das Land 
zu verlassen. Demographie-Forscher (des Ptukha-Instituts für Demographie und soziale 
Forschungen bei der Nationalen Akademie der Wissenschaften der Ukraine) gestehen, 
dass niemand heutzutage über das ganze Bild der Bevölkerungsmigration verfügt. Nach 
Angaben des Staatlichen Grenzdienstes der Ukraine haben die Ukrainer im Jahre 2016 
die Grenzen ihres Landes über 20 Millionen Mal überquert. Dabei waren es 10 Millionen 
Mal an der Grenze mit Polen, 5 Millionen Mal an der Grenze mit Russland, 3 Millionen Mal 
an der Grenze mit Ungarn. Hochqualifizierte Biochemiker, Chemiker, Physiker, Ingenieu-
re, Mathematiker, Fachleute im IT-Bereich, Ärzte verlassen das Land. In den letzten Jah-
ren wandern auch Geisteswissenschaftler aus. So sind beispielsweise die Universitäten 
von Lemberg nicht mehr in der Lage, sogar die älteren Professoren von der Auslandsar-
beit abzuhalten. Die genauen Zahlen der Migration (wie viele Menschen ins Ausland zum 
Arbeiten fahren, wie viele im Ausland studieren, wie viele im Ausland bleiben) sind im 
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Bericht des Staatlichen statistischen Amtes für das Jahr 2016 nicht enthalten. Im Bericht 
für das Jahr 2015, der im Internet frei zugänglich ist, beträgt die Anzahl der wirtschaft-
lich aktiven Bevölkerung über 17 Mio. Menschen. Es ist jedoch nicht angegeben, wie 
viele von denen im Ausland gearbeitet haben. Heute verfügt niemand über reale Zahlen 
der Migrationsprozesse, weil das Hauptproblem in mangelnden Angaben über Bevölke-
rung besteht. Die letzte Volkszählung fand noch 2001 statt, während die UNO empfehlen, 
das einmal pro Jahrzehnt durchzuführen. Zum Vollzug der Resolution des Wirtschafts- 
und Sozialrates der UNO vom 19. Juli 1995 zur Durchführung von Volkszählungen durch 
UNO-Mitgliedsstaaten im Zeitraum von 1995 bis 2004 hat am 5. Dezember 2001 die al-
lukrainische Volkszählung stattgefunden. Das war die erste nationale Volkszählung, weil 
die bisherige Volkszählung im Jahre 1989 staatfand – kurz vor Erlangung der Unabhän-
gigkeit. Zum wiederholten Male hat das Ministerkabinett der Ukraine die Durchführung 
der Allukrainischen Volkszählung von 2016 auf 2020 verschoben. Darum handelt es sich 
in der Anordnung des Ministerkabinetts Nr.1323 vom 16. Dezember 2015 zur Novellie-
rung der Anordnung des Ministerkabinetts Nr. 581 vom 9. April 2008.

Zurzeit kann man nirgendwo zuverlässige statistische Bevölkerungsdaten, demographi-
sche Kennziffern finden, insbesondere Angaben darüber, wie viele Ukrainer ins Ausland 
zum Arbeiten fahren. 

Ein wichtiges Merkmal der ukrainischen Städte und deren Wirtschaft ist die Monofunk-
tionalität des Industriesektors. Als “Monostädte” werden in ukrainischen gesetzlichen 
Regelungen die Städte bezeichnet, “in denen die Unternehmen von einer oder zwei füh-
renden Wirtschaftsbranchen, die für die Haushaltseinnahmen der Stadt sowie die Funk-
tionsfähigkeit der sozialen Infrastruktur und anderer Objekte der Lebenssicherung der 
Bevölkerung Sorgen, die wichtigsten Tätigkeitsbereiche der erwerbstätigen Bevölkerung 
bestimmen”. Zurzeit gibt es in der Ukraine 111 monofunktionale Städte: 32 Zentren der 
Kohlenförderung, 27 Zentren der Verarbeitungsindustrie, 18 landwirtschaftlich-industrielle 
Zentren, je 9 Zentren für Transport- und Energiewirtschaft, 7 Zentren für Erzgewinnung 
und Industrie der Steine und Erden, 6 Zentren der Chemie- und Erdölverarbeitungsin-
dustrie, 2 Heilungs- und Kurortzentren und 1 Zentrum für Kunsthandwerk. Die meisten 
monofunktionalen Städte befinden sich in Oblast Donezk – es gibt dort 27 monofunktio-
nale Städte. Das lässt sich teilweise durch die Entscheidung erklären, den östlichen Teil 
der Sowjetischen Ukraine wegen bedeutender Bodenschatzvorräte auf Kohleförderung, 
Stahlindustrie, Maschinenbau, Chemieindustrie usw. zu spezialisieren. Der monofunktio-
nale Ansatz zum Städtebau wurde breit in der Zeit der Planwirtschaft als Mittel der Indus-
trialisierung und Territorialverwaltung verwendet, das hauptsächlich an Bedürfnissen der 
großen Industrieunternehmen mit entsprechender Infrastruktur orientiert war.

Die Änderungen der Beschäftigungsstruktur sollen langfristig (voraussichtlich bis 2030) 
in den ukrainischen Städten berücksichtigt werden, wo der Dienstleistungsbereich im 
Vergleich zum Produktionsbereich an Bedeutung gewinnt und durchschnittlich über 
60% der Gesamtleistungen betragen wird. Dabei ist zu beachten, dass die funktionsfä-
hige Industrie hauptsächlich dadurch motiviert wird, dass die maximale gesellschaftliche 
Effizienz erreicht wird. Als übergreifender Begriff vereinigt diese Effizienz nicht nur die 
Schaffung effizienter Produktion, sondern auch Erreichung auf deren Grundlage einer an-
gemessenen Sozialentwicklung der Stadt (Lebensbedingungen und -qualität). Innovative 
Wirtschaft wird unter modernen Bedingungen vor allem durch die Bereitschaft der sie 
gestaltenden Wirtschaftssubjekte zur Konkurrenz, Suche und Erschließung neuer Märkte 
charakterisiert. Die Erreichung dieses Zustands der Industrie kann heutzutage nur dann 
möglich sein, wenn technologische Innovationen intensiv eingeführt werden und neue 
Märkte mit Hilfe von neuen, wissenschaftsintensiven und konkurrenzfähigen Produkten 
erschlossen werden. Wichtig für die Wirtschaftsentwicklung ukrainischer Städte ist die 
Berücksichtigung von Faktoren moderner wirtschaftlicher Tendenzen, die von den Glo-
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balisierungsprozessen verursacht wurden. Globalisierter Informationsraum schafft viele 
Möglichkeiten für innovative Anwendung neuer Ansätze wie z.B. Sharing Economy. 

Der nächste Faktor, der die Wirtschaft ukrainischer Städte beeinflusst, sind Kapitalanla-
gen. Die Kapitalanlagen charakterisieren die Umfänge der Investitionen in Erwerb oder Ei-
genfertigung von Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten. Die Kapitalanlagen 
umfassen Inanspruchnahme von Finanzmitteln in folgenden Richtungen: neue Vermö-
genswerte, die mit eigenen Kräften geschaffen wurden; Vermögenswerte, die in Nutzung 
waren; Kernsanierung, Verbesserungen, Vervollkommnung, Umgestaltung, Modernisie-
rung; nach dem Finanzierungsleasingvertrag. Die Umfangskennziffer von Kapitalanlagen 
wurde aufgrund staatlicher statistischer Beobachtungen über Kapitalanlagen von Unter-
nehmen, Behörden, Einrichtungen, Organen der kommunalen Selbstverwaltung ermittelt.

Die Städte und Ballungsräume der Ukraine sind Motoren für das Wirtschaftswachstum 
des Landes. Die Produktionsvolumen sind in absoluten Zahlen in den Städten nicht nur 
höher, sondern viel höher, als auf dem Lande. Die Städte weisen auch eine höhere Leis-
tungsfähigkeit pro Kopf. Die ukrainischen Ballungsräume scheinen denjenigen zu be-
obachtenden geringen Zuwachs der städtischen Bevölkerung anzusammeln und sind 
gleichzeitig Motoren für das wirtschaftliche Wachstum.

Es sind jedoch bestimmte Bedrohungen für die Wirtschaftsentwicklung der Städte ent-
standen, darunter die fehlenden staatlichen Programme zur Schaffung neuer Arbeitsplät-
ze. Die steuerliche Last haben hauptsächlich kleine und mittelständische Unternehmen 
zu tragen und der langsame Prozess der Dezentralisierung führt zur Verlangsamung des 
wirtschaftlichen Wachstums der Städte. Die Arbeitslosenzahl ist 2016 in der Ukraine ge-
stiegen. Im Vergleich zum ersten Halbjahr 2015 stieg die Arbeitslosenzahl im ersten Halb-
jahr 2016 um 24 Tsd. auf 1,7 Mio. Menschen. Dabei ist zu beachten, dass nur einer von 
vier Arbeitslosen angemeldet ist, der Rest sucht Arbeit selbständig oder lebt auf Kosten 
der anderen Personen. Die meisten Arbeitslosen sind junge Leute, das ist bis zu 25%, 
was um 2,7 Mal höher, als der Durchschnittswert ist (9,4%). Nach Meinung der Exper-
ten wird die Arbeitslosenzahl bis zu Beginn der Wirtschaftsbelebung nur weiter steigen. 
Die besten Kennziffern hat die Oblast Odessa, wo nur 5,8% erwerbsfähiger Bevölke-
rung arbeitslos sind; in Oblast Kharkiw beträgt die Arbeitslosenzahl 6,3 %, in der Stadt 
Kiew – 6,3%, in Oblast Kiew – 6,6%, in Oblast Dnipropetrowsk – 8%. Die schlechtesten 
Kennziffern haben folgende Oblaste: Luhansk – 16%, Donezk – 14,2%, Poltawa – 13,1%; 
Kirowohrad – 12,3%; Kherson – 12,1%.

Darüber hinaus ist das Planungssystem der Ukraine heutzutage nicht in der Lage, die 
Umsetzung der Strategien angemessen zu unterstützen, die die Realien der Bevölke-
rungsabnahme oder des wirtschaftlichen Rückgangs wiederspiegeln würden. Die vor-
handenen Städtepläne sind mit der staatlichen Wachstumspolitik angestimmt, d.h. sie 
sehen die Erweiterung des Wohnfonds und der wirtschaftlichen Aktivität trotz örtlicher 
Bedingungen in allen Städten vor. 

Die nächste zu berücksichtigende Herausforderung ist die vorhandene Raumgestaltung 
ukrainischer Städte. Es ist ein Wandel der Wirtschaft, die rund um die Industriebetrie-
be entstanden war, in die Dienstleistungswirtschaft zu beobachten, dabei stand der Fi-
nanzsektor im Vordergrund dieser Veränderungen. Es ist außerdem eine bedeutende 
Entwicklung der Teilbereiche des Dienstleistungssektors zu beobachten: Einzelhandel, 
Immobilienhandel, Informations- und Kommunikationstechnologien. Die Entwicklung in 
diesem Bereich erfolgte aber landesweit nicht gleichmäßig. Die Industrie spielt wie immer 
eine wichtige Rolle im Süden und Osten, während im Westen der Dienstleistungsbereich 
an Bedeutung gewinnt und die Herrschaft der Landwirtschaft nachlässt. Der Anteil des 
Finanzsektors an der Bruttowertschöpfung hat sich fast verdoppelt, aber dessen Anteil 
am Arbeitsmarkt bleibt gering und kann die Arbeitsplätze in konventionellen Bereichen 
nicht ersetzen. 



Starke Städte. Starke Ukraine. 69

Die Ukraine soll auch die Rolle anerkennen, die die Städte für das Wirtschaftswachs-
tum spielen, und den Städten die Möglichkeit geben, die Instrumente der Potenzialum-
setzung angemessen nutzen zu können. Zur Erhöhung der Arbeitsleistung brauchen die 
Städte eine optimale qualitative Verwaltung, günstiges Geschäftsklima, effiziente Erbrin-
gung staatlicher Dienstleistungen und eine Infrastruktur, die die Wirtschaftsentwicklung 
der Ballungsräume und die Senkung von den durch Überbevölkerung bedingten Kos-
ten fördern würde. Dort, wo die Bevölkerungszunahme andauert, sollen die Städte ihre 
Bemühungen auf Anpassung der Infrastruktur und Dienstleistungen konzentrieren, um 
die angemessene Anpassung und Integration der Neuangekommenen zu sichern, das 
Wachstum der Vororte effizient zu steuern und die Stadtverbreiterung zu verhindern. Für 
effiziente Arbeitskoordinierung in den Ballungsräumen, die einige Verwaltungseinheiten 
umfassen, sollen die Stadtgrenzen geändert oder der Steuerungsmechanismus auf der 
Territorialebene eingeführt werden. Dafür kann die Einbeziehung der ukrainischen Re-
gierung und zuständiger Ausschüsse des ukrainischen Parlaments erforderlich sein. Die 
Vorbereitung und wissenschaftliche Begründung dieser Frage für die Behandlung durch 
Behörden soll von wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen der Akademie der Wis-
senschaften der Ukraine und des Ministeriums für Regionalentwicklung, Bauwesen und 
Kommunalwirtschaft durchgeführt werden.

3.3	 Kultur.
Die ukrainische Kultur stellt die Gesamtheit der Sachwerte und Geistesgüter dar, die vom 
ukrainischen Volk im Laufe der Geschichte geschaffen wurden. Die ukrainische nationale 
Kultur liegt der Volkskultur zugrunde, auf deren Grundlage sich die Wissenschaft, Litera-
tur und Kunst entwickelt haben. Für die Eigenständigkeit der ukrainischen Kultur haben 
auch geographische Bedingungen gesorgt, sowie Wechselwirkung mit anderen Ethno-
kulturen. Eine wichtige Etappe der geschichtlichen Entwicklung der ukrainischen Kultur 
war der Übertritt zum Christentum im 10. Jahrhundert. Die nationale Kultur wird zum 
Symbol der sozialen Veränderungen, weil sie am besten den Triumph und die Zukunft der 
ukrainischen nationalen Idee verkörpert. 

Der Begriff Kultur soll in Objekte, Subjekte und Kulturprozesse unterteilt werden. Die 
Verortung von Kulturobjekten und jeweiligen Kulturprozessen erfolgt aufgrund der 
Raumgestaltung. Die Raumgestaltung des Gebiets der Ukraine rechtet sich kultu-
rell und ethnographisch nach dem Kulturerbe, das sich im Laufe einer bestimmten ge-
schichtlichen Zeitperiode herausgebildet hat. So kann man das Gebiet der Ukraine in 
folgende ethnokulturelle Regionen unterteilen: Kiewschtschyna, Tschernihiwschtschyna, 
Poltawschtschyna, Sloboschanschtschyna (Sloboda Ukraine), Donbass, Saporischschja, 
Prytschornomorja (Schwarzmeer-Küstengebiet), Galizien, Polesien, Podolien, Transkarpa-
tien, Bukowina, Krim. Obwohl die Ukrainer mit 77,8% die Mehrheit des Volksbestandes 
der Ukraine bilden, haben auch andere Volksgruppen (acht Volksgruppen) einen bedeu-
tenden Beitrag zur Entwicklung des Kulturerbes einzelner Gebiete geleistet, weswegen 
es sich von der multinationalen Ordnung des Kulturraums behaupten lässt. Es haben sich 
historische Orte herausgebildet, deren Liste durch Verordnung des Ministerkabinetts zur 
Aufstellung der Liste von historischen Ortschaften der Ukraine Nr. 878 vom 26.04.2001 
geregelt wird. Fast 400 Ortschaften haben eine historische Stadtmitte und historische 
Flächen, die als Objekte des Kulturerbes einer besonderen Aufmerksamkeit bedürfen. 

Zu 2013 enthielt das Staatliche Register der immobilen Kulturdenkmäler 4719 Denkmä-
ler; 891 davon sind von nationaler Bedeutung und 3828 von örtlicher Bedeutung. Die 
Nationaldenkmäler sind ins Register aufgrund von zwei Verordnungen des Ministerkabi-
netts eingetragen: Zur Eintragung der Objekte des Kulturerbes ins Staatliche Register der 
immobilen Kulturdenkmäler Nr. 928 vom 3. September 2009 (744 Denkmäler); Zur Eintra-
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gung der Objekte des Kulturerbes ins Staatliche Register der immobilen Kulturdenkmäler 
Nr. 929 vom 10. Oktober 2012 (147 Denkmäler).

Die wertvollsten Muster des kulturellen und historischen Erbes stehen unter dem Schutz 
von UNESCO. Die Gesamtliste dieser Organisation enthält über eine Tausend Bezeich-
nungen weltweit. Das sind Kirchenbauten, Parken, Naturschutzgebiete und sogar histori-
sche Stadtmitten. 

In der Ukraine gibt es 7 Objekte des Weltkulturerbes von UNESCO: in Kiew – die Soph-
ia Kathedrale und anliegende Klosterbauten, Kiewer Höhlenkloster (1990); «Historische 
Stadtmitte von Lemberg» (1998); «Geodätischer Struve-Bogen» (2005, grenzübergreifen-
des geodätisches Objekt „Struve-Bogen“ wurde von 10 europäischen Ländern nominiert: 
Norwegen, Schweden, Finnland, Russland, Estland, Lettland, Litauen, Weißrussland, 
Moldawien und Ukraine, 4 geodätische Punkte des „Struve-Bogens“ befinden sich in 
der Ukraine - ”Baraniwka”, ”Kateryniwka ”, ”Felschtyn” (Oblast Chmelhyzkyj) und ”Sta-
ronekrasiwka ” (Oblast Odessa); «Residenz der Metropoliten von Bukowina und Dalmati-
en» (heute – Nationale Jurij Fedkowytsch-Universität Tschernowiz) (2011); «Antike Stadt 
Chersones (5 Jh. Vor Chr. - 14 Jh. n. Chr.)» (2013); «Holzkirchen in den Nordkarpaten,» 
(2013, grenzübergreifend mit Polen). Außerdem gehören zum Weltnaturerbe «Buchenur-
wälder in den Karpaten» (2007, grenzübergreifend mit der Slowakei und Deutschland).

Nachhaltige Infrastruktur des Kulturobjektnetzes ukrainischer Städte und Siedlungen leis-
tet neben Denkmälern ihren Beitrag zur Schaffung des Kulturraums. 

Im Gesetz der Ukraine zur Kultur Nr. 2778-VI vom 14.12.2010 werden die rechtlichen 
Grundlagen im Bereich der Kultur festgelegt, gesellschaftliche Beziehungen geregelt, die 
mit der Schaffung, Nutzung, Verbreitung und Erhaltung des Kulturerbes und der Kultur-
werte verbunden sind, sowie der Zugang zu diesen Kulturgütern gesichert. Nach diesem 
Gesetz wird als Kultureinrichtung eine juristische Person verstanden, deren Haupttätigkeit 
im Kulturbereich liegt, oder eine Struktureinheit der juristischen Person, deren Funktionen 
in der Ausübung der Tätigkeit im Kulturbereich bestehen. Das Basisnetz der Kulturein-
richtungen ist die Gesamtheit von Unternehmen, Behörden, Institutionen und Kulturein-
richtungen im staatlichen und kommunalen Besitz, deren Tätigkeit darauf ausgerichtet 
ist, die Bedingungen für schöpferische Entwicklung des Menschen, Sammeln, Erhaltung, 
Nutzung und Verbreitung von Informationen über materielle, geistige und kulturelle Wer-
te, wissenschaftliche Entwicklungsarbeiten zu schaffen sowie die Ganzheit des Kultur-
raums der Ukraine, Zugänglichkeit des nationalen Kulturerbes, Einhaltung der Rechte im 
Kulturbereich zu sichern. 

Die Entwicklung des Netzes der Kultureinrichtungen in der Stadt und dessen Gestaltung 
dient als Grundlage für die Gestaltung des Kulturraums, Befriedigung der Einwohnerbe-
dürfnisse und ist einer der wichtigsten Teile der Städtebauplanung. In der Städtebau-
planung wird die Gesamtheit aller Bemühungen, Maßnahmen, Entscheidungen und 
Bestimmungen niedergeschrieben, die aus der Bewertung des architektonischen und 
städtebaulichen Erbes resultieren und auf die Erhaltung des historischen Architekturer-
bes der Stadt ausgerichtet sind. 

Eine wichtige Rolle für die Gestaltung der Stadtkultur spielt die Erhaltung der Denkmäler 
der Geschichte, Kultur, Archäologie und Architektur. Die Entwicklung der Städtebaupla-
nung mit Berücksichtigung der Architekturdenkmäler stellen historisch-architektonische 
Basispläne und Gebiete unter Denkmalschutz. Das Problem besteht darin, dass diese 
Fragen im Zuständigkeitsbereich des Kulturministeriums, und nicht des Ministeriums für 
Regionalentwicklung liegen. Deswegen entstehen Probleme der praktischen Umsetzung 
von Planungsvorlagen. Ein sehr stark geregeltes Verfahren ist die Entwicklung und Ab-
stimmung von städtebaulichen Machbarkeitsstudien für historische Städte der Ukraine. 
Alle Materialien werden im Kulturministerium innerhalb unbestimmter Fristen und nach 
unbestimmtem Verfahren behandelt. Dadurch haben die Beamten die Möglichkeit, die 
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Fragen einige Monate zu „behandeln“, unbegründete Bemerkungen zu machen usw. 
Historisch-städtebauliche Machbarkeitsstudien gehören zu den Städtebauplanungen 
nicht und hängen deshalb mit der Raumplanung von Städten und Ortschaften kaum 
zusammen. 

Der vom Kulturministerium am 30.12.2015 eingebrachte Gesetzentwurf zum Schutz und 
Erhaltung des immobilen Kulturerbes stimmt mit der Initiative des Ministerkabinetts „Re-
formen umsetzen – die Ukraine verändern“ nicht überein, genauso wie mit dem Konzept 
der Reform zur Erhaltung des immobilen Kulturerbes, dessen Hauptzweck folgende Be-
reiche umfasst: Dezentralisierung, Deregulierung, Transparenz der Verwaltung, Einführung 
direktwirkender Normen, Stärkung der rechtlichen Haftung für Schäden und Zerstörung 
von Kulturdenkmälern. 

Da die Wirkung des eingebrachten Gesetzentwurfs gleichzeitig mit dem geltenden Gesetz 
zum Schutz des Kulturerbes (das weder abgeschafft noch novelliert wird) vorgesehen ist, 
wird die Anwendung beider Gesetze aufgrund deren großen Umfangs (49 und 70 Artikel 
entsprechend) und zahlreicher Novellierungen die Erfüllung von Vorgaben für den Schutz 
des Kulturerbes wesentlich erschweren. Es wird außerdem unbegründet vorgeschlagen, 
den im Gesetz zum Schutz des Kulturerbes festgelegten Begriff «Denkmäler von natio-
naler Bedeutung und Denkmäler von örtlicher Bedeutung“ durch den Begriff „Objekt des 
nationalen Kulturerbes und Denkmäler von staatlicher Bedeutung“ zu ersetzen, wodurch 
alle Denkmäler den gleichen Rechtsstatus – Denkmäler von staatlicher Bedeutung – ha-
ben werden (mit Ausnahme von Objekten des Welterbes). 

Dies verursacht Korruption und stimmt mit dem vom Ministerkabinett deklarierten De-
zentralisierungsprinzip und dem Konzept der Erhaltung des immobilen Kulturerbes nicht 
überein. 

3.4	 Entwicklung aller Stadtteile.

Um die Entwicklung der ganzen Stadt und deren Teilbereiche festzulegen, wird traditi-
onell die Extrapolationsmodellierung verwendet, die die nachhaltige Stadtentwicklung 
als linear versteht. Als Grundlage dient die Bevölkerungsprognose (optimistisch und 
pessimistisch): aufgrund der zu erwartenden Bevölkerungszahl werden die quantitati-
ven Kennwerte der funktionalen Zonen, die Größe des Wohnbaus, Industrie, das Netz 
der Bedienungsbetriebe usw. berechnet. Die Realien ukrainischer Städte sind jedoch viel 
schwieriger, es bestehen bestimmte Androhungen und Herausforderungen, die in der tat-
sächlichen Raumplanung zu berücksichtigen sind. 

Koordinierte planerische Lösungen für Raumentwicklung sind auf der Ebene der Stadt 
und Außenbereich verloren gegangen. Die Möglichkeiten zur Schaffung von „Gebieten 
gemeinsamer Interessen“ werden kaum benutzt, wie das in normativen Empfehlungen für 
Außenbereich vorgesehen ist. Zerteilung der Flächen von Außenbereichen, unkontrollier-
ter Einfamilienhausbau, fehlende zusammenhängende Entscheidungen über die Lage der 
kommunalen Objekte (Deponien für feste Hausabfälle, Friedhöfe usw.), Verkehrserschlie-
ßung für den öffentlichen Verkehr, Objekte der Energieversorgung schaffen Konfliktfälle 
(Bespiel: Stadt Lemberg). 

Eines der wichtigsten theoretischen und praktischen Probleme im modernen Städtebau 
der Ukraine sind fehlende methodologische Entwicklungsarbeiten über Perspektiven der 
Planungsgestaltung für Städte und deren Einzelbereiche, die stagnieren oder sich durch 
einen starken wirtschaftlichen und demographischen Rückgang auszeichnen. 

Das nächste Problem ist das fehlende angemessene Monitoring über den Zustand der 
ganzen Stadt und deren Einzelbereiche. Kaum erfüllt werden die Vorgaben des Art. 23 
des Gesetzes der Ukraine zur Regelung der Städtebautätigkeit (2011), in dem die Auf-
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sicht und Analyse von Städtebauplanungen, Auswertung und Prognose für den Zustand 
und Änderungen der Städtebauobjekte vorgesehen sind. Die Ergebnisse des Städte-
baumonitorings sollen ständig ins Städtebaukataster eingetragen werden und damit 
Informationsressourcen schaffen, die bei Ausarbeitung von Programmen der sozial-wirt-
schaftlichen Entwicklung der Städte und bei Änderungen an den Städtebauplanungen 
berücksichtigt werden können. 

Für die Entwicklung einzelner Stadtteile ist die Umgestaltung des Dienstleistungsbereichs 
von großer Bedeutung, weil dieser Bereich in der Zukunft viel stärker ausgelastet wird 
und sich intensiv verändern wird. Das verbreitetste System ist der Stufenservice, der auf 
folgenden Prinzipien beruht: erste Stufe – tägliche Nachfrage, zweite Stufe – periodische 
nachfrage, dritte Stufe – gelegentliche Nachfrage. Das System des Stufenservice kann 
erfolgreich im Stadtviertel, Gebäudeblock oder im Wohnbezirk integriert werden. Die 
Erneuerung der Flächen mit Altbaufonds (die sogenannten Chruschtschowka-Wohnun-
gen), Bebauung nach Stadtvierteln erfordert auch andere Ansätze, z.B. Bedienung auf 
Netzprinzip. 

Ein großes Problem für die ukrainischen Städte bereitet der unkontrollierte Bau von zeit-
lich befristeten Bauten (Hallen, Kiosken, Zelte usw.), die große Flächen bilden (spontane 
Märkte) und nicht nur das Stadtbild verunzieren, sondern auch Gefahr für Bürger bei Ge-
staltung des Stadtumfelds schaffen. Sanitätswidrige Bedingungen beim Verkauf von Le-
bensmitteln, Ignorierung von Brandschutzvorschriften haben schon in einigen Fällen zum 
Verkauf von verdorbenen und nicht zertifizierten Lebensmitteln und Alkoholgetränken, zu 
Bränden, Zerstörung der Tragwerke geführt und als Folge menschliche Opfer verursacht. 
Die Verbreitung von zeitliche befristeten Bauten wird in verschiedenen Stadtteilen beob-
achtet, am häufigsten befinden sie sich jedoch in Wohngebieten und auf Flächen für öf-
fentlichen Gebäude, innerhalb Fluchtlinien der Verkehrswege, auf den Flächen, die den 
Haltestellen des öffentlichen Verkehrs und U-Bahnstationen anliegen. 

Große gewerblich genutzte Flächen haben in vielen ukrainischen Städten keine Perspek-
tiven gerade im Sinne der Industrie- und Produktionsentwicklung. Ressourcenintensive 
Produktion „verlässt“ die städtischen Industriezonen, wobei sie Industriewüsten hinter-
lässt. Die leistungsfähigen Territorialkomplexe, in denen einzelne Produktionsbetriebe ei-
nander kettenweise ergänzt haben und einheitliche Energiesysteme und Transportobjekte 
benutzt haben, sind nach „Domino“-Prinzip verfallen. Es soll Inventur der gewerblich ge-
nutzten Flächen durchgeführt, ein offenes Register von Grundstücken geschaffen und 
neue Ansätze auf Basis von „Brown funding“ und „Green funding“ angewendet werden. 

Relativ neu und sehr aktuell ist für die Ukraine die Frage der Raumplanung von Ortschaf-
ten, die von Kriegshandlungen im Osten betroffen und beschädigt wurden, sowie Wohn-
bau für Binnenflüchtlinge aus besetzten Gebieten. Diese Tätigkeitsbereiche bedürfen 
spezieller regierungsprograme zur Schaffung entsprechender Infrastruktur. 

Den demographischen Zahlen zufolge ist in vielen ukrainischen Städten der Rückgang 
zu beobachten, obwohl ihre Bauleitpläne an der Wachstumstendenz orientiert sind. Der 
Rückgang der lokalen Wirtschaft führt zur Nachfragesenkung nach Territorien und zum 
Verbleib der Flächen mit Industrie-, Handels- und Verwaltungsbebauung. Diese vernach-
lässigten Grundstücke können manchmal sehr groß sein, was eine drastische Schrump-
fung der Wirtschaftstätigkeit in der Stadt zur Folge hat. Die territorialen Abrisse der Stadt 
werden mit der Zeit kleiner oder verändern sich nicht, wodurch ein Teufelskreis der Be-
völkerungsabnahme und Verschlechterung der Lebensqualität entsteht. Leider Der wirt-
schaftliche Rückgang verursacht leider keine Verringerung der Umfänge der Infrastruktur, 
die für die Bedienung von den in der Stadt gebliebenen Wohnobjekten, Produktionsbe-
trieben, Büros und Handelseinrichtungen notwendig ist. 

Die Städtebaugesetze und strategischen Prinzipien der Ukraine beruhen auf der Erwar-
tung, dass die Bevölkerung im Land nicht abnehmen und sich neu verteilen, sondern 
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wachsen wird. Die Prozesse der Flächenverteilung, die Ausnahmen aus den Zonierungs-
prinzipien und dem Genehmigungsverfahren bleiben in wenigen wachsenden Städten 
auch weiter notwendig. Gleichzeitig ist die Anzahl von Neubauten in den meisten ukrai-
nischen Städten sehr klein, und die Nachfrage nach neuen Produktions- und Handelsflä-
chen sehr gering.

Die ukrainischen Städte sind den umfangreichen Problemen wie Deindustrialisierung aus-
gesetzt, die sinnvoller auf der staatlichen und regionalen Ebene gelöst werden können, 
nicht auf Lokalebene, wie das in den USA gemacht wird. Schließlich gelingt es der Ukrai-
ne nicht, das Planungssystem eines anderen Landes in vollem Umfang einfach zu “kopie-
ren”; die Reformen in diesem Bereich sollen qualitative Charakteristiken der geschichtlich 
bedingten Verwaltung berücksichtigen sowie die Begriffe der Verwaltungstransparenz 
und Bürgerbeteiligung, die den Beamten und Bürgern der Ukraine wenig bekannt sind.

3.5	 Entwicklung der Stadtmitte.

Die Entwicklung zentraler Stadtteile stößt auf eine Reihe von Problemen, zu denen die 
Erhaltung des historischen Kulturerbes, fehlende Komfortbedingungen der nachhaltigen 
Umweltlage und die sich immer weiter verschärfenden Verkehrsprobleme gehören. Das 
Zentrum einer Stadt, einer Siedlung, eines Dorfs wird in der neuen Fassung von staatli-
chen Baunormen 362-92 (2. Fassung) als ein Ort bezeichnet, wo die wichtigsten Verwal-
tungs-, Kultur- und Sozialeinrichtungen sowie wichtige Architekturensembles konzentriert 
sind. Öffentliche Stadtzentren, die im zentralen Teil der Stadt liegen, werden zum Ort, wo 
die Objekte zur Versorgung der Lebenstätigkeit der ganzen Gemeinde konzentriert sind. 

Zum Bestand der öffentlichen Zentren sollen neben öffentlichen Objekten auch folgende 
Objekte gehören: Verwaltungsobjekte, Geschäftsobjekte (Business-Zentren) und Objekte 
der Verkehrsinfrastruktur (Verkehrs- und Umsteigeknoten, Fußgängerzonen, Parkplätze 
usw). Die Wohnhäuser sind zulässig. Wichtig ist die Schaffung von öffentlichen Freiräu-
men, die hauptsächlich aus öffentlichen Grünflächen bestehen. Die Verkehrsinfrastruktur 
soll ausreichende Kapazitäten für Parkplätze aufweisen, die Geschwindigkeitsbegrenzung 
für Pkws und den Vorrang der öffentlichen Verkehrsmittel und Fahrräder sicherstellen. 

Die Größe der öffentlich genutzten Flächen hängt von der Bedeutung des öffentlichen 
Zentrums, von der Größe und vom Status der Ortschaft ab. Diese Größe kann zwischen 
60% und 70% vom gesamten Stadtkern schwanken, von 15% bis 20% - für Zentren der 
täglichen und periodischen Bedienung. 

Die Zentren erfüllen überörtliche Funktionen. Die Fläche des multifunktionalen Stadtzent-
rums soll anhand vergrößerter Kennwerte ermittelt werden:

•	Für Metropolien und Großstädte – von 3,5 bis 5 qm pro Person; 

•	Für mittelgroße Städte – 5 bis 10 qm pro Person;

•	Für kleine städtische und ländliche Siedlungen – 10 bis 20 qm pro Person. 

Wie bekannt, hat die Aufstellung von Städtebauplänen zum Ziel, die Gesamtheit aller Be-
mühungen, Maßnahmen, Entscheidungen und Bestimmungen räumlich zu fixieren, die 
aus der Bewertung des architektonischen und städtebaulichen Erbes resultieren und auf 
die Erhaltung des historischen Architekturerbes der Stadt und der Stadtmitte ausgerich-
tet sind. 

In diesem Zusammenhang müssen die Städte ihre soziale und natürliche Infrastruktur 
an die Bedürfnisse und Erfordernisse eigener städtischen Umgebung anpassen unter 
Beachtung ihrer Ressourcenmöglichkeiten. Gleichzeitig ist es erforderlich, die wachsen-
den Stadtzentren durch Umsetzung politischer Maßnahmen integriert zu unterstützen, 
die das weitere wirtschaftliche Wachstum fördern. Die Ballungsräume werden vermutlich 



Weißbuch zur Reform von Verwaltung und Recht für die Stadtentwicklung in der Ukraine vom 15. Mai 2017 74

eine besonders wichtige Rolle der Wachstumsmotoren im Land spielen. Gerade der Ag-
glomerationseffekt verstärkt die Nutzung von zentralen Stadtteilen, die als Zentren der 
Ballungsräume dienen (zum Beispiel, Kiew, Kharkiw, Dnipro). Diese Erscheinung bedarf 
neuer methodologischer Ansätze in Städtebauplanung, weil zu sowjetischen Zeiten die 
Gestaltung der Systeme von Ortschaften (Gruppensysteme von Ortschaften) eine begrün-
det erhöhte Kapazität von Infrastrukturobjekten für große Städte aufgrund der Planungs-
kennziffern (Koeffizient, der den Agglomerationseffekt von 1,3 bis 1,7 berücksichtigte) 
vorgesehen hat. Zurzeit soll die Planungsmethodologie marktwirtschaftliche Faktoren der 
Investitionsattraktivität berücksichtigen, von denen der Bodenpreis der wichtigste ist. 

Den Beobachtungen zufolge können die Wachstumszentren gleichzeitig einem Rück-
schritt ausgesetzt sein, der durch die Überbevölkerung, Verkehrsstaus, fehlende Infra-
struktur und Umweltverschmutzung bedingt ist. Die Umweltverschmutzung ist mit dem 
Stadtwachstum und erhöhter Bevölkerungsdichte verbunden, wenn der Prozess der Be-
völkerungszunahme nicht angemessen gesteuert wird. Damit die Einsparungsfaktoren in 
den wachsenden Zentren dank der Ballung funktionieren, bräuchte man ein entsprechen-
des Instrumentarium, das über institutionelle, administrative und teilweise geographische 
Grenzen hinausgehen würde. Die Infrastruktur muss so angepasst werden, dass die eine 
angemessene Anpassung und Integration der Neuangekommenen garantieren kann. Die-
se Aufgabe lässt sich besonders problematisch im Bereich des öffentlichen Verkehrs lö-
sen, insbesondere dort, wo die tatsächlichen Grenzen der Stadt die Verwaltungsgrenzen 
überschreiten – wie es für viele Großstädte in der Ukraine charakteristisch ist. Für effizien-
te Arbeitskoordinierung in den Ballungsräumen, die einige Verwaltungseinheiten umfas-
sen, soll der Verwaltungsmechanismus auf Territorialebene eingeführt werden. Darüber 
hinaus sollen die wachsenden Städte der Ukraine den Prozess der Borortentwicklung 
besser steuern, um die Verbreitung der Bebauung zu verhindern, die Bebauung vorhan-
dener Territorien (z.B. durch sekundäre Bebauung) zu fördern und gleichzeitig für aus-
reichende Begrünung und Freizeiträume zu sorgen. Trotz des Bevölkerungswachstums 
werden die ukrainischen Städte unvermeidlich auch mit dem Problem der Bevölkerungs-
alterung konfrontieren müssen, weswegen die staatlichen Behörden gezwungen werden, 
die zu erbringenden Dienstleistungen an die sich verändernden Bedürfnisse der Einwoh-
ner anzupassen.

3.6	 Verkehr; Mobilität.
Der Verkehr hat eine wichtige Bedeutung für Raumentwicklung der Städte. Die Einwoh-
ner der Städte werden zu den Teilnehmern des Stadt- und Nahverkehrs, wodurch sie ihre 
Bedürfnisse nach Verkehrsdienstleistungen befriedigen. Die Erhöhung der Bevölkerungs-
mobilität wird durch fehlende positive Änderungen im Verkehrswesen verhindert. 

Trotz der günstigen geographischen Transportbedingungen hat die Ukraine heutzutage 
die Verkehrskennwerte, die es vor der Krise gab, immer noch nicht erreicht: im Jahre 
2013 betrug der Gesamtumfang des Güterverkehrs 89%, des Personenverkehrs – 81%, 
des Güterumschlags in den Häfen – 87% vom Gesamtumfang im Jahre 2007. Die Wirt-
schaftskrise und die schwierige Lage im Osten der Ukraine haben die Kennziffern der 
Verkehrsbranche im Jahre 2014 negativ beeinflusst. Im Jahre 2014 ist der Gesamtumfang 
des Güterverkehrs um 6,7%, des Personenverkehrs – um 4,7% im Vergleich zu 2013 ge-
sunken. Diese Tendenz setzte sich auch 2015 fort, der Gesamtumfang ist 2015 um etwa 
5,6% gegenüber dem Vorjahr gesunken. 

Die bestehende Mobilität der Bevölkerung beträgt in der Ukraine durchschnittlich 5,9 Ei-
senbahnfahrten pro Person im Jahr: im Fernverkehr sind es 2,2 Fahrten pro Person, im 
Nahverkehr – 3,7 Fahrten pro Person. Die Mobilität der Bevölkerung ist innerhalb von 5 
Jahren (seit 2011) um 1,4 Mal gesunken. 
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Die moderne Verkehrsbranche der Ukraine ist von einer tiefen Systemkrise betroffen. 
Nach vielen Kriterien entsprechen das bestehende Steuerungssystem des Verkehrs-
wesens, der Zustand der produktionstechnischen Basis und technologisches Niveau 
der Beförderungen den steigenden gesellschaftlichen Bedürfnissen und europäischen 
Standards der Qualität von Verkehrsdienstleistungen nicht, verhindern die Erhöhung der 
Effizienz und Funktionsfähigkeit und bedürfen einer tiefgreifenden Reformierung und Mo-
dernisierung. Die Mechanismen und Mittel der staatlichen Regelung, die zu Zeiten der 
wirtschaftlichen Instabilität als gewisse Stoßvorrichungen dienen sollen, erwiesen sich 
als veraltet und ineffizient, und die Marktmechanismen der Selbstanpassung und Selbst-
wiederherstellung (Konkurrenz, Selbstorganisation, flexible Tarifpolitik) bleiben wie auch 
der Transportmarkt selbst unterentwickelt. 

Die Staatliche Verkehrsstrategie der Ukraine bis 2020 hat keinen Ausdruck in konkreten 
Programunterlagen gefunden, d.h. es gibt heute keine genehmigten Programme zur mit-
telfristigen Entwicklung der Verkehrsbranche (mit Ausnahme des Staatlichen Programms 
zur Entwicklung von öffentlichen Autostraßen für 2013-2018). Die Qualität der Verkehrs-
straßen ist in der Ukraine eine der schlechtesten weltweit. Nach Schätzungen von Exper-
ten des Weltwirtschaftsforums (2015), die die Qualität der Verkehrsstraßen in 148 Ländern 
der Welt bewertet haben, hat die Ukraine 2,14 Punkte aus maximalen 7 Punkten erreicht, 
im Ranking um 7 Positionen nach unten innerhalb eines Jahres verrutscht und den 144. 
Platz belegt, während das benachbarte Polen 3,05 Punkte erreicht und den 105. Platz 
eingenommen hat. Sogar in Russland wurden die Verkehrswege besser bewertet – 2,5 
Punkte und der 136. Platz im Ranking. Der Zustand ukrainischer Verkehrsstraßen wirkt 
sich negativ auf EU-Integrationspläne der Ukraine aus, weil die ukrainischen Straßen eine 
starke Abnutzung, niedrige Festigkeit und erhebliche Fahrbahnunebenheit aufweisen und 
den europäischen Standards nicht entsprechen. Aus 169,5 Tsd. km öffentlicher Verkehrs-
straßen betragen die Straßen der ersten Kategorie lediglich 1%, der zweiten Kategorie – 
8%, der dritten Kategorie – 17% und der vierten Kategorie – 63% der Gesamtlänge von 
Autostraßen. Dementsprechend ist die durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit auf ukraini-
schen Straßen auf das Zwei- oder Dreifache niedriger, als in westeuropäischen Ländern. 

Das bestehende Niveau der Automobilisierung hat einen unmittelbaren Einfluss auf die 
Bevölkerungsmobilität sowohl im Nahverkehr, als auch im Stadtverkehr. Zwar ist die Uk-
raine nach Niveau der Automobilisierung von Europa noch weit, sie hat sich aber trotz 
rückläufiger Autoverkäufe der letzten Jahre dem europäischen Niveau genähert. Zum Ja-
nuar 2016 betrug die durchschnittliche Anzahl der Pkws pro 1000 Einwohner 202 Stück. 
Das ist ein Indiz dafür, dass die Anzahl der Pkws pro 1000 Einwohner zum ersten Mal seit 
Erlangung der Unabhängigkeit die Marke von 200 Stück überschritten hat. Nach dem Ni-
veau der Automobilisierung gehört Kiew zu den Spitzenreitern. Auf 1000 Einwohner ent-
fallen hier schon 353 Pkws. Das lässt die Hauptstadt sich allmählich den Kennziffern der 
europäischen Städte zu nähern, wo diese Kennziffer mindestens 400 Pkws beträgt. 

Die Oblast Kiew bleibt nach der Hauptstadt wesentlich zurück - 271 Pkws pro 1000 Ein-
wohner. Weiter folgen die Oblaste Odessa, Kharkiw, Dnipropetrowsk, Riwne und Volyn. 
Selbstverständlich hat sich die Situation in Donezk und Luhansk stark verändert, wo das 
Niveau der Automobilisierung fast auf das Zweifache gesunken ist. 

Im Stadtverkehr gibt es elektrifizierte Verkehrsmittel (Oberleitungsbusse, Straßenbah-
nen) und Busse. Die Statistik der durchgeführten Studien zeigt in einigen Städten (Kiew, 
Schytomyr, Poltawa u.a.), dass der durchschnittliche tägliche Mobilitätskoeffizient etwa 
1,6 Fahrten pro Tag beträgt. Die Kiewer machen beispielsweise unter 2 Fahrten pro Tag. 
Das bedeutet, dass ein durchschnittlicher Einwohner nur 2 Fahrten an Wochentagen 
macht (die Studie wurde vom Internationalen Institut für Soziologie Kiew vom Dezem-
ber 2014 bis März 2015 nach Auftrag der Firma „A+C Ukraine“ zur Entwicklung eines 
Verkehrsmodells von Kiew durchgeführt). Diese Kennziffern können als eindeutig für 
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jede Bevölkerungs- und Nachfrageschicht gelten. Zum ersten, fahren die Erwerbstäti-
gen hauptsächlich von zu Hause zur Arbeit und zurück und leisten sich keine Kulturmaß-
nahmen, die Studenten fahren meistens nur zum Studium und zurück nach Hause usw. 
Als Folge ergibt sich eine Kombination aus Haus, Arbeit, Schule, Studium, Sonstigem 
(Freizeit und Shopping gehören zum „Sonstigen“). Zum zweiten, gilt als Fahrt die Benut-
zung aller Systeme des Privatverkehrs und des öffentlichen Verkehrs. Zum dritten, wer-
den kurze Fahrten nach erwähnten Nachfrageschichten innerhalb Transportbezirke nicht 
berücksichtigt. 

Zum Vergleich soll ein Durchschnittswert für europäische Hauptstädte angeführt werden: 
2,5 bis 3,0 Fahrten. Sogar zu Zeiten der Sowjetunion betrug sie 2,83 Fahrten. Beeinflusst 
wird diese Kennziffer vom Lebensniveau und Wohlstand der Bevölkerung (in der Regel, 
je höher sie ist, desto höher ist die Verkehrsmobilität), Verkehrsinfrastruktur (je bequemer 
der Verkehr ist, desto besser ist die Verkehrsinfrastruktur), Gebietsgrößen und -planun-
gen, Bevölkerungszahlen, Verortung der Arbeitsplätze und Erholungsplätze, von sozi-
al-psychologischen Faktoren. 

Als aussichtsreich erweist sich die Erhöhung der Bevölkerungsmobilität durch Schaffung 
der Infrastruktur für Radfahrer. Dieser Weg wird zurzeit von Lemberg, Kiew, Tschernihiw, 
Poltawa u.a. eingeschlagen, indem sie jeweilige Stadtprogramme entwickelt haben. 

Problematisch bleibt bei Gestaltung des Stadtverkehrs die Berücksichtigung von 
schwachmobilen Bevölkerungsschichten und körperlich behinderten Einwohnern. Nach 
unvollständigen Angaben sind nur 16% der öffentlichen Verkehrsmittel mit Niederflur und 
lediglich 3% Haltestellen mit entsprechenden Vorrichtungen ausgestattet. 

In der Zukunft muss die Ukraine die Hindernisse abbauen, die die Freizügigkeit der Be-
völkerung innerhalb des Landes erschweren. Niedrige Mobilität der ukrainischen Be-
völkerung stört das Land, ihr städtisches Potenzial in vollem Umfang zu nutzen. Die 
Steigerung der Mobilität kann das weitere Wachstum einzelner Stadtzentren fördern, wo 
die neuen Arbeitsplätze geschaffen werden. Trotzdem wird die Mobilitätssteigerung sehr 
wahrscheinlich die Vernachlässigung vieler Städte verstärken, die dann Maßnahmen tref-
fen müssen, die auf den Schutz von mobilschwachen und empfindlichen Bevölkerungs-
gruppen, die in diesen Städten bleiben. Für die Steigerung der Bevölkerungsmobilität 
sollen einige die Freizügigkeit erschwerende Hindernisse durch Erhöhung der Flexibilität 
und Zugänglichkeit des Wohnmarktes (z.B. durch Angebot verschiedener Optionen der 
Wohnmiete und Verbesserung der Finanzierungsmöglichkeiten für den Erwerb der Woh-
nung) abgebaut oder verringert werden, sowie durch Senkung von Transaktionsausga-
ben, die mit Umzügen verbunden sind.

Die Bevölkerungsmobilität bedarf der grundlegenden Veränderungen der Verkehrssyste-
me, der Anwendung moderner Modelle des öffentlichen Verkehrs mithilfe der Fahrzeuge 
mit größerer Kapazität, der Schaffung des Kreisverkehrs und Verkehrsterminale, Einfüh-
rung der einheitlichen elektronischen Fahrkarten usw.

3.7	 Unbebaute Flächen, Erholungsräume, Umweltlage. 

Die unbebauten Flächen der Städte und außerhalb der Stadt sollen erhalten und erneut 
werden, was zur umweltfreundlichen nachhaltigen Entwicklung des Stadtumfelds bei-
tragen wird. Die unbebauten Flächen muss man wegen ihrer Bedeutung für die Frucht-
barkeit der Erde, Wasserressourcen, Tier- und Pflanzenwelt und Klima erhalten und ihre 
Funktionsfähigkeit wiederherstellen. Die unbebauten Flächen sollen zu wirtschaftlichen 
und sozialen Zwecken mit Berücksichtigung ihrer Umweltfunktion genutzt werden. Es 
soll eine Definition angeführt werden, dass unter Umweltbelastung das Verhältnis zwi-
schen dem anthropogenen Einfluss und Fähigkeit von Naturkomplexen zur selbständigen 
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Wiederherstellung verstanden wird. Die selbständige Wiederherstellung kann bei dem 
ökologischen Gleichgewicht stattfinden, was als gewisses Umweltmaß dient. Unter dem 
ökologischen Gleichgewicht wird der Umweltzustand verstanden, bei dem sich die selb-
ständige Wiederherstellung ihrer Hauptkomponente vollzieht – Luft, Boden- und Pflan-
zendeckung, Wasserressourcen und Tierwelt. 

Der Zustand des ökologischen Gleichgewichts wird als zusammenhängend auf drei ter-
ritorialen Ebenen betrachtet: Makroebene (globale); Mesoebene (regionale), Mikroebene 
(lokale). Die größte Rolle für die Schaffung des ökologischen Gleichgewichts spielen die 
Makro- und Mesoebene. So erzeugt beispielsweise ein Stadtgebiet mit normgerechtem 
Niveau der Begrünung, mit einer Fläche von etwa 20000 ha und der Bevölkerung von etwa 
1 Million höchstens 25-35 Tsd. Tonnen Sauerstoff pro Jahr. Der Sauerstoffbedarf so einer 
Stadt beträgt jedoch 10 Millionen Tonnen pro Jahr (für Industrie – 5-6 Millionen Tonnen, für 
Bevölkerung – 150-200 Tsd. Tonnen, für Verkehr – 2-3 Millionen Tonnen). Das bedeutet, 
dass die Stadt mit solchen Parametern dank der Luftregeneration von einer wesentlich 
größeren Freiraumfläche von wenigstens 15-20 Tsd. Quadratkilometer existieren kann. 

Es soll erläutert werden, wie sich die Prioritäten der gesellschaftlichen Entwicklung his-
torisch verändert haben, «Technologien mit wirtschaftlichen Prioritäten ohne ökologische 
Einschränkungen»; «Technologien und Wirtschaft ohne ökologische Einschränkungen»; 
«Ökologie mit technologischen und wirtschaftlichen Einschränkungen»; «Ökologie ohne 
Einschränkungen, mit Priorität des Überlebens der bestehenden Bevölkerung».

Heutzutage wird die „Ökologie ohne Grenzen“ für nachhaltige Wirtschaftsentwicklung 
der städtischen Gebiete immer aktueller. Ausschlaggebend sind für die Sicherung der 
nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung der städtischen Gebiete und Gestaltung von Frei-
räumen die Grünflächen. Das Netz der städtischen Grünflächen wird nach dem Prinzip 
der Kontinuität gestaltet, wenn die Grünflächen mit verschiedener Nutzung ein einheitli-
ches Netz der Landschafts- und Erholungsgebiete der Stadt und Außenbereiche bilden. 
Bei der Gestaltung des Netzes der Landschafts- und Erholungsgebiete sollen folgenden 
Flächen unterschieden werden: öffentliche Erholungsgebiete (Grundstücke der Land-
schaftsarchitektur – Parken, Gärten, Grünanlagen, Boulevards; Stadtwälder, teilweise 
Objekte des Naturschutzfonds); Grünflächen mit begrenzter Nutzung (Grundstücke des 
Wohnbaus, Objekte der Versorgungsinfrastruktur, Kulturdenkmäler, Produktionsbetriebe); 
Grünflächen mit Sondernutzung (Begrünung von Fußgänger- und Verkehrszonen, Sani-
täts- und Schutzzonen, Fluren). 

Das Gewicht der Grünflächen mit unterschiedlichen Nutzungen (öffentliche Grünflächen, 
Grünflächen mit begrenzter und Sondernutzung) soll innerhalb der Bebauungszone we-
nigsten 40% betragen. Das Landschaftsschutzgebiet ist ein natürliches unbebautes 
oder natürliches vereinzelt bebautes Territorium außerhalb der Schutzzone, das mit dem 
Denkmal zusammengehört. Es wird zur Erhaltung und Revitalisierung von Landschaften, 
die für historischen Naturraum charakteristisch sind, ausgewiesen und spielt damit eine 
wichtige Rolle für Erscheinungsbild der Ortschaft oder einzelner Landschaften. 

In der Wirklichkeit „verliert“ die Ukraine mehr Grünflächen, als sie „durch zwanghafte 
Anpflanzung“ erneuern kann. Die unkontrollierte Abholzung der Wälder im Westen des 
Landes hat zur Verringerung der Bewaldung von 16% im Jahre 1996 auf 11% im Jahre 
2015 geführt. Um den optimalen Bestand der Bewaldung von 20% zu erreichen, muss 
die Ukraine heutzutage Anpflanzung des Territoriums von 2,5 Millionen ha durchführen. 
Und dies alles passiert vor dem Hintergrund, dass die Ukraine nach dem Waldbestand 
den letzten Platz in Europa belegt. 

Erholung im Stadtraum erfolgt auf Grünflächen gemäß ihrem Status – öffentliche Grünf-
lächen. Die Erholungsgebiete werden hauptsächlich auf den Flächen mit Erholungswert 
innerhalb der Städte (innenstädtische), Außenbereiche (vorstädtische), innerhalb Sied-
lungssysteme (außerstädtische oder überörtliche) geschaffen. Die Zonen der kurzfristigen 
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Erholung werden mit Berücksichtigung ihrer Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln in Entfernung von höchstens 30 km geschaffen. Die Zonen der langfristigen Erholung 
werden in der Regel außerhalb der Ortschaften auf den Flächen mit den günstigsten Be-
dingungen verortet. 

Um die Gefahren des Umweltzustands von städtischen Gebieten aufzuzeigen, muss man 
ein effizientes staatliches System des Umweltmonitorings haben, das das globale Moni-
toring bis hin zu sanitätshygienischen Monitoring auf lokaler Ebene umfasst (Ermittlung 
des Niveaus der Luftverschmutzung, der Radioaktivität, der Boden- und Wasserver-
schmutzung usw.). 

Die Umweltbemessung von Freiräumen unbebauter städtischer Gebiete soll aufgrund der 
Ergebnisse des Umweltmonitorings und anhand des Bedarfs an Landschafts- und Erho-
lungsgebieten sowie entsprechend der städtebaulichen und klimatischen Zonierung des 
Gebiets der Ukraine geplant werden, was als Grundlage bei Aufstellung des Grünord-
nungsplans als Bestandteils der Städtebauplanungen dient. Eine der wichtigsten Gefah-
ren bei Nutzung von unbebauten begrünten öffentlichen Freiräumen ist die Abwesenheit 
leistungsfähiger Kommunalbetriebe in den ukrainischen Städten, die diese Gebiete be-
dienen ihre Nutzung verbessern müssen.

Der Grünordnungsplan bezeichnet die Gesamtheit der Maßnahmen für die Landschafts-
pflege und den Naturschutz in Städten und Dörfern als Aufgabenbereich der Gemeinden. 
Er kann durch den Beschluss der Stadtverwaltung genehmigt werden. Aufgabe der Grün-
ordnung ist es, die räumliche und funktionelle Ordnung und Sicherung aller Grünflächen 
und Grünelemente zueinander und zu den baulichen Anlagen im Zusammenhang mit der 
städtebaulichen Entwicklung, wie es zum geistigen und körperlichen Wohlbefinden des 
Menschen erforderlich ist, anzustreben.

3.8	 Bildung und Kultur. 

Die Begriffe der Bildung und Kultur hängen zusammen, deshalb ist es für die räumliche 
Stadtentwicklung notwendig, die funktionalen Zonen und städtebauliche Anlagen als in-
tegriertes System zu betrachten. 

Das Konzept der kulturologischen Grundlagen der Ganzheit der Bildungsinhalte basiert auf 
der Gleichheit der Bildungs- und Kultursysteme, die ihren Ausdruck im Modell des geis-
teswissenschaftlichen Kultur- und Bildungssystems findet. Die Spezifik der Kultur als einer 
qualitativen Charakteristik der geistlichen Erkenntnis der Welt durch den Menschen (äußer-
liche und eigene, innere) spiegelt sich darin ab, dass die Kultur davon zeugt, inwieweit der 
Mensch für sich selbst und für andere seine menschliche Natur entdeckt hat, wie er sich 
empfindet und identifiziert. Wie auch Arbeit, macht Kultur einen zu einem Menschen. 

Statistische Angaben zeugen davon, dass das Ausbildungsniveau der ukrainischen Be-
völkerung ganz hoch ist – 9,1 Ausbildungsjahre pro Person. Die Schulausbildung ist in 
der Regel unentgeltlich, vor kurzem sind auch Ausbildungseinrichtungen mit kosten-
pflichtigem Unterricht entstanden – Gymnasien, Lyzeen, Kollegs usw. Die Ausbildung 
hat in der Ukraine folgende Stufen: Grundschule (Klassen 1 bis 4 der allgemeinbilden-
den Schulen); mittlere Reife (11 Klassen); berufliche Ausbildung und Hochschulbildung. 
Alle Kinder gehen in die Schule mit 6-7 Jahren. Darüber hinaus gibt es auch Kindergär-
ten, die die Kinder im Alter von 3-4 Jahren besuchen können. Es besteht die allgemeine 
Schulpflicht. Über die Hälfte der Schüler (57%) werden auf Ukrainisch unterrichtet, der 
Rest lernt Ukrainisch als ein Einzelfach. Zu sowjetischen Zeiten gehörte die Gestaltung 
des Netzes der Ausbildungseinrichtungen zu den Aufgaben der Staatspolitik. Das ist der 
Grund für ein hohes Ausbildungsniveau in der Ukraine. Die räumliche Verortung von Aus-
bildungseinrichtungen erfolgte nach Kriterien der Zugänglichkeit, dieser Ansatz wurde 
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aufgrund des Bezirksprinzips des Wohnungsbaus und öffentlichen Gebäude umgesetzt. 
Die Lage, Größen und Nutzungsnormen dieser Grundstücke wurden durch eine Mehrzahl 
von Faktoren begründet (sanitäts-hygienische, ökologische Faktoren, Besonnung usw.). 

Zurzeit gibt es in der Ukraine 17,6 Tsd. vorschulische Einrichtungen, 21,3 Tsd. all-
gemeinbildende Schulen, 746 Internatsschulen, 195 Gymnasien, 192 Lyzeen, 947 
Sonderschuleinrichtungen. In 1246 Berufsschulen werden 650 000 Schüler in 800 Aus-
bildungsfächern ausgebildet. Die eingebrachten Vorschläge, die Berufsschulen aus dem 
Stadthaushalt zu finanzieren, können das gesamte bestehende Netz der Ausbildungsein-
richtungen vernichten. Die Studenten haben in der Ukraine die Möglichkeit, zwischen 313 
Universitäten, Akademien, Instituten (darunter 220 - staatlich und 93 - privat) und 658 
Hochschulen des ersten und zweiten Akkreditierungsgrades (darunter 589 – staatlich und 
69 – privat) zu wählen. In 500 Hochschulen gibt es eine Möglichkeit zum Aufbaustudium 
oder zur Weiterbildung. Jährlich führen 50 Tsd. Schüler, Studenten und Wissenschaft-
ler ausländische Studien- und Forschungsaufenthalte durch oder bilden sich im Ausland 
weiter. Es ist das steigende Interesse an Ausbildung in der Ukraine unter den ausländi-
schen Jugendlichen zu beobachten, vor allem aus der ukrainischen Diaspora. 

Um die Existenzperspektiven der Ausbildungseinrichtungen und ihren zukünftigen Er-
folg zu sichern, sollen keine Fehler der ehemaligen „Reformen“ wiederholt werden, als 
beispielsweise die Zahl vorschulischer Einrichtungen (Kindergärten) bei Reform des Bil-
dungswesens aufgrund der gesunkenen Geburtsraten stark reduziert worden war. Als 
Folge haben wir jetzt einen großen Mangel an freien Plätzen in vorschulischen Einrichtun-
gen (Kindergärten). Aus diesem Grund ist es erforderlich, beim Neubau die ausreichende 
Zahl der Plätze in schulischen und vorschulischen Einrichtungen vorzuplanen. 

Die Ausbildung ist die staatliche Fürsorge für Bürger der Ukraine und wird von der Verfas-
sung garantiert. Die Ganzheit der Bildungsinhalte wird in der Gesamtheit folgender As-
pekte betrachtet: kulturologischer Sinn der Bildungsinhalte, kulturologisch-persönlicher 
Ansatz zur Planung der Bildungsinhalte. Das lässt die Kategorien “Bildung”, “Mensch” 
und “Kultur” als Subsysteme eines einheitlichen staatlichen geisteswissenschaftlichen 
Bildungssystems betrachten, das als methodologisches Model zur Entwicklung von kul-
turologischen Bildungsansätzen, -konzepten und -paradigmen dienen kann. 

Dieser integrierte Ansatz ermöglicht es, die materiellen Objekte des historischen Kulturer-
bes als Elemente der planerischen Gestaltung des Stadtraums zu nutzen.

3.9	 Soziale Infrastruktur und Dienstleistungsbereich.

Soziale Infrastruktur ist die Gesamtheit der Branchen des nichtproduktiven Bereichs der 
Stadt, die die allgemeinen Bedingungen für eine sinnvolle Gestaltung der wichtigsten Tä-
tigkeitsbereiche des Menschen schaffen: Erwerbstätigkeit, öffentlich-politische Tätigkeit, 
Tätigkeit im Bereich der geistigen Kultur und alltägliche Tätigkeit. Zur sozialen Infrastruk-
tur gehört auch der Dienstleistungsbereich, wie z.B. Gastronomie, Kommunalwirtschaft 
und kommunale Bedienung, öffentlicher Verkehr, der die Bevölkerung und nichtproduk-
tive Bereiche bedient; Bildungs- und Gesundheitswesen; Körperpflege und Sport; Tou-
rismus und Ausflüge; soziale Versorgung; Kultur und Kunst; Nachrichtenübermittlung; 
Wissenschaft und wissenschaftliche Bedienung; Ausbildung der Fachkräfte; Kredit- und 
Versicherungswirtschaft; staatliche Behörden und öffentliche Organisationen. 

Es lässt sich in den letzten Jahrzehnten beobachten, dass der Dienstleistungsbereich in 
der Weltwirtschaft an Bedeutung gewinnt. Die Dienstleistungspalette wird erweitert und 
die Anzahl der Beschäftigten in diesem Bereich steigt. Der Dienstleistungsbereich hat ei-
nen hohen Stellenwert in den Volkswirtschaften entwickelter Länder, wovon jahresdurch-
schnittliche BIP-Wachstumsraten sowie größere Umfänge von Export-Import-Geschäften 
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im Dienstleistungsbereich zeugen. Diese Entwicklungsdynamik des Dienstleistungsbe-
reichs stimmt mit den Globalisierungstendenzen des Weltwirtschaftssystems und Etab-
lierung der Informationsgesellschaft überein.

Die Entwicklung des Dienstleistungsbereichs hat ihre Besonderheiten, die durch die Ge-
samtwirtschaftslage des Landes bedingt sind. Im Jahre 2014 waren nach Angaben des 
Staatlichen Amts für Statistik waren 222160 Unternehmen auf dem ukrainischen Dienst-
leistungsmarkt tätig, das sind 65% aller ukrainischen Unternehmen. Es ist zu bemerken, 
dass 96,5% davon Kleinunternehmen sind. Im Jahre 2014 hat sich die Anzahl der Dienst-
leistungsbetriebe wegen der Finanzkrise um 14% gegenüber dem Vorjahr verringert. 

Was die Beschäftigtenzahl im Dienstleistungsbereich betrifft, haben wir hier folgendes 
Bild: 2014 waren im Dienstleistungsbereich 2901,6 Menschen beschäftigt was 47% von 
den erwerbstätigen Arbeitskräften beträgt. In den letzten 5 Jahren ist die Beschäftigungs-
zahl jedoch um 20% gesunken, insbesondere zwischen 2010 und 2014. Es ist zu be-
merken, dass die Beschäftigtenzahl ab 2010 entsprechend der allgemeinen Tendenz auf 
dem Arbeitsmarkt allmählich sank, weil die Gesamtzahl der Beschäftigten in der Ukraine 
in den letzten 5 Jahren um 22,3% zurückgegangen ist und sich diese negative Tendenz 
fortsetzt. Die Finanzergebnisse der Dienstleistungsbetriebe für die Jahre 2010 bis 2014 
zeugen von ihrer schwierigen finanziellen und wirtschaftlichen Lage. Die größten Verluste 
haben die Betriebe erlitten, die ihre Dienstleistungen in folgenden Bereichen erbringen: 
Handel (134,4 Mrd. UAH), Immobiliengeschäfte (99,4 Mrd. UAH), berufliche, wissen-
schaftliche und technische Tätigkeit (99,4 Mrd. UAH). Die Ausnahme bilden nur die Aus-
bildungseinrichtungen (außer den aus dem Haushalt finanzierten Einrichtungen), die 2014 
unter Bedingungen der gesamtstaatlichen Finanzkrise positive Finanzergebnisse und er-
trägliche Geschäftstätigkeit demonstriert haben. 

Insgesamt zeichnet sich moderne ukrainische Wirtschaft durch soziale Risiken, Instabili-
tät der Währung, Korruption, Bürokratie, instabile Eigentumsverhältnisse und andere po-
litische Faktoren aus, die die Entwicklung des Dienstleistungsbereichs verlangsamen. Die 
Entwicklung des Dienstleistungsbereichs hängt zu 70% von der Leistungsfähigkeit des 
Produktionsbereichs ab, und nur zu 30% - von den Einnahmen der Haushalte. Um die 
Wirtschaftskrise im Dienstleistungsbereich zu überwinden, muss man also in der ersten 
Linie die politische Lage im Land stabilisieren, neue Arbeitsplätze schaffen, die Tätigkeit 
von Industrieunternehmen ins rechte Gleis bringen. Diese Prozesse vollziehen sich jetzt 
sehr langsam in der Ukraine, was mit einigen wichtigen Faktoren zusammenhängt: die 
meisten Geschäftsabläufe der Dienstleistungsbetriebe sind „im Schatten“; ein großes 
Problem ist der Mangel an Fachkräften (fehlende qualifizierte Arbeitskräfte mit Fachaus-
bildung); niedrige Zahlungsfähigkeit der Bevölkerung, die durch Abwertung von Hrywnja 
bedingt ist; die eiheimischen Verbraucher sind noch nicht zu einem hohen Qualitätsni-
veau der Dienstleistungen bereit; großer Einfluss der Politiker auf die Geschäftsabläufe 
usw. Die Dienstleistungen werden überwiegend in den sogenannten „zeitlich befristeten 
Bauten“ erbracht, wo die Anforderungen an qualitativen Service praktisch nicht erfüllt 
werden und Finanzen „im Schatten“ sind.

Die Raumentwicklung der Städte und soziale Infrastruktur als ihr Bestandteil sind auf die 
begründeten Lösungen in Städtebauplanungen angewiesen. Die für räumliche Stadtge-
staltung zukunftsträchtige Richtung ist die Umstellung des Stufenservice auf Netzservice, 
Schaffung notwendiger typologischer Objekte, Schaffung von Mehrzweck-Bedienungs-
zentren in den am Stadtrand liegenden Funktionszonen, Schaffung von mehrfunktio-
nalen Zonen mit überwiegenden Funktionen wie Wohnen, Produktion oder Bedienung. 
Die Globalisierungsprozesse beeinflussen auch die Gestaltung der Infrastruktur des 
Dienstleistungsbereichs, zum Beispiel Internetgeschäfte oder Dienstleistungsmarkt von 
Freiberuflern.

Bei Ausarbeitung von Normvorschriften für soziale Infrastruktur und Dienstleistungsbe-
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reich (neue Fassung von staatlichen Baunormen 360-92, Kapitel 9) sollen neben dem 
Stufenservice auch andere Bedienungsmodelle vorgesehen werden, wie beispielsweise 
funktional-kommunikatives Modell. Bei Planung von Wohnvierteln und Wohnbezirken sol-
len neue typologische Mehrzweckobjekte mit der Bedienungs- und Produktionsfunktion 
vorgesehen werden, dabei sollen Hygienevorschriften beachtet werden. 

Verschiedene Marktforschungen zeigen, dass die nachhaltige Wirtschaftsentwicklung der 
Ukraine und die Verbesserung der Lebensqualität die wichtigsten Voraussetzungen für 
diese Etappe des 21. Jahrhunderts sind. Der technische Fortschritt beschleunigt die Ent-
wicklung des Dienstleistungsbereichs. Die Erschließung und Entwicklung des Dienstleis-
tungsmarktes, seine effiziente Funktionsfähigkeit und dynamische Entwicklung können 
mit Unterstützung des Staates und der Wirtschaftssubjekte gewährleistet werden. 

Die aussichtreichen Richtungen der Optimierung des Dienstleistungsbereichs sollen die 
ständige Senkung tatsächlicher Umfänge der kommunalen Dienstleistungen aufgrund 
der Zahlungsunfähigkeit der Bevölkerung berücksichtigen. Dies sieht die Notwendigkeit 
vor, entsprechende Programme zur Versorgung der Kommunalbetriebe mit notwendiger 
Ausstattung zu entwickeln, um ein entwickeltes Netz der leistungsstarken Unternehmen 
zu schaffen, das die gesamte Infrastruktur in jedem Stadtteil, jeder Stadt, jedem Dorf ge-
stalten würde, sowie Programme zur Einführung notwendiger wirtschaftlicher Impulse für 
die Entwicklung der kommunalen Bedienung auf dem Lande. 

3.10	 Energie- und Wasserversorgung, Entwässerung 
und Abfallbeseitigung.

Die technische Infrastruktur ukrainischer Städte, zu der Energie- und Wasserversorgungs-
netze, Entwässerung gehören, befindet sich in einem vernachlässigten Zustand. Einen 
kritischen Zustand haben auch die Netze und Anlagen, die von den Kommunalbetrieben 
bedient werden. Im Notzustand befinden sich 30% der Wasserversorgungsnetze und 
27% der Entwässerungsleitungen, fast 14 Tausend km von Wärmeversorgungsnetzen. 
Besonders akut ist das Problem der Abfallbeseitigung, wie z.B. in der Stadt Lemberg. 
Die Versorgungsanlagen ukrainischer Städte bedürfen bedeutender Finanzierungsumfän-
ge für Reparatur und Ersatz verschlissener Netze, die im Stadthaushalt fehlen. In einigen 
Städten treten ab und zu Notfälle technischen Ursprungs ein. 

Nicht effizient ist das System der Erschließungsbeiträge durch Bauinvestoren. In der 
Wirklichkeit werden die Kosten verzettelt und die Ausgaben entsprechen den getroffe-
nen Maßnahmen zur Erneuerung der Erschließungsanlagen nicht. Dabei sind vergüns-
tigte Bedingungen für Erschließungsbeitragszahlung gesetzlich vorgesehen, die für den 
Wohnbau oder für Objekte der sozialen Infrastruktur gewährt werden. Ermäßigungen 
werden nicht nur in Geldform, sondern auch als Umrechnungsmechanismen gewährt: 
so bedeutet die Erlaubnis, den Erschließungsbeitrag auf Raten oder nach Bauabschluss 
zu zahlen, für den Bauinvestor praktisch zinsfreie Kreditierung auf Kosten der Gemein-
de. Darüber hinaus ist die Kontrolle über Einhaltung der Vorgaben bei Inbetriebnahme 
der staatlichen Bauaufsichtsbehörde übertragen worden, die den Organen kommunaler 
Selbstverwaltung nicht rechenschaftspflichtig ist. 

Als Monopolisten treten auf dem Energieversorgungsmarkt in der Wirklichkeit private 
Firmen auf (Energie- oder Gasversorgungsunternehmen für das Oblast-Gebiet), die sich 
über nachhaltige Versorgung der Ortschaften kaum Sorgen machen. Die Akkumulierung 
ihrer Haushalte für „Entwicklung“ erfolgt durch Erhöhung der Tarife für Bevölkerung, die 
schon jetzt grenzwertig sind. Die Festlegung der Bauvorschriften bei Städtebauplanung 
erfolgt ebenso durch Monopolisten, die eine „unkontrollierbare Diktatur“ ihrer Anforde-
rungen errichten. 
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Die Organe kommunaler Selbstverwaltung haben keinen ausreichenden Einfluss auf 

Handlungsfähigkeit der Kommunalbetriebe, die für den Zustand von Erschließungsanla-

gen zuständig sind. 

Besonders akut ist zurzeit das Problem der Müllentsorgung in der Ukraine. Besonders 

schlecht ist es mit der Müllentsorgung in der Stadt Lemberg, obwohl viele andere ukrai-

nische Städte heutzutage dem Problem der Haushaltsmüllentsorgung ausgesetzt sind. 

Die Umweltforscher haben berechnet, dass die Ukraine 54 Mio. Kubikmeter Abfälle ge-

sammelt hat und die Mülldeponien des Landes jährlich mit etwa 15 bis 17 Mio. Tonnen 

aufgefüllt werden. In der Ukraine gibt es zurzeit 6500 Legale und ca. 35000 illegale Müll-

deponien, deren Gesamtfläche 7% von der Gesamtfläche des Landes beträgt. Diese Pro-

bleme sollen auf der Staatsebene durch Verabschiedung entsprechender Gesetze und 

Programme gelöst werden, weil die auf der Ebene kommunaler Selbstverwaltung nicht 

zu lösen sind. Die wichtigsten Gesetzentwürfe sind: der Gesetzentwurf zu Abfällen (Nr. 

4838), der Gesetzentwurf zur Novellierung einiger Gesetze zur Förderung der Hausabfall-

nutzung als alternative Energiequelle (Nr. 4835), der Gesetzentwurf zur Novellierung des 

Steuergesetzbuches (zur Besteuerung der Hausabfallablagerung) (Nr.4836), der Gesetz-

entwurf zur Novellierung des Haushaltsgesetzbuches (zur Anwendung einiger Typen der 

Umweltsteuer) (Nr. 4837). 

3.11	 Bürgerbeteiligung.

Die Bürgerbeteiligung ist ein Prozess, bei dem die Bürger eine Möglichkeit erhalten, 

die Entscheidungen der Behörden zu beeinflussen und Kontrolle über deren Umset-

zung auszuüben, wenn diese Entscheidungen direkt oder indirekt öffentliche Inte-

ressen betreffen. Diese Bürgerbeteiligung unterscheidet sich von der traditionellen 

Beteiligung der Bürger am Wahlprozess und wird mithilfe anderer Methoden verwirk-

licht. Durch frühzeitige Beteiligung an den Regelungsprozessen können die Bürger 

noch aktiver in Umsetzungsprozesse einbezogen werden. Die Ermöglichung der Bür-

gerbeteiligung Schritt für Schritt sieht folgendes vor: gemeinsame Beschlussfassung; 

Sammlung von Ideen, Anregungen, Stellungnahmen und Vorschlägen; Informierung; 

fehlende Kommunikation.

Zurzeit führen über 1500 Städte weltweit die Mechanismen des „partizipatorischen 

Haushalts“ oder „Beteiligungshaushalts“ ein, die eine Form direkter Demokratie sind 

und den Prozess der öffentlichen Diskussion und Beschlussfassung vorsehen, bei 

der jeder Einwohner über Abstimmung seine Entscheidung trifft, wofür ein Teil des 

Stadthaushalts ausgegeben wird. So konnte kaum jemand vor einigen Jahren in Polen 

ahnen, dass es den Einwohnern polnischer Städte erlaubt wird, über die Verteilung 

von Haushaltsmitteln durch eine Direktwahl zu entscheiden. Der „Beteiligungshaus-

halt“ wurde in diesem Land erst 2011 eingeführt. Zurzeit wird dieses Prinzip der Bür-

gerbeteiligung am Stadthaushalt in 100 Städten Polens, darunter in der Hauptstadt 

Warschau, in allen Formen angewendet: jeder Bürger darf seine Vorschläge einbrin-

gen und danach an der Abstimmung über Zuweisung von Mitteln aus dem Stadt-

haushalt teilnehmen. In der Ukraine wurde der Beteiligungshaushalt erst Mitte 2015 

versuchsweise in Tschernihiw, Tscherkassy und Poltawa im Rahmen des Projekts „Be-

teiligungshaushalt – eine Möglichkeit zur Förderung der Bürgerbeteiligung“ eingeführt. 

Dieser Prozess bedarf der Unterstützung durch Ministerkabinett der Ukraine und zu-

ständige Ministerien. 
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4.	STRUKTUR UND INSTRUMENTE 
DER STADTENTWICKLUNG 
(INSTITUTIONEN UND 
VERFAHREN; ZIELE UND 
INDIKATOREN USW.). 

Die Stadtplanung hat in der Ukraine nach der Unabhängigkeitsverkündung wesentlich 
evolutioniert, ist jedoch seit Sowjetzeiten immer noch mit der Nachlassenschaft der 
Planwirtschaft belastet, in der der Städtebau unter staatlicher Kontrolle stand. Im Pla-
nungssystem wurden internationale Standards eingeführt, insbesondere Optimierung des 
Genehmigungsverfahrens, Förderung der Bürgerbeteiligung und Erweiterung des Zugriffs 
zu Planungsvorlagen. Trotzdem ist das Hauptproblem ungelöst geblieben: die Anpas-
sung der Gesetze und Praxis an moderne Standards, die den Planern einen größeren 
Spielraum bei Entwicklungssteuerung auf der Lokalebene geben können. Infolgedessen 
sind die staatlichen Behörden in der Ukraine nicht in der Lage, städtebauliche Muster-
strategien in vollem Umfang anzuwenden: Investitionsbeschaffung, Belebung des Woh-
nungsmarktes, Modernisierung der Infrastruktur, Wiederbelebung der Stadtzentren, die 
die Vernachlässigung beenden können und sich auf die Verringerung der Stadtgrenzen 
zu konzentrieren111.

Im Laufe der letzten 20 Jahre schwankten die Reformen im Städtebaubereich zwischen 
Modellen der zentralisierten und dezentralisierten Planung, was die Flächenverteilung 
und Erteilung der Genehmigungen durch die staatlichen Behörden erheblich gestört und 
die potenzielle Marktnachfrage nach Grund und Boden in den Städten eingedämmt hat. 
In diesem Zeitraum wurden drei gesetzliche Normvorschriften verabschiedet, die die 
rechtlichen, regulatorischen und institutionellen Prozesse in den Städten regeln sollten. 
Mit der Annahme von zwei Gesetzen im Städtebaubereich konnten die Anforderungen 
an die Einbeziehung von Interessenten und Sicherung der Verfahrenstransparenz an die 
modernen Standards angepasst werden. 

Vom Standpunkt der Dezentralisierungsprozesse im Städtebaubereich aus ist die Ver-
abschiedung des Gesetzes Nr. 4733-1 vom 17.01.2017 jedoch negativ zu betrach-
ten. In diesem Gesetz wurden die Objektkategorien (5 Kategorien) abgeschafft und 3 
Auswirkungsklassen eingeführt (3. Klasse: die Genehmigung für Objekte mit der Flä-
che über 300 qm wird von zentralen Behörden der Staatlichen Architektur- u. Bauauf-
sicht erteilt), sowie Zuständigkeiten der “Hautinspekteure für Bauaufsicht” (Höhe der 
Strafsanktionen, Anordnungen ohne Begründung usw.) wesentlich erweitert, die der 
Zentrale der Staatlichen Architektur- u. Bauaufsicht unterstehen. Das oben erwähn-
te Gesetz Nr. 4733-1 vom 17.01.2017 Gesetz legt auch fest, dass die zuständigen 
Behörden für Bauwesen und Architektur, die Strukturabteilungen für Bauaufsicht bei 
den staatlichen Stadtverwaltungen von Kiew und Sewastopol und Exekutivorgane für 
staatliche Bauaufsicht bei Gemeinde-, Siedlungs- und Stadträten sowie andere Behör-
den für Bauaufsicht und -kontrolle zu den Objekten der staatlichen Bauaufsicht gehö-
ren, ausgeübt vom Zentralorgan der Exekutive, das die staatliche Politik für staatliche 
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Baukontrolle und -aufsicht (d.h. die Hauptverwaltung der Behörde für staatliche Bau-
aufsicht) über „Hauptinspektoren für Bauaufsicht“ gestaltet. 

Unbefugtes Bauen, eigenmächtige Änderung der Zwecknutzung von Grundstücken, 
illegale Aneignung in Dörfern und Siedlungen, weil die Behörde für staatliche Bau-
aufsicht ihre Funktionen nicht in vollem Umfang erfüllt, Gültigkeitserklärung über Ge-
richtsurteile – dies alles schafft Korruptionsschemas. Durch dieses System werden die 
Organe kommunaler Selbstverwaltung davon „abgestellt“, was im Baubereich in Städ-
ten und Siedlungen geschieht, außerdem erhöht es das Korruptionsniveau und trägt 
zur Umsetzung des Regierungsprogramms des Ministerkabinetts zur Dezentralisierung 
kaum bei. 
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5.	STREIFZUG: REFORMEN 
DER KOMMUNALEN 
SELBSTVERWALTUNG UND 
PLANUNG AUF LOKALEBENE. 

Die Ukraine ist ein unitärer Staat mit drei Ebenen der Staatsmacht, deren System in der 
Einleitung dieser Forschung vorgestellt war. Das bestehende System der territorial-admi-
nistrativen Ordnung leidet unter enormer Fragmentierung auf der unteren Ebene. Dieses 
Phänomen ist weit verbreitet auch in anderen postsowjetischen Ländern, in denen Orga-
ne kommunaler Selbstverwaltung zur Stärkung der Kontrolle auf Lokalebene und nicht 
zur Effizienz der Dienstleistungserbringung gegründet wurden. 

Auf die Lösung des Problems fiskalischer Fragmentierung wurden einige Vorschläge zur 
Umsetzung der territorialen Verwaltungsreform ausgerichtet, die die Vereinigung von Ter-
ritorialgemeinden zum Zweck hatten, um ihre Fläche zu vergrößern und das Ungleich-
gewicht der Bevölkerungszahl zu senken, sowie bestimmte Haushaltszuständigkeiten zu 
erteilen. Keine dieser Reformen war jedoch in vollem Umfang umgesetzt. Das vor kurzem 
verabschiedete Gesetz zur freiwilligen Vereinigung von Territorialgemeinden, das auf den 
Bestimmungen des neuen Haushaltsgesetzbuches basiert, war der erste sinnvolle Schritt 
zur Umsetzung dieser Reformen, ist jedoch noch nicht in vollem Umfang umgesetzt. 
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6.	OFFENER PROZESS DER 
KOMMUNIKATION, BERATUNGEN 
UND BESCHLUSSFASSUNG. 

Der offene Prozess der Kommunikation, Beratungen und Beschlussfassung kann unter 
Bedingungen der geltenden Gesetze zustande kommen, die der Verbesserung bedür-
fen. Informelle Planung in den Städten, die es sich zum Ziel setzt, die Bürgerbeteiligung 
an der Entwicklung der Ortschaften zu fördern, ist noch im Werden begriffen. Auf den 
Web-Seiten von Stadträten sind die Bauleitpläne der Städte, Zoning-Pläne, detaillierte 
Bebauungspläne einzelner Stadtteile frei zugänglich. Die Bevölkerung wird regelmäßig 
über die Tätigkeit der für Raumentwicklung zuständigen Abgeordnetenausschüsse, über 
die in den Sitzungen der Stadträte diskutierten Fragen informiert. 

Sehr oft verwandeln sich jedoch offene Diskussionen in Lobbying gewisser Interessen. 
Nicht vereinzelt sind die Fälle, wenn die öffentlichen Besprechungen zum Instrument des 
Konkurrenzkampfes um die attraktivsten Bauvorhaben werden. Es wurden „Firmen“ und 
„Parteien“, die jederzeit eine Kundgebung zur Unterstützung eines bestimmten Investi-
tionsvorhabens oder dagegen organisieren konnten. Diese Mechanismen wurden aktiv 
beim Bau einzelner Wohnhäuser, bei der Planung von Objekten staatlicher Bedeutung 
oder sogar den gesamten Stadtvierteln eingesetzt. 

Nach der geltenden Gesetzgebung sind in der Ukraine die selbstregelnden Berufsorga-
nisationen im Bereich der Planung und Bebauung tätig, wie beispielsweise der Nationa-
le Architektenverband der Ukraine, der Verband der Landschaftsarchitekten der Ukraine, 
der Stadtforscherverband der Ukraine. Zurzeit sind die Vorschläge zur Gründung der 
Kammer von lizensierten Architekten der Ukraine, die die gesetzlich festgelegte staatli-
che Attestierung zur Berufsausübung abgeleistet haben, vorbereitet. Die Tätigkeit dieser 
Berufsorganisationen wird im Bereich der Planung und Bebauung aufgrund deren Statuts 
ausgeübt, die in gesetzlich vorgeschriebener Weise eingetragen sind. Diese Organisatio-
nen können eine unvoreingenommene fachliche Bewertung für Städtebau- und Architek-
turvorhaben geben, die die Aussichten der Stadtentwicklung bestimmen. 

Für die fachliche kollegiale Besprechung von Planungs-, Architektur- und Ingenieurlö-
sungen und ggf. zur Begründung städtebaulicher Bedingungen und Einschränkungen 
für Bebauung von Grundstücken werden Städtebauräte bei dem zuständigen Organ für 
Städtebau und Architektur der autonomen Republik Krim, bei Behörden für Städtebau 
und Architektur auf der Oblast-Ebene, bei den Stadtverwaltungen von Kiew und Se-
wastopol, bei dem zuständigen Organ des Stadtrates gegründet, die ihre Tätigkeit gemäß 
den allgemeinen Bestimmungen ausüben. 
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7.	PROBLEME DER PRAKTISCHEN 
ANWENDUNG UND 
ÄNDERUNGSVORSCHLÄGE. 

7.1	 Probleme der praktischen Anwendung des Gesetzes 
der Ukraine zur Regelung der Städtebautätigkeit vom 
17.02.2011.

Die zwei wichtigsten Gesetze der Ukraine: das Gesetz zu Städtebaugrundlagen (1992) 
und das Gesetz zur Regelung der Städtebautätigkeit (2011) dienen heutzutage zur Um-
setzung der staatlichen Städtebaupolitik. Diese zusammenhängenden Gesetze sollen 
entweder verbessert oder durch ein neues Gesetz ersetzt werden, weil die praktische 
Anwendung der Rechtsgrundlagen problematisch und widersprüchlich ist. 

Das Gesetz zu Städtebaugrundlagen war das erste Gesetz der Ukraine nach der Unab-
hängigkeitsverkündung, in dem das zentralisierte sowjetische System erhalten blieb. Die 
wichtigsten Zuständigkeiten der Planung, Kontrolle und Umsetzung der Entscheidungen 
waren der Behörde der staatlichen Bauaufsicht erteilt. Nach diesem Gesetz wurden den 
Oblast- und Rayonsräten sekundäre Zuständigkeiten im Planungsbereich übertragen, 
und Organe kommunaler Selbstverwaltung sollten nur die Umsetzung staatlicher Pro-
gramme kontrollieren. Mit dem Gesetz wurden den Organen kommunaler Selbstverwal-
tung allerdings bestimmte Zuständigkeiten übertragen, die Städtebauplanung auf dem 
Territorium einer Gemeinde zu beschließen. Obwohl die Organe kommunaler Selbst-
verwaltung das Recht auf Planung der Flächennutzung, Raumentwicklung und Zonie-
rung sowie die Möglichkeit bestimmte Prozesse zu beeinflussen erhalten haben, haben 
sie immer noch kein Recht, selbständig Bauleitpläne aufzustellen. Diese werden immer 
noch von der zentralen Planungsbehörde aufgestellt. Obwohl im Gesetz zur Regelung 
der Städtebautätigkeit vom 17.02.2011 die verbindliche Bewilligung der Bauleitpläne und 
neuer Zoning-Pläne vorgeschrieben wurde, hat die Lokalebene innerhalb von einigen 
Monaten nach Annahme des Gesetzes keine Finanzierung zur praktischen Umsetzung 
entsprechender Rechtsbestimmungen erhalten. Da es keinen verbindlichen Plan gab, 
haben viele Organe kommunaler Selbstverwaltung die Zuweisung der Grundstücke und 
Erteilung der Genehmigungen eingestellt, was die marktorientierte räumliche und wirt-
schaftliche Entwicklung eingedämmt hat. 

Heutzutage kann über die vollwertige Erfahrung der Anwendung des Gesetzes zur Re-
gelung der Städtebautätigkeit kaum gesprochen werden, weil es nur unter Bedingung 
der vollständigen Versorgung unserer Ortschaften mit aktualisierten Städtebauplanungen 
effizient funktionieren kann. Ein wesentlicher Grund für diesen Zustand ist das fehlende 
Interesse der Gemeindeleiter. Die Sache ist nicht nur in ihrem Unwillen, “transparente” 
Bedingungen zur Umsetzung der Städtebauplanung zu schaffen, was die “Handsteue-
rung” im Boden- und Baubereich verhindert, sondern auch in ihrem Unwillen, die äußerst 
begrenzte Finanzierung für Städtebauplanungen des sowjetischen Musters auszugeben, 
die heutzutage nicht notwendig sind. 
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Zum Gesetz zur Regelung der Städtebautätigkeit (2011) wurden etwa 30 Gesetzentwürfe 
mit Änderungsvorschlägen eingereicht, was von der Unvollkommenheit des bestehen-
den Rechtsrahmens im Städtebaubereich zeugt. Es wurde ein Versuch unternommen, 
das Gesetz zur Regelung der Städtebautätigkeit vom 17.02.2011 durch Erarbeitung ei-
nes Gesetzentwurfs des Parlaments Nr. 5126, das am 18.10.16 verabschiedet wurde, zu 
“verbessern”. 

Im Rahmen des GIZ-Projektes „Integrierte Stadtentwicklung in der Ukraine“ wurde die 
Effizienz der geltenden Städtebaugesetze untersucht, insbesondere das Gesetz der Uk-
raine zur Regelung der Städtebautätigkeit vom 17.02.2011. An dieser Befragung zur Er-
stellung der „Erfahrungsmatrix“ von geltenden Städtebaugesetzen haben 27 Experten 
teilgenommen. Das sind die Hauptarchitekten der Städte, die Hauptarchitekten der Ob-
laste, Leiter der Planungsbehörden und Städtebauexperten. Die Städte, die als Grund-
stücke zur Anwendung von bestehenden Gesetzen der Ukraine im Städtebaubereich 
dienten, umfassen verschiedene Regionen des Staates. Von den Städten, die befragt 
wurden, gehören 16 zu den Oblast-Zentren, 4 zu den Rayonszentren, eine Stadt ist die 
Hauptstadt der Ukraine Kiew. Aus den Änderungsvorschlägen zu geltenden Gesetzten 
ist erkennbar, dass die meisten Experten der Meinung sind, dass das Hauptproblem in 
der ersten Linie im Gesetz der Ukraine zur Regelung der Städtebautätigkeit (Nr. 3038-VI 
vom 17.02.2011) besteht. Es gibt 48 Vorschläge (52%) zur Abschaffung dieses Gesetzes 
oder dessen wesentlichen „Verbesserung“ durch Novellierung. 11 Prozent der Befragten 
schlagen vor, zur Entwicklung des Städtebaugesetzbuches der Ukraine zurückzukehren, 
weil alle Änderungen und Ergänzungen, die im Laufe von 5 Jahren (seit 2011) vorgenom-
men wurden, das Gesetz grundsätzlich nicht verbessert haben. 

Zuständig für die Vorbereitung entsprechender Änderungsvorschläge zu Städtebaugeset-
zen unter Beachtung der durch fachliche Bürgerorganisationen eingebrachten Vorschlä-
ge ist das Ministerium für Regionalentwicklung, Bauwesen und Kommunalwirtschaft der 
Ukraine. Unter Berücksichtigung der Probleme, die im Laufe der Expertenanalyse festge-
stellt wurden, darunter zahlreiche Anmerkungen und Änderungsvorschläge zum Gesetz 
zur Regelung der Städtebautätigkeit (Nr. 3038-VI vom 17.02.2011), wäre es sinnvoll, zur 
Entwicklung des Städtebaugesetzbuches der Ukraine zurückzukehren. An der Entwick-
lung nimmt in der Regel ein Planer teil. Als Planer tritt in diesem Fall die vom Ministerium 
für Regionalentwicklung, Bauwesen und Kommunalwirtschaft der Ukraine beauftragte In-
stitution auf – das Staatliche Bilokon-Forschungsinstitut für Stadtplanung „Dipromisto“. 
Hilfreich wird dabei die deutsche Erfahrung in der Entwicklung und praktischen Anwen-
dung des Baugesetzbuches. 

7.2	 Stadtplanung und Verwaltungssystem der Ukraine. 
Die Stadtplanung ist in der Ukraine von Verwaltungsgliederung abhängig. Die territoriale 
Verwaltungsgliederung wies in verschiedenen Geschichtsabschnitten bestimmte Beson-
derheiten auf. Einen großen Einfluss auf die territoriale Verwaltungsgliederung hatte Po-
litik, wobei die wirtschaftlichen Faktoren in den Vorjahren weniger beachtet wurde, was 
zweifellos die Stadtentwicklung beeinflusste. 

So war 1921 das Gebiet der Republik Ukraine in 9 Gouvernements geteilt, 1923 wurden 
noch 3 Gouvernements gebildet. Im Zeitraum von 1925 bis 1928 war das Gebiet der Uk-
raine schon in 42 Kreise geteilt. Dieser Gliederung lag die Vergenossenschaftlichung der 
Landwirtschaft zugrunde. In den 30-ger Jahren des 20. Jahrhunderts wurde die Gliede-
rung in Kreise abgeschafft und Verwaltungsgliederung in drei Ebenen eingeführt: Oblast, 
Rayon und Stadt (Siedlung). Die Grenzziehung von Oblasten erfolgte im Zeitraum zwi-
schen 1932 und 1954. Während es in der Vorkriegszeit (1939) acht Oblaste gab, waren 
es in der Nachkriegszeit (1954) schon 24 Oblaste. Das war ein gewisser Kompromiss, 
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wo eine sinnvolle Ressourcenplanung der Volkswirtschaft im Gegensatz zu den Dogmen 
des parteiischen Aufbaus von Territorialorganen der Kommunistischen Partei stand. Be-
reits bis zum Ende der 50-ger Jahre wurde die Notwendigkeit festgestellt, die Verwal-
tungseinheiten zur sinnvollen Ressourcenplanung zu vergrößern. Es wurden sieben Räte 
der Volkskommissare der Sowjetunion gegründet, die die administrativen und volkswirt-
schaftlichen Funktionen vereinigten. Sie hielte sich aber nicht lange und schon am An-
fang der 60-ger Jahre des 20. Jahrhunderts war die Ukraine wieder in Oblaste geteilt. 
Das oben Erwähnte weist auf einen komplizierten Reformprozess der Verwaltungsglie-
derung in der Ukraine hin, wo Politik eine große Rolle spielt. Die Politik hat sich ebenso 
Anfang des 21. Jahrhunderts bewährt. 

Die Ukraine hat sich grundsätzlich bereit erklärt, den Reformweg zu gehen, der von der 
Europäischen Charta empfohlen wurde, um die dreieinige Rechts-, Organisations- und 
Finanzfähigkeit sicherzustellen. Die Reformrichtungen des Systems kommunaler Selbst-
verwaltung hat die ukrainische Regierung noch im Dezember 2004 verkündet. Das 
Parlament hat in die bestätigte Verordnung noch einen Punkt über die erforderliche voll-
ständige Vervollkommnung des Gesetzes der Ukraine zur Kommunalen Selbstverwaltung 
aufgenommen, um die Zuständigkeiten der nationalen und regionalen Ebene zu trennen 
und die Macht zu dezentralisieren. Auf diese Weise hat das gesetzgebende Organ die 
Aktualität des Problems bestätigt, das im Antikrisenkontext gelöst werden soll. Die wich-
tigsten Prinzipien, die der Verwaltungsreform zugrunde liegen, sind wie folgt festgelegt: 
flächendeckender Charakter (die Ukraine soll zur Gemeinschaft vereinigter Gemeinden 
werden, die aneinander grenzen); Eigenständigkeit (Das Gebiet einer Verwaltungsein-
heit soll groß genug sein, um die soziale und kommunale Infrastruktur mit notwendigen 
menschlichen Ressourcen versorgen zu können); Zugänglichkeit (von Verwaltungsdienst-
leistungen, die für die Bevölkerung vom System kommunaler Selbstverwaltung erbracht 
werden).

Eine Sonderarbeitsgruppe hat an der Modellierung der territorialen Verwaltungsgliede-
rung der Ukraine gearbeitet und eine Reihe von Problemen festgestellt, die durch die 
Verwaltungsreform gelöst werden konnten. Dies alles hat tatsächlich von der „Zentra-
lismus-Krise“ und vom dringenden Bedarf an Dezentralisierung gezeugt. Der Inhalt der 
Verwaltungsreform wurde deutlich von einem Hochbeamten festgelegt: „vollständige 
Übertragung der Zuständigkeiten und Ressourcen der kommunalen Selbstverwaltung; 
bei Änderung der Veraltungsgliederung soll auch das ganze Verwaltungssystem des Lan-
des geändert werden“. Es wurde vorgesehen, dass die Umsetzung der Reform den Men-
schen, seine Interessen und Bedürfnisse in den Mittelpunkt stellt, Demokratisierung und 
Transparenz des Verwaltungsprozesses sichert und dem Kurs auf EU-Integration höchst-
möglich entsprechen wird. Konkretisierung dieser Aufgaben hat ihren Ausdruck in der 
Botschaft des Präsidenten der Ukraine an die Werkhowna Rada „Zur inneren und äu-
ßeren Lage der Ukraine im Jahre 2005“ gefunden, an der ein großes Expertenteam ge-
arbeitet hat. Darin wurden die Hauptprinzipien der Verwaltungsreform genau festgelegt 
und konkretisiert, die mit der Änderung der Machtverhältnisse auf allen Ebenen verbun-
den sind. Als Ausgangspunkt der politischen Reform wurde folgendes Prinzip festgelegt: 
freier Bürger – starke Gebiete – wohlhabende Regionen – starker Staat. Bereits auf der 
ersten Etappe ist die Reform jedoch gescheitert. Da die Regierungsmaßnahmen von An-
fang an inkonsequent waren und notwendige Aufklärungsarbeit über vorgeschlagene Än-
derungen nicht geleistet wurde, sind die Umsetzungsversuche auf heftigen Widerstand 
nicht nur vor Ort, sondern auch seitens der Legislative und Beamten gestoßen. Während 
der Amtszeit von Ministerpräsidentin Julia Timoschenko wurde mit Reformumsetzung 
nicht begonnen. Die Regierungen unter Jurij Jekhanurow und Viktor Janukowitsch ha-
ben die Reformumsetzung ebenso nicht gewagt. So wurde 2005 mit dem Reformversuch 
Schluss gemacht. 
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Vom Standpunkt der historischen Erfahrung aus ist die Gestaltung der Verwaltungsglie-
derung ein langfristiger und komplizierter Prozess. Neben Politik umfasst er nicht nur 
Elemente naturbedingter Ausgliederung von Gebieten, von denen jedes durch eigene 
volkswirtschaftliche, soziale und kulturelle Beziehungen, gemeinsame Verkehrswege und 
in einigen Fällen – Besonderheiten der Ethnizität und Religionszugehörigkeit geprägt ist, 
sondern auch die von der Regierung initiierten Maßnahmen, die an der Strukturierung 
und Raumordnung des Territoriums interessiert ist, um das Verwaltungssystem zu ver-
vollkommnen und die Effizienz der Fiskalpolitik zu erhöhen. 

Die Wichtigkeit der Verwaltungsreform ist durch eine Reihe von Umständen bedingt: 
zum ersten, ist die Verwaltungsgliederung eines Landes sein unerlässliches Attribut, 
die Voraussetzung für Sicherung seiner territorialen Integrität und seiner dynamischen, 
ausgewogenen sozial-wirtschaftlichen Entwicklung sowie für praktische Umsetzung der 
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung innerhalb der Verwaltungseinheiten und auf dem 
gesamten Staatsgebiet; zum zweiten, bildete sich moderne Verwaltungsgliederung bei 
fehlender Methodologie heraus, wurde von imperialen Verwaltungsideen innerhalb der 
ehemaligen Sowjetunion beeinflusst und an das Kommandoverwaltungssystem ange-
passt; zum dritten, wurden erst nach Erlangung der Unabhängigkeit die Gesetze verab-
schiedet, die das System der öffentlichen Machtorgane, ihre Zuständigkeiten, Gründung 
und Ressourcengrundlage ihrer Tätigkeit festlegen. Aufgrund verschiedener Umstände, 
vor allem fehlenden politischen Willens, konnte kein deutliches und transparentes System 
der Verwaltungsgliederung in der Ukraine geschaffen werden, das ihrem Entwicklungs-
bedarf entsprechen würde. 

Die Ukraine ist fast das einzige Land in Europa, das kein Gesetz hat, das die Grün-
dung und Abschaffung von Verwaltungseinheiten, die Führung ihres Registers und 
Erstellung eines Adressenregisters regelt. Diese Herausforderungen werden durch recht-
sinstitutionelle Probleme verschärft, die in den Vorjahren nicht gelöst wurden: fehlende 
verfassungsrechtliche Festlegung der Grundlagen kommunaler Selbstverwaltung; Dispro-
portionen des sowjetischen Systems der Verwaltungsgliederung; enorme Zentralisierung 
der Zuständigkeiten, finanzieller, materieller und anderer Ressourcen; ineffiziente staatli-
che Regionalpolitik, die die Selbstentwicklung und Bürgerbeteiligung in den Gemeinden 
nicht fördert; Überschneidung der Zuständigkeiten lokaler Exekutivorgane und Organe 
kommunaler Selbstverwaltung. Der in der Verfassung niedergelegte Doppelcharakter lo-
kaler Verwaltungen hat neben fehlenden Exekutivorganen bei Rayons- und Oblast-Rä-
ten, die in der Verfassung auch nicht vorgesehen sind, tatsächlich zur Regionalisierung 
der Ukraine geführt, die zum Nährboden für separatistische Bewegungen wurde, die eine 
wesentliche Finanz-, Organisations- und Militärunterstützung seitens Russlands erhalten 
haben. 

In der Ukraine gibt es zurzeit 11338 Dorf-, Siedlungs- und Stadträte. Es wird damit ge-
rechnet, dass ca. 500 leistungsfähige Gemeinden nach der Umsetzung der Verwal-
tungsreform entstehen. „Leistungsfähig“ – im weiteren Sinne des Begriffs, der das 
Ressourcenpotential, hohes Lebensniveau und gute Lebensqualität, Erbringungen der 
Leistungen sowohl durch kommunale Selbstverwaltung, als auch durch staatliche Behör-
den umfasst. Zur Gründung leistungsfähiger Gemeinden und Konsolidierung ihrer Res-
sourcen zur Lösung örtlicher Probleme auf der ersten Reformetappe wurde das Gesetz 
zur Freiwilligen Vereinigung der Gemeinden verabschiedet, das tatsächlich zum Haupt-
instrument der Reform geworden ist, weil gerade es Vorgaben für vereinigte Gemeinden 
enthält. 

Die Ukraine besteht aus 24 Oblasten, der Autonomen Republik Krim und zwei Städten 
staatlicher Bedeutung: Kiew und Sewastopol. Die 24 Oblaste verfügen über wählbare 
Räte, die jedoch keine Vollzugsausschüsse haben, und alle vollstreckenden Funktionen 
werden den staatlichen Oblast-Verwaltungen übertragen, die die Regierung vertreten. Die 
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Namen der meisten Oblaste stammen von den Namen entsprechender Verwaltungszen-
tren. Die Städte Kiew und Sewastopol haben einen besonderen Status, der in einzelnen 
Gesetzen geregelt wird. Die Städte verfügen über Räte mit Vollzugsausschüssen, die 
gleichzeitig die Funktionen der regionalen Vertretung der Regierung erfüllen (staatliche 
Stadtverwaltungen). Kiew ist nicht nur eine gesonderte Verwaltungseinheit, sondern auch 
das Verwaltungszentrum der Oblast von Kiew. 490 Rayons und 182 kreisfreie Städte ha-
ben den gleichen Status innerhalb der Oblast. Sowohl Rayons, als auch Städte verfügen 
über eigene wählbare Räte. Dabei haben nur die kreisfreien Städte eigene Vollzugsaus-
schüsse, die für die Umsetzung der kommunalen Politik in ihrem Zuständigkeitsbereich 
verantwortlich sind. Die Rayonsräte haben keine Vollzugsausschüsse und übertragen alle 
Zuständigkeiten den staatlichen Rayonsverwaltungen, nach Art von Oblast-Räten. Au-
ßer 490 Rayons in den Großstädten wurden 111 Rayons auf Lokalebene gegründet. Zur-
zeit haben nur 55 Rayons eigene Räte, aber alle Rayons haben Rayonsverwaltungen. Mit 
dem Beschluss des Stadtrates, bestätigt vom Parlament der Ukraine, wurden in Kiew 
2010 beispielsweise zehn Rayonsräte abgeschafft, und die Verwaltung der Rayonsent-
wicklung wurde den staatlichen Rayonsverwaltungen übertragen. Einige Städte haben in 
ihrem Bestand Dörfer und Siedlungen, die ebenso über einzelne Verwaltungsstrukturen 
(Räte) verfügen. Der Status einer kreisfreien Stadt wird in der Regel den Städten erteilt, 
die als wirtschaftliche, administrative und kulturelle Zentren auftreten. Jede Oblast hat 
wenigstens eine kreisfreie Stadt, die als Verwaltungszentrum der Oblast auftritt, die der 
Rayon angehörigen Städte, städtische und ländliche Siedlungen, Dörfer (vereinigte terri-
toriale Gemeinden).

Aus diesem Grund hängt die Stadtplanung von der Effizienz der zum wiederholten Male 
durchgeführten Verwaltungsreform in der Ukraine ab. 

7.3	 Einzelne Instrumente der lokalen Raumplanung.

Die Raumplanung erfolgt auf Lokalebene entsprechend dem Gesetz zur Regelung der 
Städtebautätigkeit (2011) und geltenden Bodengesetzen. 

Das Bodengesetzbuch der Ukraine ist ein kodifizierter normativer Rechtsakt, der als 
Hauptquelle des Bodenrechts in der Ukraine dient. Das Bodengesetzbuch ist am 25. 
Oktober 2001 (Nr. 2768-ІІІ) verabschiedet worden und ist am 1. Januar 2002 in Kraft 
getreten. Es ist das dritte Bodengesetzbuch in der Geschichte der Kodifizierung des Bo-
denrechts in der Ukraine seit Unabhängigkeits- und Souveränitätsverkündung. Das gel-
tende Bodengesetzbuch ist ein branchenweites kodifiziertes fachspezifisches Gesetz im 
modernen gesetzlichen System der Ukraine und gilt als Hauptgesetz im System des Bo-
denrechts. Dessen Aufgabe besteht in der Regelung der Rechtsverhältnisse auf Grund 
und Boden, um das Bodeneigentumsrecht der Bürger, juristischer Personen, Gemeinden 
und des Staates sowie sinnvolle Nutzung und Bodenschutz sicherzustellen. Trotz seines 
allumfassenden Charakters läuft sein Ziel jedoch nicht auf eine ausführliche, vollständige 
und detaillierte Regelung aller gesellschaftlichen Bodenverhältnisse ohne Ausnahme hin-
aus. Der einzige Regler erwähnter Verhältnisse ist es nicht. Es gibt ein Gesetz der Ukraine 
zur Bodenplanung Nr. 858-IV vom 22.05.2003 und eine Reihe gesetzlicher Bestimmun-
gen, die die Bodenverhältnisse regeln.

Die Städtebaugesetze und Baugesetze dienen als Grundlage für städtische Raumpla-
nung. Sie haben jedoch bestimmte Unterschiede und das ist heutzutage das größte Hin-
dernis für effiziente Nutzung der Instrumente städtischer Raumplanung. 

Obwohl die Städtebaugesetze und Baugesetze auf Basis der geltenden Gesetzgebung 
entwickelt werden und Städtebauplanungen als Grundlage für Raumordnung dienen, ha-
ben wir in der Praxis sehr viele Unstimmigkeiten. 
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Erstens: die Verordnung des Ministerkabinetts der Ukraine zum Informationsaustausch 
zwischen dem Boden- und Städtebaukataster Nr. 556 vom 25.05.2011 wird nicht erfüllt, 
genauso wie die Verordnung des Ministerkabinetts der Ukraine zum Städtebaukataster 
Nr. 559 vom 25.05.2011 (die Erstellung eines einheitlichen Katasters, das das Boden-, 
Städtebau-, Adressen-, Sachenrechtsregister usw. vereinigt). 

Zweitens: funktionale Raumzonierung, die in den Städtebauplanungen vorgesehen ist, 
wird mit der gesetzlich vorgeschriebenen Klassifizierung der Grundstücke nach Zweck-
nutzung direkt nicht verbunden. 

Drittens: die Bewilligung neuer Städtebauplanungen heißt noch lange nicht, dass die 
Zwecknutzung eines Territoriums automatisch geändert wird. Wirkliche Änderungen 
können erst nach Initiative des Grundstücksbesitzers oder -nutzers aufgrund bewilligter 
Städtebauplanungen erfolgen. 

Als Grundlage für Raumplanung dienen nach dem Gesetz der Ukraine zur Regelung der 
Städtebautätigkeit (2011) die Städtebauplanung und der Bauleitplan der Stadt. Für die 
Städte mit der Bevölkerung über 500.000 Menschen, Kurorten der staatlichen Bedeutung 
wird die Erarbeitung des Entwicklungskonzepts der Stadt als Bestandteil des Bauleit-
plans empfohlen. Der Bauleitplan dient als Grundlage für Entwicklung des Zoning-Plans 
nach örtlichen Bebauungsvorschriften. Für die Ortschaften, die in das Verzeichnis der 
historischen Orte der Ukraine eingetragen sind, wird ein historisch-architektonischer Ba-
sisplan aufgestellt. Das Verzeichnis der historischen Orte wird vom Ministerkabinett be-
schlossen. Der detaillierte Territorialplan ist ein städtebauliches Dokument zur Planung 
und Bebauung des Territoriums auf der Lokalebene. Die prognostizierten Kennwerte und 
Vorschläge zum detaillierten Territorialplan werden unter Beachtung der Frist deren Er-
füllung innerhalb von 10-15 Jahren ermittelt (Berechnungsfrist des detaillierten Territo-
rialplans). Abhängig von den Tempos der Projektumsetzung kann die Berechnungsfrist 
verlängert werden. Im detaillierten Territorialplan wird zur Berücksichtigung der Investiti-
onsvorhaben die erste Baustufe gesondert dargestellt, deren Dauer in der Planungsauf-
gabe festgelegt wird (ungefähr drei bis fünf Jahre). 

Städtebau- und Raumordnungsgesetzte sehen sowohl Städtebaupläne, als auch Raum-
ordnungspläne vor, weswegen die Instrumente städtischer Raumplanung ineffizient sind. 
In der Ukraine fehlt das Verfahren zur Beilegung der Streitigkeiten zwischen den Städte-
bau- und Raumordnungsplänen. 

7.4	 Zuständigkeiten und Verwaltungsverfahren. 

Die Zuständigkeiten und bestimmte Verwaltungsverfahren sind in der Verfassung der 
Ukraine und der geltenden Gesetzgebung festgelegt. Nach Art. 16, 17, 18, 19 des Ge-
setzes der Ukraine zur Regelung der Städtebautätigkeit (2011) erfolgt die Raumplanung 
auf der Lokalebene durch Aufstellung und Genehmigung der Städtebauplanungen, Bau-
leitpläne der Ortschaften, Zoning-Pläne und detaillierten Territorialpläne durch Organe 
kommunaler Selbstverwaltung. Die Verwaltungsdienstleistungen werden gesetzmäßig 
unter Berücksichtigung der in den Gesetzen definierten Besonderheiten erbracht, die 
die gesellschaftlichen Verhältnisse in entsprechenden Bereichen regeln, insbesondere 
des Gesetzes der Ukraine zur Lizensierung der Wirtschaftstätigkeitsbereiche. Die Ver-
waltungsdienstleistung ist das Ergebnis ausgeübter Befugnisse durch ein Subjekt, das 
eine Dienstleistung auf Antrag einer natürlichen oder juristischen Person erbringt, infol-
ge dessen bestimmte Rechte und/oder Pflichten dieser Person erworben, geändert oder 
aufgehoben werden. Die Organe kommunaler Selbstverwaltung gründen Zentren zur Er-
bringung von Verwaltungsdienstleistungen (Bürgerbüros), die allen Bürgern Informatio-
nen zur Verfügung stellen oder verschiedene Dokumente erteilen. Bei diesen Prozessen 
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ist der Beamte-Sachbearbeiter von der Person, die eine Dienstleistung braucht, isoliert, 
wodurch keine Gründe für Korruption entstehen. 

Einer der wichtigsten Tätigkeitsbereiche der kommunalen Selbstverwaltung, was be-
stimmte Zuständigkeiten nach geltender Gesetzgebung vorsieht, ist die Sicherung 
bachhaltiger Entwicklung des Städtebau- und Baubereichs. Hier steht die Behörde für 
staatliche Bauaufsicht als Monopolist des Genehmigungsverfahrens den Verwaltungs-
dienstleistungen im Wege. Laut Gesetz der Ukraine zur Novellierung einiger Rechtvor-
schriften zur Vervollkommnung der Städtebautätigkeit Nr.4733-1 (verabschiedet von der 
Werkhowna Rada am 17.01.2017) sind folgende Änderungen am Gesetz zur Regelung 
der Städtebautätigkeit vorgenommen worden:

•	Es wurde vorgeschlagen, die Bauobjekte nach Auswirkung (Haftung) in Klassen: 
СС1 – geringe Auswirkungen; СС2 – mittelschwere Auswirkungen; СС3 – er-
hebliche Auswirkungen zu unterteilen, statt Unterteilung in Schwierigkeitsstufen 
(Schwierigkeitsstufen I, II, II, IV und V), die zurzeit gilt. 

•	Wenn die Bauobjekte nach der Auswirkungsklasse (Haftung) zu Objekten mit ge-
ringen Auswirkungen gehören, ist der Bauauftraggeber zur Bauausführung nach 
Einreichung der Anzeige über den Baubeginn bei entsprechender Behörde für 
staatliche Bauaufsicht berechtigt, und wenn die Bauobjekte nach der Auswir-
kungsklasse (Haftung) zu Objekten mit mittelschweren und erheblichen Auswir-
kungen gehören – nach Erteilung der Baugenehmigung durch die Behörde für 
staatliche Bauaufsicht.

Das heißt, der Bauherr hat für die Bauobjekte der Schwierigkeitsstufe III, die zur Bauaus-
führung erst nach Eintragung der Erklärung über den Baubeginn durch die Behörde für 
staatliche Bauaufsicht zugelassen sind, im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eine 
Baugenehmigung zu beantragen, angesichts der Tatsache, dass diese Bauobjekte nach 
der Auswirkungsklasse (Haftung) zur Klasse CC2 - mittelschwere Auswirkungen (Haf-
tung) gehören. Das Vorliegen der “Erklärung über den Baubeginn” ist durch das geltende 
Gesetz nicht vorgesehen.

Die Behörde für staatliche Bauaufsicht der Ukraine und ihre territorialen Zweigstellen 
üben in vorgeschriebener Weise die staatliche Bauaufsicht aus und behandeln die Fälle 
über die Ordnungswidrigkeiten, die in dieser Gesetzgebung vorgesehen sind. Zur Ver-
hängung einer Strafe ist der Leiter der Zentralen Behörde für staatliche Bauaufsicht der 
Ukraine und dessen Stellvertreter, Leiter der Zweigstellen für staatliche Bauaufsicht und 
deren Stellvertreter in der vom Ministerkabinett der Ukraine vorgeschriebenen Weise be-
rechtigt. Bei der vollständigen Umgestaltung sollen die Konflikte zwischen den privaten 
und öffentlichen Interessen beigelegt werden. Der Abriss von Häusern und Bauten und 
die Entschädigung an die Besitzer (Nutzer) der Häuser, Bauten und Grundstücken erfolgt 
in der gesetzlich vorgeschriebener Weise. Die Personen, die an der Gesetzverletzung im 
Bereich der Planung und Bebauung schuldig sind, tragen die gesetzlich vorgeschriebene 
disziplinarische, materielle, administrative und strafrechtliche Haftung. Die Anwendung 
der angegebenen Haftungstypen befreit die Täter von der Entschädigung des verursach-
ten Schadens nicht. Die Festsetzung der Höhe einer Strafe kann auf dem gesetzlichen 
Wege nicht entschieden oder angefochten werden. 

Die Behörde für staatliche Bauaufsicht und ihre regionalen Zweigstellen sind in der Tat-
sache ein monozentrisches administratives Gebilde, das mit dem erklärten Dezentralisie-
rungskurs im Widerspruch steht. 
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Ergänzungen zum Bericht über die Situation in der Ukraine 
von Professor Vadim Vadimov, Anlage 4

Die nachfolgenden Informationen zur Integrierten Stadtentwicklung in Deutschland sind 
nach dem folgenden Muster verfasst:

•	Situation/Vorgeschichte aus Deutschland (hauptsächlich in der Unterscheidung zur 
Ukraine),

•	Deutsche /Europäische Zielsetzung / Leitbild,

•	Planerisches Vorgehen / vereinfacht.

Die Gliederung entspricht den einzelnen Punkten im Bericht von Herrn Vadimov (Anlage 4)	

1.	 Wichtige Themenbereiche.

1.1	 Zusammenhang zwischen dem Prozess der Aufgaben-
planung und der Raum- und Ressourcenplanung.

Das Deutsche Planungssystem ist eingebettet in den Rahmen des Europäischen Rau-
mentwicklungskonzeptes EUREK. EUREK ist ein wichtiges Instrumentarium zur Bildung 
von Transeuropäischen Netzen. Außerdem bietet es einen Orientierungsrahmen für die 
europäischen Metropolregionen. Obwohl das EUREK für die teilnehmenden Staaten in 
keiner Weise rechtsverbindlich ist, zeigt es im Allgemeinen eine hohe Wirksamkeit, da die 
Teilnahme und nationale Umsetzung der Ziele durch die EU finanziell stark gefördert wer-
den. Das EUREK verfolgt im Wesentlichen das Ziel einer räumlich ausgewogenen Ent-
wicklung im Sinne der drei Säulen der Nachhaltigkeit: soziale Stabilität, Bewahrung der 
Umwelt und ressourcen-schonende Wirtschaftsentwicklung.

An den folgenden Leitbildern soll sich die räumliche und siedlungsstrukturelle Entwick-
lung der EU ausrichten:

•	An der Entwicklung eines ausgewogenen und polyzentrischen Städtesystems und 
neuer Beziehungen zwischen Stadt und Land (System der Zentralen Orte),

•	An der Sicherung eines gleichwertigen Zugangs zu Infrastruktur und Wissen,

•	An dem Schutz von Kultur und Naturerbe.

Die praktische Raumplanung in Deutschland vollzieht sich auf verschiedenen Planungs-
ebenen und in verschiedenen Planungsräumen, welche in Wechselwirkung zueinan-
derstehen. Im Fokus steht die räumliche Gesamtplanung unter Beteiligung der fachlich 
betroffenen Ressorts, als gebietsbezogene, überfachliche und vorsorgende Planung. 

1.1	 Nationale Planungsebenen sind:

(1) Die Bundesebene (der Staat)

Erstellt Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland. Der raumordnungspolitische Orientierungsrahmen ist eine Positions-
bestimmung für die weitere räumliche Entwicklung des gesamten Bundesgebiets. 
Er kennzeichnet die künftige Raumstruktur an Hand der folgenden vier Leitbilder:

•	 Wettbewerbsfähigkeit stärken

•	 Daseinsvorsorge sichern

•	 Raumnutzung steuern und nachhaltig entwickeln

•	 Klimawandel und Energiewende gestalten
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Vor allem die Landes- und Regionalplanung sollen auch künftig insbesondere über 
die Pläne und Programme die räumlichen Strukturen im Sinne dieser gemeinsamen 
Leitbilder gestalten, die Standortentwicklung entsprechend lenken und räumliche 
Nutzungskonkurrenzen minimieren. Sofern dafür die bewährten Instrumente der 
Landes- und Regionalplanung nicht ausreichen, sollen diese bedarfsgerecht wei-
terentwickelt werden.

(2) Die Länderebene

Landesweite Raumordnungspläne im Maßstab 1:100.000 bis 1:500.000 werden 
erstellt, die konkrete Festlegungen zu Grundsätzen und Zielen (verbindliche Vor-
gaben) zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des jeweiligen Raumes treffen. 
Diese Vorgaben betreffen die Siedlungsstruktur, die Freiraumstruktur und die zu 
sichernden Standorte und Trassen für die Infrastruktur. Die Festlegungen können 
auch Gebiete als Vorranggebiete, Vorbehaltsgebiete und Eignungsgebiete um-
fassen. Als Beispiele seien Vorranggebiete für Natur und Landschaft und Vor-
ranggebiete für die Gewinnung von Windenergie genannt. Bei der Aufstellung 
von Raumordnungsplänen ist eine (strategische) Umweltprüfung durchzuführen.

(3) Die Regionale Ebene

In regionalen Raumordnungsplänen (Regionalpläne):im Maßstab 1:50.000 bis 
1:100.000

werden die Grundsätze und Ziele der landesweiten Raumordnungspläne für Teil-
räume des jeweiligen Landesgebiets konkretisiert. Die einzelnen Planungsräume 
können sich je nach Bedarf in ihrer Flächengröße unterscheiden. Da sie sich auf 
Wirtschaftsräume und funktionelle Zusammenhänge beziehen, können sie ggf. 
auch Landesgrenzen überschneiden.

(4) Die Kommunale Ebene

Auf der kommunalen Ebene müssen Flächennutzungspläne für das gesamte Ge-
meindegebiet erstellt werden (M 1:5.000 bis 1:50.000). Dies schließt auch unbe-
baute Flächen mit ein. Diese Pläne sind für das Verwaltungshandeln verbindlich, 
räumen aber keine Rechte für private Akteure ein.

Daraus abgeleitete Bebauungspläne müssen nicht flächendeckend, sondern nur 
für Teilbereich aufgestellt werden, in denen Veränderungen beabsichtigt sind. Die-
se sind auch für die private Seite verbindlich: (Maßstab 1:500 bis 1:5.000) 

Bei der Aufstellung der Raumordnungspläne sind die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander abzuwägen. Ebenso ist das Ergebnis der Umweltprü-
fung in der planerischen Abwägung zu berücksichtigen. Die Öffentlichkeit sowie die in 
ihren Belangen berührten Stellen sind bei der Aufstellung des Raumordnungsplans früh-
zeitig zu unterrichten; ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des Rau-
mordnungsplans zu geben. Die Ablehnung von Einwänden, die in der Planung nicht 
berücksichtigt wurden, ist zu begründen.

2.2.	Wichtige Themenbereiche der integrierten 
Stadtentwicklung.

2.2.1	 Wohnungsbau

Der Wohnungsmarkt in Deutschland stellt sich wie folgt dar:

•	 Der Wohnungsbestand besteht sowohl aus Wohneigentum, als auch aus vermiete-
ten Wohnungen. Die Art zu wohnen ist in den verschiedenen Regionen traditionell 
unterschiedlich. Es gibt Mieterstädte und Städte mit einem höheren Eigentumsanteil. 
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Besitzt ein Bewohner eine eigene Wohnung, so ist er auch anteilig Eigentümer des 
Hauses und des dazugehörigen Grundstücks. Er ist dafür sowohl finanziell als auch 
organisatorisch verantwortlich. Neue Eigentums- und Wohnformen wie „Baugrup-
pen“, Mehrgenerationenhäuser, Selbsthilfe bei der Modernisierung, sind in den letzten 
zwei Dekaden erprobt worden.

•	Der demographische Wandel (niedrige Geburtenraten/ Überalterung, Zunahme der 
Single-Haushalte) macht sich zunehmend auch im Wohnungsangebot bemerkbar.

•	Nachdem in der Nachkriegszeit überwiegend neu gebaut wurde, liegt der Schwer-
punkt der Wohnungsentwicklung seit den 80er Jahren mehr auf der Stadter-
neuerung, d.h. auf dem Erhalt, der Instandsetzung und der Modernisierung von 
bestehender Altbausubstanz. Diese Politik wurde und wird durch diverse Förder-
programme unterstützt.

•	 Der Bau von Wohnungen erfolgt inzwischen zum größten Teil durch private Akteure. 
Die Bauwirtschaft ist eine der Schlüsselindustrien für die Binnenwirtschaft und zugleich 
einer der größten Wirtschaftszweige in Deutschland. Hat der Staat noch in den 50er 
bis 70er Jahren des letzten Jahrhunderts selber Wohnungsbau durch staatseigene 
Gesellschaften betrieben, so sind diese Gesellschaften heute größtenteils privatisiert.

Heute steht die Stadtentwicklung vor der Herausforderung, weiterhin bezahlbaren Wohn-
raum zu erhalten und den Wohnungsbau zu forcieren. Gleichzeitig ist sicherzustellen, 
dass die Angebote auf breite Schichten der Bevölkerung ausgerichtet sind und der Viel-
falt der Großstadtgesellschaft entsprechen. Dabei sollen die sozialen Milieus erhalten 
bleiben und eine Auseinandersetzung mit den Herausforderungen des demografischen 
Wandels erfolgen. Die Vielfalt der Wohn- und Lebensformen ist dabei zu berücksichtigen. 
Im Wohnungsbestand wird behutsam und sozialverträglich die energetische Sanierung 
weiter umgesetzt werden. Ein wichtiger Schwerpunkt der Stadtentwicklung bleibt nach 
wie vor das Wohnen in der Innenstadt.

Der Staat gestaltet seine Wohnungspolitik durch folgende Instrumente:

•	Er steuert die Bautätigkeit durch die Bauleitplanung (wo? was?) 

•	Er kontrolliert die Sicherheit durch die Bauaufsicht (wie?)

•	Er unterstützt die ärmeren Bevölkerungsschichten durch gezielte finanzielle För-
derung oder durch Begrenzung des Mietpreises 

•	Er wirkt auf eine nachhaltige und klimafreundliche Bauweise durch gezielte finan-
zielle Förderung hin.

2.2.2	 Beschäftigung und wirtschaftliche Entwicklung 
(Stadtökonomie)

Deutsche Städte - besonders im Kontext von Metropolenregionen - müssen sich als in-
ternational wettbewerbsfähige Innovationsräume weiterentwickeln, um Kräfte zu bündeln 
und sich so im globalen Wettbewerb der Standorte optimal positionieren zu können. Die 
internationale Vernetzung und die systematische Einbindung in EU‐Förderstrukturen ha-
ben hierbei besondere Bedeutung. 

Die Innenstädte als Arbeitsorte sind durch den Wandel von der Produktions- zur Dienst-
leistungs- und Informationsgesellschaft starken Veränderungen unterworfen. Viele 
Wirtschaftsunternehmen haben in den Stadtteilen und verkehrlich gut erschlossenen 
Stadtrandlagen neue Standorte gegründet. Andererseits kann heute eine gute Adresse in 
innerstädtischer Lage wieder eine wichtige Rolle für die 

Unternehmenskultur spielen. Die Umnutzung brach gefallener Gewerbeareale oder leer 
stehender historisch wertvoller Gebäude eröffnet zusätzlich neue Perspektiven für die 
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Innenstadt als Standort für Unternehmen jeder Größe. Für das Handwerk bestehen ins-
besondere an den Innenstadtrandlagen Potenziale. Nutzungsmischung, die Stärkung 
der Büronutzung und Verlagerung von Standorten der öffentlichen Hand in die Innen-
stadt können Strategien sein, die Zentren in ihrer Funktion als Arbeits- und Wirtschafts-
orte zu stabilisieren.

Je nach Ausgangslage der jeweiligen Demographie und Stadtökonomie, haben deutsche 
Städte für sich Entwicklungsprioritäten formuliert, von denen einige hier genannt seien:

•	Die wirtschaftliche Entwicklung auf zukunftsfähige Branchen fokussieren und 
räumlich auf Schwerpunktorte konzentrieren, 

•	Die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung bündeln und damit in allen Teilräumen die 
vorhandenen Stärken unterstützen.

•	Synergien zwischen Wissenschaft und Wirtschaft entwickeln und die darauf auf-
bauenden Wertschöpfungsketten effektiver nutzen

•	Kleine und mittlere Unternehmen sowie Existenzgründungen unterstützen.

•	Die räumliche Nähe zu anderen Wirtschaftszentren, zur Metropolregionen nutzen, 
um zusätzliche wirtschaftliche Impulse zu erzeugen. 

•	Die Erreichbarkeit der Innenstadt und der übrigen Zentren stärken, die Verkehrsträ-
ger besser verknüpfen und Transportketten stärker vernetzen.

•	Das kulturelle Erbe bewahren, pflegen und ökonomisch kreativ weiterentwickeln.

•	Kunst und Kultur nutzen, um die Identifikation mit der Region zu stärken und das 
Kulturangebot auch als Standortfaktor nutzen.

•	Normen und Standards kritisch überprüfen und den Prozess des Bürokratieabbaus 
zügig fortführen

•	Den Staat auf seine Kernaufgaben beschränken und eine leistungsfähige, bürger-
nahe öffentliche Verwaltung gewährleisten.

•	Verantwortung und Entscheidungskompetenz, wo immer dies sinnvoll ist, auf die 
kommunale Ebene verlagern. 

•	Leistungen zunehmend auch über das Internet anbieten und prüfen, welche Aufga-
ben besser von kommunalen Stellen wahrgenommen werden können. 

•	Eine Stadt sein, die zuwandernden Menschen eine Heimat bietet, aber auch zeit-
weilig hier lebende Menschen aus Wirtschaft und Wissenschaft, Künstlern sowie 
Studierenden kreative Entfaltungsmöglichkeiten bietet

•	Die gemeinsame Vermarktung des Wirtschaftsstandortes intensivieren und die Un-
ternehmen der Region bei der Erschließung internationaler Märkte gezielt unter-
stützen (Stadtmarketing).

Die Stadtökonomie als ökonomische Grundlage der Stadtplanung bildet die Entwicklung 
der Wirtschaft räumlich ab, unter Berücksichtigung der Interdependenzen ökonomischer, 
demographischer, sozialer und politischer Faktoren. Aufgabe der räumlichen Planung ist 
es, für ein Flächenangebot zu sorgen, das diesen Anforderungen entspricht.

Industriebetriebe sind auch für große Städte mit hohem Anteil zentraler Dienstleistungen 
unverzichtbar. Es ist daher eine wesentliche Aufgabe der Stadtentwicklungspolitik, für 
ein angemessenes Flächenangebot für Industrie und Gewerbe zu sorgen Um vorhan-
dene und geplante Standorte langfristig profilieren und eine teilräumlich ausgewogene 
Stadt- und Standortentwicklung erreichen zu können, können z.B.in einem sektoralen 
Stadtentwicklungsplan infrastrukturelle Anforderungen an die Erschließung und Stabili-
sierung dieser Standorte gezeigt werden. Die Verknüpfung mit der Wissenschaft ist dabei 
ebenso wichtig wie die Anbindung an eine gute Verkehrsinfrastruktur.

Ein sektoraler Stadtentwicklungsplan kann aus den folgenden Elementen bestehen:
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•	Das räumliche Modell zeigt die künftigen Schwerpunkte der gewerblichen 
Entwicklung 

•	Der Konzeptplan beschreibt Qualität und Potenzial der wichtigsten Industrie- 
und Gewerbegebiete, formuliert Maßnahmen zur Standortentwicklung und be-
nennt Prioritäten der Inanspruchnahme neuer Standorte sowie infrastruktureller 
Vorleistungen.

Damit werden stadtentwicklungs- und wirtschaftspolitische Ziele, (z.B. industrielle Kern-
bereiche zu sichern und zu entwickeln), mit den Instrumenten der räumlichen Planung 
verknüpft. Der Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe sollte in das System der 
räumlichen Planung eingebettet und mit den Stadtentwicklungsplänen „Mobilität “und 
„Zentren“ abgestimmt sein.

2.2.3	 Kultur – insbesondere Baukultur

Deutsche Städte sind national wie international bekannt – sowohl für ihre wertvollen his-
torischen Stadtkerne als auch für qualitätsvolle Plan- und Bauvorhaben im Rahmen aktu-
eller Aufgaben. Wichtiges Element von Baukultur ist dabei der Erhalt des baukulturellen 
Erbes. Der Erhalt von Denkmälern wird als gesamtstaatliche Aufgabe angesehen und 
durch verschiedene Förderprogramme unterstützt.

Seit dem „Europäischen Denkmalschutzjahr 1975“ ist das Bewusstsein für das baukultu-
relle Erbe in Deutschland und Europa beständig gewachsen. Denkmalschutz wird nicht 
mehr nur als „Konservierung“ der Vergangenheit begriffen, sondern als Bereicherung des 
Städtebaus und einer lebendigen Stadtkultur zu der nicht nur das Baudenkmal selbst, 
sondern auch seine Umgebung, seine Bewohner und Benutzer gehören. Investoren und 
Eigentümer sehen das Baudenkmal nicht mehr als durch Gesetze eingeschränkte Be-
lastung, sondern als Alleinstellungsmerkmal, das auch wirtschaftliche Vorteile bringen 
kann. So erfolgt der Großteil der Bau-Investitionen heute nicht mehr im Neubau, sondern 
zu drei Vierteln in Bauleistungen an bestehenden Gebäuden – also Umbauten, Ausbau-
ten, (energetische) Sanierungen, Renovierungen und Reparaturen.

Neben dem Umgang mit dem historischen Bestand besteht die große Herausforderung 
heute vor allem im planvollen und nachhaltigen Weiterbau des Bestands und der Erwei-
terung unserer Städte. Mit der ständigen Veränderung gesellschaftlicher Rahmenbedin-
gungen unterliegt auch die Stadt einem permanenten Transformationsprozess. Die hohe 
Qualität gebauter Stadt- und Gebäudestrukturen lässt sich daran messen, wie sie diesen 
Transformationsprozess ermöglichen. Baukultur ist wesentlich, um eine Umwelt zu schaf-
fen, die als lebenswert empfunden wird. Sie hat neben sozialen, ökologischen und öko-
nomischen Bezügen auch eine emotionale und ästhetische Dimension. Ihre Herstellung, 
Aneignung und Nutzung ist ein gesellschaftlicher Prozess, der auf einer breiten Verständi-
gung über qualitative Werte und Ziele beruht. Stadtentwicklungsplanung kann zur Unver-
wechselbarkeit unserer Städte beitragen und damit lokal und national Identität stiften.

Die Qualität der Gebäude, des öffentlichen Raums und des Stadtbilds zeichnet sich in 
vielen Städten durch ein hohes Maß an gestalterischem Können, Pflege und handwerk-
licher Sorgfalt aus. Städtebauliche Planungen müssen sich auf diese räumliche Gestalt 
der Stadt beziehen und sie auch stadtbaukünstlerisch weiterentwickeln. Dort, wo heute 
im Sinne der Nachhaltigkeit gebaut wird, entstehen so die qualitätvollen Lebensräume 
der Zukunft. Dabei über Baukultur mit allen relevanten Akteursgruppen wie auch mit der 
Öffentlichkeit zu kommunizieren, Baukultur nicht nur als Prozess des Bauens, sondern 
auch als den der Aneignung und als kulturelle Praxis zu verstehen all das beinhaltet die 
Chance, nicht nur ein besseres Verständnis für Planungsprozesse und Bauvorhaben 
zu erzielen, sondern auch Impulse zu setzen für ein unternehmerisches und zivilgesell-
schaftliches Engagement für die Qualität des Planens und Bauens. 
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Erprobtes Instrument für die Stärkung der Baukultur ist der Städtebau- oder Architek-
turwettbewerb, der für öffentliche Gebäude obligatorisch ist, aber auch von vielen pri-
vaten Investoren durchgeführt wird um ein Höchstmaß an Qualität und Attraktivität zu 
erreichen.

2.2.4	 Entwicklung aller Teilbereiche der Stadt.

Ähnliche Problemlagen wie in der Ukraine wurden in Deutschland seit Ende der 1990er 
Jahre deutlich. Insbesondere in den ostdeutschen Ländern gab es zunehmend Räume, 
in denen aufgrund von Bevölkerungsverlusten ein dauerhafter Wohnungsleerstand mit 
teilweise erheblichen Ausmaßen zu konstatieren war. Die gravierenden Entwicklungsbrü-
che in vielen ostdeutschen Städten und Gemeinden waren gekennzeichnet durch wirt-
schaftlichen Niedergang, Abwanderung der Bevölkerung, Wohnungsleerstände großen 
Ausmaßes sowie durch hohe Arbeitslosigkeit und geringe Kaufkraft. Für die kommu-
nale Aufgabe, diese Situation zu bewältigen, wurde damals der Begriff „Stadtumbau“ 
geprägt: 

Grundanliegen des Stadtumbaus ist die gleichberechtigte Förderung von Aufwertungs- 
und Rückbaumaßnahmen. Das Stadtumbau-Programm soll in enger Kooperation mit 
privaten Akteuren, insbesondere mit Gebäude- und Flächeneigentümern umgesetzt wer-
den. Im Hinblick auf diese Zusammenarbeit wurden 2004 im deutschen Städtebaurecht 
eigene Regelungen zum Stadtumbau geschaffen. Diese Fördergebiete müssen durch Be-
schluss der Gemeinde räumlich abgegrenzt werden.

Stadtumbau- Programm

Der Stadtumbau ist die wichtigste städtebauliche Antwort auf den demographischen 
und wirtschaftlichen Strukturwandel. Mit gezielten Programmen soll die Lebens-, Wohn- 
und Arbeitsqualität in Städten und Gemeinden nachhaltig gesichert und erhöht werden. 
Ansatzpunkte sind die Stärkung der Innenstädte und der Erhalt von Altbauten, der Abbau 
von Wohnungsleerstand sowie die Aufwertung der von Schrumpfungsprozessen betrof-
fenen Städte.

Die aktuelle Stadtumbauphase muss genutzt werden, um Strategien der Innenentwick-
lung weiter zu schärfen und diese als Leitgedanken in der Stadtentwicklung zu veran-
kern. Der städtebaulich erforderliche Abriss von leerstehenden Plattenbauten stellt auch 
weiterhin eine wichtige Säule des Programms des Stadtumbaus dar.

Programm Soziale Stadt

Durch ein weiteres Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ unterstützt die Bun-
desrepublik Deutschland seit 1999 die Stabilisierung und Aufwertung städtebaulich, 
wirtschaftlich und sozial benachteiligter und strukturschwacher Stadt- und Ortsteile. 
Städtebauliche Investitionen in das Wohnumfeld, in die Infrastrukturausstattung und in 
die Qualität des Wohnens sorgen für mehr Generationengerechtigkeit sowie Familien-
freundlichkeit im Quartier und verbessern die Chancen der dort Lebenden auf Teilhabe 
und Integration. Ziel ist es, vor allem lebendige Nachbarschaften zu befördern und den 
sozialen Zusammenhalt zu stärken. 

Darüber hinaus setzt die Festlegung eines Programmgebietes in den Kommunen einen 
wichtigen Impuls, um fachämterübergreifend gemeinsame Lösungsstrategien zu entwi-
ckeln. Mit dem Programm sollen Instrumente, Initiativen und Maßnahmen vor Ort bes-
ser aufeinander abgestimmt, gebündelt und effizienter gestaltet werden. Dazu werden 
Partner aus Wirtschaft und Gesellschaft wie z. B. (Bürger-)Stiftungen, Ehrenamt, Frei-
willigendienste und Unternehmen verstärkt eingebunden. Die Koordinierung der Maß-
nahmen und die Aktivierung der Bewohnerschaft übernimmt das vor Ort eingesetzte 
Quartiersmanagement. Diese Aufgabe im Stadtteil und deren Mittlerfunktion zwischen 
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Gesamtstadt und Stadtteil ist von essentieller Bedeutung. Genauso wichtig ist die Be-
teiligung der Bürger in der Sozialen Stadt als qualitätsfördernde und identitätsstiftende 
Maßnahme. 

2.2.5	 Entwicklung der Stadtmitte.

Metropolregionen

Seit Anfang der 1990er Jahre ist in Europa eine auflebende Diskussion über „Metropolre-
gionen“ zu beobachten, bei der es im Kern um eine stärkere Fokussierung der regional-
politischen Maßnahmen 

auf die großen wettbewerbsfähigen Agglomerationen geht. In der europäischen Debatte 
wird der Begriff „Metropolregionen“ meist synonym mit „Großstadtregionen“ und „Bal-
lungsgebieten“ verwendet. Vor dem Hintergrund von Globalisierung und Europäischer 
Integration gewinnt die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Regionen zunehmend 
Bedeutung. Die Förderung wirtschaftlichen Wachstums und von Innovationen entwickelt 
sich deshalb mehr und mehr zu einer Kernaufgabe der Raumentwicklungspolitik. Eine 
besondere Bedeutung wird dabei – in Deutschland und Europa – Metropolregionen ein-
geräumt, die als Zentren der Entwicklung den Zusammenhalt und die Wettbewerbsfähig-
keit Europas stärken sollen („Lissabon Strategie“ der Europäischen Union). Im Zuge der 
Globalisierung können Metropolregionen ihre Rolle als Konzentrationspunkte der wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Dynamik weiter festigen und sich zu Knotenpunkten-
der ökonomischen Kräfte entwickeln. Man kann davon ausgehen, dass Metropolregionen 
zukünftig eine herausragende Stellung im Wettbewerb der Regionen einnehmen werden 
und ihnen dadurch eine Schlüsselstellung für die Raumentwicklung zukommt.

Polyzentrische Stadtentwicklung

Ähnliche Konzentrationen und Ballungen gibt es auch auf kommunaler Ebene. Han-
del und Dienstleistungen konzentrieren sich zunehmend in städtischen Zentren. Auch 
Standortentscheidungen für öffentliche Einrichtungen sollen zugunsten der Zentren ge-
troffen werden.

Aus stadtentwicklungspolitischer Sicht, steht hier in erster Linie die Versorgung der Be-
völkerung im Mittelpunkt. Um die flächendeckende qualitätsvolle Versorgung aller Bürger 
in allen Stadtteilen zu gewährleisten haben viele deutsche Großstädte Zentren-Konzepte 
aufgestellt, denen in der Regel eine polyzentrische Struktur zugrunde liegt. Funktionie-
rende Zentren fördern die Attraktivität der Städte, sind gut für eine nachhaltige Mobilität 
und Identifikationsorte für die Menschen. Für die Bevölkerung ist es auch angesichts des 
demografischen und klimatischen Wandels wichtig, dass wohnortnah Dienstleistungen 
und Einzelhandelsangebote vorhanden sind, die den alltäglichen Bedarf decken. 

Für die Sicherung und Entwicklung der Zentren in den Quartieren ist – neben deren städ-
tebaulicher und öffentlicher Bedeutung – die Funktion des Einzelhandels ein wesentlicher 
Faktor. Die Einzelhandelslandschaft in den Städten und Gemeinden hat sich in schnellem 
Tempo verändert. Die strukturellen Umbrüche dieses Wirtschaftszweiges prägen seither 
das Bild unserer Städte. Diese Veränderungen finden ihren städtebaulichen Ausdruck vor 
allem in zwei Entwicklungen: 

•	Zum einen in der weiterhin ungebrochenen Nachfrage nach Einzelhandelsflächen 
in den 1a-Lagen der Innenstadt, sowie nach Standorten für neue Einkaufszentren.

•	Zum anderen die Expansion und Häufung von Betrieben der Nahversorgung in ge-
werblich geprägten, wohnortfernen Lagen zu Lasten der bestehenden Zentren. 

Die sich dabei vollziehende Konzentration – struktureller wie räumlicher Art – stellt ge-
rade mit Bezug auf das Leitbild der Urbanität und Nachhaltigkeit die Städte vor große 
Herausforderungen.
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Der Einzelhandel gehört n die städtischen Zentren und nicht auf die grüne Wiese oder an 
andere nicht integrierte Lagen. Es ist daher ein wichtiges stadtentwicklungspolitisches 
Ziel, großflächigen Einzelhandel stadtverträglich zu integrieren. Dies betrifft Einkaufszen-
tren, „Shopping Malls“ ebenso wie Fachmärkte. Um diese Ziele zu erreichen, setzen die 
Städte auf ein Bündel von Maßnahmen, das von der Aktivierung von Flächenpotenzialen 
in den Zentren durch Schaffung von Baurecht, über Informations- und Beratungsangebo-
te bis zum Einsatz rechtlicher Instrumente zur Abwendung von neuen Einzelhandelsan-
geboten an nicht geeigneten Standorten reicht.

2.2.6	 Verkehr; Mobilität.

Städte sind zunehmend Orte mit einer hohen Konzentration von PKW-Verkehr geworden. 
Viele drohen, im Autoverkehr zu ersticken. Autoverkehr verursacht Abgase, belastet die 
Bewohner der Städte mit Lärm, verbraucht unwiederbringliche Ressourcen, beansprucht 
wertvolle Flächen, fordert zahlreiche Verletzte und Tote. Der PKW-Verkehr gefährdet 
die Qualitäten der Stadt. Straßenräume werden zunehmend unattraktiv, sie verlieren an 
Aufenthaltsqualität. 

Daher haben sich die Ziele der deutschen Mobilitätspolitik in den letzten zwei Dekaden 
entscheidend geändert. Während in den 1970er bis 1990er Jahren die Förderung des 
Individualverkehrs (PKWs) im Fokus stand und immer größere Landressourcen für den 
Ausbau von Verkehrsanlagen beansprucht wurden, war es Maßgabe der Verkehrspolitik 
nach der Jahrtausendwende, den Trend zu immer mehr PKW-Verkehr zu bremsen, da 
der Straßenverkehr Belastungen durch Lärm, Feinstaub und Stickoxide verursacht, die in 
Hinblick auf die zulässigen Grenzwerte der EU weiter abgebaut werden müssen.

Als weiteres Ziel einer kommunalen Verkehrspolitik ist heute deshalb die Verkehrsvermei-
dung hinzugekommen. Damit soll eine Reduzierung von Distanzen und eine Einsparung 
von Verkehr erreicht werden. Diese Strategie ist mit dem Schlagwort „Stadt der kurzen 
Wege“ verbunden. Siedlungs- und Verkehrspolitik sollen stärker miteinanderverknüpft 
werden. Dichte und gemischte Stadtstrukturen könnten dazu beitragen, Wege zu verkür-
zen und motorisierten Verkehr auf nicht-motorisierten Verkehr umzulenken. Dazu wurden 
umfassende Konzepte zur flächenhaften Verkehrsberuhigung entwickelt, um die Nut-
zungsansprüche an den Straßenraum zwischen den Verkehrsträgern besser auszuglei-
chen. Bisherige Kfz-Verkehrsflächen werden für den Autoverkehr eingeschränkt und für 
Fußgänger, Radfahrer oder den öffentlichen Personennahverkehr zurückgewonnen. Eine 
ansprechendere Gestaltung des Straßenraums sowie eine Verbesserung der Begrünung 
leisten hierzu wichtige Beiträge. 

Diese bauliche Umgestaltung der Straßen ist häufig mit einer Geschwindigkeitsdämp-
fung durch Tempo-30-Zonen verbunden. Der verbleibende Autoverkehr muss gleichzeitig 
umwelt- und stadtverträglich abgewickelt werden. Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung 
sind eng mit einer lenkenden und begrenzenden Ordnungspolitik für den Autoverkehr 
verbunden. Hierzu gehören umfassende und flächendeckende Parkraumkonzepte für die 
Innenstädte oder Ortsteilzentren, die zwar den Güter-, Lade- und Lieferverkehr ermögli-
chen und Anwohner bevorzugen, aber Kunden- und Besucherverkehr mit dem Auto über 
Parkgebühren und eine Einschränkung des Parkraums reduzieren wollen.

Da auch der Anteil der älteren Bevölkerungsgruppen weiter steigen wird sind neue An-
forderungen an die Mobilität die Folge. Es gilt, Mittel und Wege zu finden, um den Men-
schen und Unternehmen in der Stadt Mobilität zu ermöglichen die sozial gerecht und 
ökologisch sinnvoll ist. 

Erster Schritt für ein integriertes Mobilitätskonzept ist, wie auch in anderen Bereichen, 
die Leitbildentwicklung. Das Leitbild gibt Antworten auf eine ganz einfach formulierte Fra-
ge: »Wohin wollen wir?« Damit ist das Leitbild der erste Schritt auf dem Weg zu einem 
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Verkehrssystem, das der Endlichkeit natürlicher Ressourcen und dem Klimaschutz Rech-
nung trägt. Die aus dem Leitbild abgeleiteten Strategien enthalten Aussagen darüber, wie 
der Verkehr sich künftig besser in den städtischen Raum einfügen soll:

•	Die polyzentrische Stadtstruktur soll durch eine bessere Erreichbarkeit der städti-
schen Teilräume, der Stadtteile untereinander und der innerstädtischen Hauptzent-
ren gestärkt werden. 

•	Durch den Rückbau von überdimensionierten Straßen, die Aufwertung von Stra-
ßenräumen sowie die Beachtung historischer Verkehrsnetzstrukturen soll die 
Stadtverträglichkeit des Verkehrs verbessert werden. 

•	Der Verkehr soll weniger Ressourcen, wie beispielsweise Energie und versiegelte 
Flächen, verbrauchen. 

•	Die Belastung der städtischen und globalen Umwelt durch den Verkehr soll ge-
senkt werden.

•	Der stadtverträgliche Verkehr soll für sich verändernde Mobilitätsbedürfnisse, bei-
spielsweise durch Multimodalität oder auch weniger motorisierten Verkehr, ge-
stärkt werden.

•	 In Zukunft soll die innere Stadt vom nicht notwendigen Kfz -Verkehr weiter entlas-
tet werden. Die dabei gewonnenen Handlungsspielräume können zur Aufwertung 
der Lebens, Arbeits, Aufenthaltsorte genutzt werden. 

•	Für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) sollen auch weiterhin kreative 
und maßgeschneiderte Lösungen im Verbund mit allen Verkehrsunternehmen ent-
wickelt werden. Dabei ist die Schaffung von unternehmens- und gebietsübergrei-
fen Tarifsystemen von besonderer Bedeutung. Gleiches gilt für die Optimierung der 
Schnittstellen zur Erreichbarkeit des ÖPNVs.

•	 Die Parkraumbewirtschaftung soll als zentrales Steuerungselement zur Reduzierung 
von Pkw-Quell- und Zielverkehr eingeführt werden. Mit dieser Hilfe wird das Anfah-
ren der Innenstadt durch dort Beschäftigten gedämpft, Parksuchverkehr und ord-
nungswidriges Falschparken reduziert und mehr Parkraum für Gewerbetreibende, 
Kunden sowie Anwohnerinnen und Anwohner bereitgestellt. Die durch die Parkraum-
bewirtschaftung erzielte effizientere Nutzung des vorhandenen Stellplatzangebotes 
führt auch zu mehr Stadt und Lebensqualität und einer saubereren Umwelt.

2.2.7	 Unbebaute Flächen, Erholungsräume, Umweltlage. 

In den letzten Dekaden hat sich der planerische Blickwinkel auf Freiflächen und Frei-
räume verändert. Sie werden nicht mehr als bloße Restkategorien der Planung betrach-
tet, sondern sie sind wesentliche Elemente der Stadt- und Regionalentwicklung. Ihnen 
kommt eine wichtige Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion für die überbauten Städte zu. 
Freiraumplanung ist nicht nur Planung für Naturschutz und Landschaftspflege, sondern 
hat das Verhältnis von Siedlungsfläche und Freiraum im Blick. Sie dient nicht nur dem 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, sondern auch der Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes, dem Erhalt einer stadtnahen Landwirtschaft und den sozialen und 
kulturellen Bedürfnissen der Menschen.

Qualitätsvoll gestaltete und attraktive öffentliche Frei- und Grünräume übernehmen ange-
sichts der zunehmenden baulichen Dichte eine – auch klimatisch relevante – Ausgleichs-
funktion. Doch die Ansprüche an die Freiflächen steigen: Ruhesuche und Naturerlebnis, 
Sportausübung, Geselligkeit sowie neue und temporäre Nutzungen konkurrieren.

Seit Jahrzehnten wachsen die Siedlungs- und Verkehrsflächen in Deutschland täglich 
um mehr als 80 ha. Im manchen Jahren waren es sogar bis zu 150 ha. Mit dem Sied-
lungswachstum ist in den meisten Fällen eine weitreichende Versiegelung der Flächen 
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mit Folgen für das Stadtklima, den Wasserhaushalt, die Schadstofffilterung und den Ar-
ten- und Biotopschutz verbunden. Das anhaltende Wachstum der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen wird seit Anfang der 80er Jahre in der Öffentlichkeit unter dem Schlagwort 
des „Landschaftsverbrauchs“ oder des „Flächenverbrauchs“ diskutiert. Er vollzieht 
sich vor allem an den Rändern und im Umland der Städte auf Kosten von Freiflächen und 
Naherholungsgebieten. Traditionell sind Freiflächen und Freiräume die Gegenbegriffe zum 
Siedlungsraum.Freiflächen sind die nicht überbauten Flächen innnerhalb der Städte, also 
die Gärten und Hinterhöfe, die Stadtparks und Friedhöfe. In Abgrenzung zu städtischen 
Freiflächen wird der Begriff Freiraum in der Regel in der Regional- und Landesplanung 
benutzt. Er grenzt die freie unbebaute Landschaft, die oft landwirtschaftlich genutzt wird, 
von den überbauten Städten ab .

Mit der UN-Konferenz von Rio de Janeiro setzte 1992 der Agenda-Prozess ein. Sein Ziel 
war es Ökologie, Ökonomie und Sozialverträglichkeit zusammenzubringen und zu einem 
Ausgleich zu führen. Nach 2000 brachte die Ressourceneffizienz als weiterentwickel-
tes Leitbild der europäischen Umweltpolitik neue Begriffe ins Spiel. „Zero Footprint“, also 
ein ökologischer Fußabdruck von Null, CO2-Neutralität oder Lebenszyklus-Ketten stan-
den von nun an im Blickpunkt der Stadtentwicklungspolitik. Entkoppelung ist dabei das 
Schlüsselwort: Stadt und Wirtschaft sollen wachsen – aber entkoppelt von negativen 
Auswirkungen auf die Umwelt. 

Der Klimawandel betrifft die Städte in besonderer Weise. Er wirkt sich auf das Bioklima 
aus und damit auf die Gesundheit und das Wohlbefinden der Menschen. Daher ist es 
eine der größten Herausforderungen, vor die uns der Klimawandel stellt, für die Lebens-
qualität in der Stadt auch in Zukunft zu sorgen.

Mit dem Bundesnaturschutzgesetz von 1976 wurde das Instrumentarium der Land-
schaftsplanung als gleichwertiges Instrument gegenüber der Siedlungsplanung 
eingeführt. Auf dieser gesetzlichen Grundlage werden die kommunalen Landschafts-
programme als gesamtstädtische Umweltvorsorge- Konzepte aufgestellt. Das Land-
schaftsprogramm wurde zwischenzeitlich mehrfach fortgeschrieben und besteht aus den 
Programmplänen:

•	Naturhaushalt/Umweltschutz,

•	Biotop- und Artenschutz,

•	Landschaftsbild,

•	Erholung und Freiraumnutzung,

•	gesamtstädtische Ausgleichskonzeption.

Die Entwicklung einer Strategie für die Stadtlandschaft ist damit nicht nur ein freiraum-
bezogenes, sondern auch ein soziales, kulturelles und standortpolitisches Projekt der 
Stadtentwicklung. Zur Strategie für die Stadtlandschaft gehört die Sanierung und Ver-
netzung von bestehenden Grünanlagen genauso wie die Entwicklung naturnaher, klima-
wirksamer Mischwälder, die Anlage neuer Parks und Grünflächen, die Gestaltung des 
öffentlichen Raumes und das Pflanzen neuer Straßenbäume. Damit werden auch ganz 
konkret klimapolitische Ziele umgesetzt. Grün ist vielschichtig. Daher kann eine Strate-
gie für die Stadtlandschaft auch nur als ein Gemeinschaftsprojekt wirksam werden Es 
bedarf ressortübergreifender Kooperationen und Allianzen ebenso wie der Mitarbeit und 
des Engagements von vielen Akteuren der Stadt – von Fachleuten genauso wie von den 
Bürgerinnen und Bürgern.

Das Netz der öffentlichen Räume wird nicht nur durch grüne Freiflächen gebildet, son-
dern maßgeblich durch die Raum bildende Nachbarschaft von gebauter Stadt und freiem 
Raum. In der Stärkung dieser Nachbarschaft liegt ein wesentliches Potenzial der Stad-
tentwicklung. Dies trifft am stärksten auf die Innere Stadt zu. Hier haben die Schaffung 
und die Wiederbelebung von Identität stiftenden Punkten und Quartiersplätzen wegen 
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ihrer besonders intensiven Frequentierung höchste Priorität. So können auch aus tech-
nisch gestalteten Verkehrsanlagen Kristallisationspunkte des öffentlichen Lebens und 
neue Stadtteilmitten geschaffen werden.

2.2.8	 Bildung und Kultur. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist der Bereich der Bildung Sache der einzelnen Bun-
desländer. Diese stellen in der Regel Schulentwicklungspläne auf, die die Basis für die 
Planung der sozialen Infrastruktur in der Stadtentwicklung bilden. Das Ziel der Schulent-
wicklungsplanung ist, die Entwicklung der Nachfrage an Schulplätzen aller Schultypen 
voraus zu planen und zeitnah zu befriedigen. Mit der Schulnetz- und Standortplanung 
wird das Ziel verfolgt, ein gesamtstädtisch und regional ausgewogenes schulisches An-
gebot für alle Schularten zu erreichen. Besondere Schwerpunkte werden z.Zt. gesehen in

•	Berufsbildenden Schulen und einem dualen Ausbildungssystem (Schule und 
Betrieb).

•	Einem inklusiven Schulsystem, das heißt, dass Menschen mit Behinderungen in 
das „normale“ Schulsystem integriert werden und keine Sonderschulen besuchen 
müssen.

 Bildung ist ein Schlüssel zu sozialer Integration und Treiber wirtschaftlicher Entwick-
lung. Steigende Einwohnerzahlen, die sozialräumliche Polarisierung und Segregation 
bei Bildung und Betreuung sowie die Kapazitäten der Hochschulen und der Fach-
kräftemangel sind Herausforderungen für Angebote der vorschulischen Betreuung, 
der allgemeinen Schulbildung, beruflichen Ausbildung sowie des Studiums und der 
lebenslangen Weiterbildung. Es wird daher versucht Synergien zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft zu ermöglichen und zukunftsträchtigen Branchen Wachstumsimpulse 
zu geben

2.2.9	 Soziale Infrastruktur und Dienstleistungsbereich.

Die Planung der sozialen Infrastruktur beschränkt sich in Deutschland inzwischen nur 
noch auf die Aufgaben der „Daseinsvorsorge“:

•	Bildung und Kinderbetreuung 

•	Gesundheitsversorgung durch Kliniken (parallel zu „privatorganisierten“ Ärzten)

•	Betreiben von Sportanlagen 

•	Betreiben von Kultureinrichtungen (Staatstheater, Opern, Museen, Bibliotheken)

•	Administrative Dienstleistungen (öffentliche Verwaltungen)

Für die Stadtentwicklungsplanung ist es wichtig ist, dass die Standorte dieser Diens-
te eine gute Zugänglichkeit für die Bevölkerung bieten. Dieses kann planerisch in ei-
nem sektoralen Entwicklungsplan dargestellt werden. Dienstleistungen bilden in einer 
Großstadt in der Regel den größten Beschäftigungssektor. Die Bandbreite reicht von 
Unternehmens-, Bildungs- und Personaldienstleistungen über Finanz- und Tourismus-
dienstleistungen bis hin zum Handel. Dienstleistungen werden in der Regel in Zentren 
und zentrumsähnlichen Strukturen angeboten und stehen damit im Zusammenhang 
zum Dezentralisierungskonzept der Stadt, um Arbeitsplätze in Wohnnähe zu sichern 
und die Nahversorgung zu gewährleisten.

Hinzu kommt die sogenannte technische Infrastruktur, die folgende Bereiche umfasst:

•	Öffentlicher Personen -Nahverkehr

•	Versorgung und Entsorgung mit Wasser und Energie

•	Entsorgung von Abfällen und Recycling
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In den letzten Dekaden sind zunehmend öffentliche Aufgaben privatisiert worden, die im 
letzten Jahrhundert noch in staatlicher oder kommunaler Hand waren. Dieser Trend hält 
unvermindert an, auch wenn es erste Reprivatisierungen (Rückkäufe durch die Kommu-
nen) z.B. im Energiebereich gibt.

2.2.10	 Energie- und Wasserversorgung, Entwässerung und 
Abfallbeseitigung.

Auch die deutschen Kommunen haben aufgrund von finanziellen Problemen in großem 
Umfang die kommunalen Betriebe vor allem der Energieversorgung und der Wasserversor-
gung sowie teilweise auch der Abfallbeseitigung privatisiert. Dieser Prozess der Privatisie-
rung wurde erheblich durch Vorgaben der EU befördert. Die Erfahrungen damit waren aber 
nicht immer positiv und sind von der Bevölkerung aus folgenden Gründen kritisiert worden:

Die privaten Betreiber haben sich eine Monopolstellung gesichert; und es gibt häufig kei-
nen weiteren Wettbewerber mehr.

Die Preise sind mitunter deutlich gestiegen.

Die Kommune hat ihren Einfluss auf wesentliche Versorgungsleistungen verloren.

In die Stadtplanung werden entsprechend der Planebene folgende Festsetzungen 
dargestellt:

•	Flächennutzungsplan / Generalplan nur Ver- und Entsorgungsanlagen mit über-
geordneter Bedeutung, keine Leitungen,

•	 Im Bebauungsplan / Detailplan alle Anlagen und die öffentlichen Leitungen

2.2.11	Bürgerbeteiligung.

In der Nachkriegszeit schien ein starker Staat die Geschicke der Gesellschaft zu lenken, 
deren Befindlichkeiten höchstens alle vier Jahre über Wahlen „gehört“ wurden. Dagegen 
rebellierte die sogenannte 1968er-Bewegung (sogen. Studentenbewegung). Es wurde 
mehr Mitsprache durch den Bürger gefordert. Dieser Einfluss führte langsam aber ste-
tig zu einer Änderung des politischen Geschehens. Das Motto der Bundesregierung, die 
1969 ins Amt kam, lautete „Mehr Demokratie wagen!“.

Die Stadtentwicklung gehörte zu den Politikbereichen, die als erste von diesen Entwick-
lungen erfasst wurde. Gedanklich angestoßen durch Alexander Mitscherlichs Thesen 
über die „Unwirtlichkeit unserer Städte“ und orientiert an Vorbildern von Stadterneue-
rungsprogrammen in großen Städten der Vereinigten Staaten von Amerika, begannen im 
Westen Berlins und in anderen Städten der alten Bundesrepublik Diskussionen über die 
Demokratisierung der Stadtplanung, über eine sozial ausgerichtete Stadtentwicklung in-
clusive der Wohnungspolitik und der Beteiligung an professionellen Planungsprozessen. 
Diese Bewegung führte auch dazu, dass die Beteiligung von der Sanierung Betroffener in 
den 1970er-Jahren im Städtebauförderungsgesetz verankert wurde. Später kamen ande-
re Beteiligungsverfahren hinzu. 

Heute besteht ein breiter Konsens über die Grundregeln der Beteiligung:

•	Partizipation gehört wie die Gewaltenteilung zu den zentralen Grundlagen von 
Demokratie. 

•	Partizipation bezweckt die Einflussnahme auf politische Entscheidungen. 

•	Partizipation geht von den Bürgerinnen und Bürgern aus.

•	Partizipation beruht immer auf Freiwilligkeit der Teilnahme. 

•	Politik und Verwaltung sollten Mitwirkungsinteresse und Teilnahmebereitschaft 
durch breite Partizipationsangebote unterstützen und befördern. 
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•	Zwecke der Partizipation können sowohl das Initiieren, das Vorbereiten und Treffen 
politischer Entscheidungen als auch die Teilhabe an deren Ausführung und Gelin-
gen sein.

Trotzdem stellen sich immer wieder Konflikte zwischen Politik und Bürgern im Stadtum-
bauprozess heraus. So forderten die Betroffenen mehr Einfluss bereits in der Planungs-
phase, um eigene Interessen durchzusetzen. Den Politikern ihrerseits geht es im Prozess 
der Bürgerbeteiligung oft nur um Konfliktvermeidung und um Legitimation ihrer Entschei-
dungen. Probleme entstehen immer dann, wenn die Bürgerbeteiligung von der Kommune 
lediglich als Information der Betroffenen, nicht aber als Partnerschaft verstanden wird. 
Die Unverbindlichkeit der Ergebnisse von Beteiligungsrunden ist ebenfalls eine Quelle 
von Konflikten.

Partizipationsverfahren lassen sich nach dem Grad ihrer rechtlichen Festschreibung als 
„formelle“ oder „informelle“ Verfahren unterscheiden. 

•	 „Formelle“ Partizipationsverfahren weisen einen starken rechtlichen Formalisie-
rungsgrad auf. 

•	 „Informelle“ Partizipationsverfahren weisen keine oder eine nur sehr geringe recht-
liche Formalisierung auf. Sie bieten somit die Chance der freien zielgruppenorien-
tierten Ausgestaltung.

•	Auch „informelle“ Partizipationsverfahren benötigen für ihr Gelingen ein Mindest-
maß an verbindlichen Verfahrensregeln. Diese können vorab festgelegt oder zu 
Verfahrensbeginn zwischen den Teilnehmenden vereinbart werden.

•	Für die Festlegung von Verfahrenregeln bei „informellen“ Partizipationsverfahren 
bieten sich annähernd dieselben Prüfkriterien an wie bei „formellen“ Verfahren: 

{{ Gegenstände und Inhalte? 

{{ Kreis der Teilnahmeberechtigten?

{{ Verfahrensabläufe und Fristen? 

{{ Verbindlichkeitsgrad der Ergebnisse?

Formale Beteiligung

Im Rahmen der Bauleitplanung ist das Verfahren zur Bürgerbeteiligung und zur Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange gesetzlich geregelt. Es soll frühzeitig über 
Ziele und Zwecke, Alternativen und mögliche Auswirkungen der Planung Informiert 
werden. Diese sogenannte erste öffentliche Unterrichtung geht der zweiten Stufe, der 
öffentlichen Auslegung des Planentwurfs, voraus.

Im Rahmen der Bürgerbeteiligung ist grundsätzlich jeder beteiligungsberechtigt. 
Die Gemeinde wird verpflichtet, im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung die 
Bürger zu informieren. In welcher Form das geschieht, ist Sache der Gemeinde. Die 
in der ersten Stufe vorgetragenen Anregungen sind zu prüfen und entsprechend ihrer 
Bedeutung in die Abwägung einzubeziehen. Dann schließt sich die zweite förmlich 
geregelte Stufe an, die eine Woche vorher, z. B. Auf der Website der Gemeinde oder 
in der Tagespresse, anzukündigen ist. Der Entwurf des Plans wird dann zusammen 
mit dem Erläuterungsbericht einen Monat zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt. 
Die Gemeinde muss sich mit den Stellungnahmen, Anregungen und Bedenken aus-
einandersetzen. Häufig werden im Rahmen der förmlichen Bürgerbeteiligung neue 
Argumente vorgetragen, so dass der Entwurf des Plans geändert oder zumindest er-
gänzt werden muss. In solchen Fällen wird erneut ausgelegt. 

Für andere gesetzlich geregelte Verfahren ist ebenfalls eine Bürgerbeteiligung gefordert, 
die in der Praxis aus einer Mischung aus formalen und informellen Aktivitäten besteht.

So ist die Voraussetzung für die Umsetzung des Programms „Soziale Stadt“ eine in 
starkem Maße auf Kommunikation, Koordinierung, Kooperation, Koproduktion und 
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Vernetzung ausgerichtete Organisations- und Managementstruktur, die sich an der 
Komplexität der Herausforderungen und den Potenzialen vor Ort orientiert. Für den 
Projektleiter geht es darum, die ämterübergreifende Zusammenarbeit auf der Verwal-
tungsebene zu koordinieren, beispielsweise in Form einer Arbeitsgruppe, und eine quar-
tiersbezogene Bündelung von Fachwissen und finanziellen Ressourcen herbeizuführen. 

In Stadtteil- oder Quartiersmanagementbüros als leicht erreichbaren Anlaufstellen 
wird mit lokalen Akteuren kooperiert sowie allgemein die Aktivierung und Beteiligung 
der Quartiersbevölkerung und anderer lokaler Akteure wie Vertretern von Bildungs-
einrichtungen oder der (lokalen) Wirtschaft organisiert. Zwischen Verwaltungs- und 
Quartiersebene umfasst das Management die «Moderation» zwischen den unter-
schiedlichen Interessensebenen (Harmonisierung von «Verwaltungs-» und «Lebens-
welt»). Insgesamt dient das prozessorientierte Quartiersmanagement dazu, eine 
horizontal und vertikal vernetzte Kooperation auf Verwaltungs- und Quartiersebene 
sowie zwischen diesen Ebenen unter Einbeziehung einer Vielzahl lokal relevanter Ak-
teure zu gewährleisten.

Aktivierung und Beteiligung

Mit Aktivierung und Beteiligung sollen quartiersbezogene Mitwirkungsstrukturen auf-
gebaut, lokale Initiativen, Organisationen und Unternehmen vernetzt sowie individu-
elle Problemlösungskompetenzen auch bisher nicht organisierter Bürgerinnen und 
Bürger gestärkt werden (Empowerment). Unter Aktivierung lassen sich alle Techni-
ken verstehen, mit denen einzelne Personen oder Personengruppen angesprochen 
und (miteinander) in Kommunikation gebracht werden. Beteiligung setzt auf einer 
eher formalen Ebene an und basiert auf mehr oder weniger geplanten Verfahren so-
wie konkreten Zielvorstellungen.

2.3.	Struktur und Instrumente der Stadtentwicklung 
Das Planungsgeschehen wird in Deutschland durch die Zusammenfassung relevanter 
Gesetze im „Baugesetzbuch“ geregelt. Die praktische Umsetzung der Planung ist in 
der Regel Sache der Kommune. Die Planungspraxis hat sich über die letzten Deka-
den von einer streng technokratischen, sektoral betrachteten Planung hin zu einer 
integrierten Stadtentwicklungsplanung entwickelt. Haben die Ingenieure früher streng 
ihre Fachrichtung im Blick gehabt, so betrachtet der Stadtplaner heute eher das gan-
ze Bild und das Zusammenspiel der einzelnen Sektoren. So werden z.B. die Wohn-
bauflächen nicht losgelöst, sondern im Kontext mit der vorhandenen Infrastruktur, der 
Erholung und der Mobilität betrachtet.

Entwicklungsinstrumente sind sowohl in der förmlichen als auch in der informellen 
Planung zu finden. Die formelle Planung ist im Städtebaurecht geregelt, wärend die 
informelle Planung je nach Bedarf entwickelt und erklärend eingesetzt wird.

Formelle Planung - Bauleitplanung

Städtebaupolitik und Stadtplanung verfolgen Leitbilder, die den jeweiligen Zeitan-
schauungen entsprechen (z. B. Erhalt und Sicherung der „Europäischen Stadt“). Das 
städtebauliche und bodenrechtliche Instrumentarium dagegen ist prinzipiell zielneu-
tral angelegt. Mit seiner Hilfe können nahezu alle zielbestimmenden Elemente der 
Stadtplanung planerisch vorbereitet, festgesetzt und umgesetzt werden. Ein we-
sentliches Element der Stadtplanung ist die Abwägung der öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander. Im Baugesetzbuch sind diese Belange 
beispielhaft aufgeführt. Das Abwägungsgebot ist tragendes Element der Bauleit-
planung. Es gilt, eine vertretbare Lösung für die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in einer Gemeinde unter Berücksichtigung der verschiedenen Belange 
zu finden. Hier hat die Gemeinde einen eigenen Entscheidungsspielraum.
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Planungsebenen und bauplanungsrechtliche Gebietskategorien

Das deutsche Planungs- und Bodenrecht unterscheidet bei der Bauleitplanung zwei Ebe-
nen (Flächennutzungsplanung und Bebauungsplanung) und drei bauplanungsrechtliche 
Gebietskategorien: Gebiete mit Bebauungsplan, Gebiete, die im Zusammenhang bebaut 
sind (Innenbereich), und den Außenbereich. Ist es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich, so müssen die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen. Sie regeln die 
bauliche und sonstige Nutzung des Gemeindegebietes.

Der Flächennutzungsplan bezieht sich als vorbereitender Plan auf das ganze Gemeinde-
gebiet. Er zeigt die beabsichtigte städtebauliche Entwicklung und die daraus resultierende 
gewünschte Art der Bodennutzung in den Grundzügen ( nicht im Detail) auf. Der Bebau-
ungsplan wird aus dem Flächennutzungsplan für Teilflächen entwickelt. Er setzt die bauli-
che Nutzbarkeit der Grundstücke rechtskräftig fest. Er enthält in der Regel Festsetzungen 
über Art und Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die 
örtlichen Verkehrsflächen. Er ist Grundlage für die Bodenordnungsmaßnahmen einschließ-
lich Enteignung. Allerdings können Bebauungspläne, die mit Festsetzungen überfrachtet 
werden, für den Bürger nicht mehr transparent sein. Seine Umsetzung bleibt weitgehend 
der Initiative der betroffenen Grundstückseigentümer überlassen. 

Im Zusammenhang bebaute Ortsteile

Eine wesentliche Gebietskategorie sind diejenigen Gemeindegebiete, die (zumeist historisch 
entstanden) im Zusammenhang bebaut sind oder noch bebaut werden, ohne dass es eines 
Bebauungsplanes bedarf. Ein beabsichtigtes Bauvorhaben kann dann genehmigt werden, 
wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, seiner Größe und Eigenart in die 
nähere Umgebung einfügt, wobei die bereits vorhandene Bebauung prägendes Element ist.

Außenbereich

Zum sparsamen Flächenverbrauch gehört die Schonung des Außenbereichs, also der 
noch nicht baulich in Anspruch genommenen Flächen, die – abgesehen von Vorhaben 
wie beispielsweise land- oder forstwirtschaftliche Betriebe – prinzipiell nicht bebaut wer-
den sollen. Der Außenbereich dient der überwiegend nicht-städtebaulichen Nutzung und 
soll ökologische Ausgleichsfunktionen erfüllen. Überwiegend handelt es sich beim Au-
ßenbereich um die freie Landschaft außerhalb der besiedelten Gebiete.

Vertragliche Regelungen / Städtebaulicher Vertrag

Auch einzelvertragliche Regelungen gewinnen im Städtebau zunehmend an Bedeutung. 
Bei den öffentlich-rechtlichen Verträgen werden öffentliche Aufgaben, die ansonsten die 
Gemeinde wahrzunehmen hätte, auf Private übertragen. Ergänzend zum hoheitlichen 
Instrumentarium kann die Gemeinde die Erfüllung von städtebaulichen Aufgaben auf 
vertraglichem Weg vereinbaren. Beim städtebaulichen Vertrag schließt die Gemeinde 
einen Vertrag mit dem Eigentümer bzw. Investor, der z.B. folgende Leistungen zum Ge-
genstand haben kann:

•	Die Vorbereitung und Durchführung städtebaulicher Maßnahmen durch den Inves-
tor auf seine Kosten wie die Ausarbeitung von städtebaulichen Planungen (Erstel-
lung von Plänen und Gutachten), 

•	die Freimachung von Grundstücken, Bodensanierung und die Neuordnung der 
Grundstücksverhältnisse 

•	die Realisierung bestimmter Grundstücksnutzungen zur Förderung und Sicherung 
der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele, z. B. die Deckung des Wohnbedarfs 
bestimmter Bevölkerungsgruppen sowie die Übernahme von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen; 

•	die Übernahme von Kosten und sonstigen Aufwendungen, die der Gemeinde für 
städtebauliche Maßnahmen entstehen oder entstanden sind (Folgekostenvertrag)
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In kommunaler Zuständigkeit verbleiben alle förmlichen Beschlüsse im Zuge der 
Vorbereitung und Durchführung städtebaulicher Maßnahmen. Heute besteht immer 
mehr die Tendenz,dass die bauliche Umsetzung der Planung von privaten Investo-
ren bestimmt wird. Dies birgt natürlich die Gefahr, dass Renditeüberlegungen von 
Unternehmen über das Gemeinwohl die Oberhand gewinnen. Die Interessenslagen 
von Gemeinde und Investor müssen nicht immer gleichgerichtet sein. Der Hauptvor-
teil der Gemeinde liegt bei der Einsparung von Kosten und Verwaltungsaufwand, das 
Interesse des Investors bei der Kostenminimierung, ausreichender Rendite und einer 
Beschleunigung des Verfahrens

Informelle Planung

Die informelle Planung ist im Gegensatz zur formellen nicht rechtlich ausgestaltet. Sie 
besitzt einen hohen Stellenwert, da Stadtplanung ein kontinuierlicher Steuerungspro-
zess der Stadtentwicklung ist, deren programmatische Inhalte sich oft in nicht formel-
len Plänen zweckmäßiger steuern lassen. Die Stärke informeller Planung liegt darin, 
dass je nach Schwerpunkten der Fragestellungen und Aufgabenfelder in Form einer 
offenen und nicht normierten Planung programmatische, konzeptionelle und gestalt-
bezogene Lösungen erarbeitet und in die kommunale Planung eingebracht werden 
können. Der Vorteil dieser „Planungsart“ liegt somit in ihrer hohen Flexibilität. Die in-
formelle Planung wird häufig als komplementäres Planungsinstrument zur formellen 
Planung eingesetzt. Dabei können informelle Planungen eine Vielzahl von Entschei-
dungshilfen in der Planung übernehmen. So können sie zur Ermittlung der Erforder-
lichkeit einer Planung oder des Planungsbedarfs eingesetzt werden. Des Weiteren ist 
sie geeignet, um Planalternativen oder die voraussichtlichen Auswirkungen von Pla-
nungen zu veranschaulichen. Informelle Planungen können somit Integrations- und 
Konkretisierungsfunktion übernehmen. 

Sie können die Anschaulichkeit verbessern und damit beispielsweise auch die Betei-
ligung und Mitwirkung der Bürger erleichtern. Insofern kann die informelle Planung 
auch Kommunikations- und Koordinationsfunktion übernehmen. Die Bandbreite in-
formeller Planungen reicht von städtebaulichen Entwürfen über städtebauliche Rah-
menpläne, sektorale Entwicklungsplanungen, Sondergutachten, städtebauliche und 
architektonische Wettbewerbe, Verkehrsentwicklungspläne bis hin zu architektoni-
schen Entwürfen oder Modellen. Da informelle Planung nicht standardisiert ist, kann 
es sich hierbei nur um eine beispielhafte Auflistung handeln. Die Spielarten informel-
ler Planung sind zahlreich.

Analyse/ Leitbild / Strategien

Grundlage eines Stadtentwicklungskonzeptes ist eine Analyse der aktuellen Stad-
tentwicklung und ein politisch definiertes Leitbild. Die Analyse beschreibt die 
stadtentwicklungsrelevanten Trends und wichtigsten Entwicklungen. Ihre zusammen-
fassende Betrachtung zeigt querschnittsorientiert die zentralen Stärken und Schwä-
chen sowie Chancen und Risiken im Sinne einer nachhaltigen und zukunftsfähigen 
Entwicklung Für die Debatte über Entwicklungsansprüche sowie die Strategien für die 
Zukunft ist sie das zentrale Fundament.

Das erste integrierte Konzept greift die bestehenden Planungen und Programme auf 
und entwickelt davon ausgehend ein Leitbild für die gesamtstädtische Entwicklung.

Regionale Planungen fließen hierbei genauso in den Erarbeitungsprozess ein wie ge-
samtstädtische bzw. teilräumliche Konzepte (z. B. der Stadtentwicklungsplan StEP 
Wohnen, StEP Zentren, StEP Verkehr). Gleichzeitig muss das Stadtentwicklungskon-
zept eng mit den Ergebnissen der aktuellen Bevölkerungsprognose sowie dem De-
mografiekonzept verbunden sein.
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Das Stadtentwicklungskonzept dient als Wegweiser für die zukunftsfähige Entwick-
lung der Stadt. Mit dem Konzept werden richtungweisende Strategien, Ziele und 
Handlungsfelder benannt und in Transformationsräumen verortet. Damit ist es Grund-
lage für eine mittel- bis langfristig ausgerichtete, ressortübergreifende planerische 
Steuerung. 

Evaluierung

Mit Evaluierungen werden Prozesse und Ergebnisse von Interventionen identifiziert 
und bewertet. Dies betrifft besonders „lernende Programme“; die weiterzuentwickeln 
und bedarfsgerecht anzupassen sind. Um strategische und inhaltliche Handlungsan-
sätze qualifizieren und ausbauen zu können, sind Evaluierungen als Instrument für 
Qualitätsmanagement und Politiksteuerung von hoher Bedeutung.

Monitoring

Eine wesentliche Grundlage für Evaluationen und auch für Analysen des Handlungs-
bedarfs sind kleinräumige Daten in ihrer zeitlichen Veränderung, wie sie in kom-
munalen Monitoringsystemen erfasst werden. Sozialräumliche und ökonomische 
Entwicklungen sowohl auf gesamtstädtischer Ebene als auch in einzelnen Quartieren 
zu beobachten, kann im Sinne eines «Frühwarnsystems» dazu dienen, Gebiete mit 
städtebaulichen, sozialen und wirtschaftlichen Problemlagen zu identifizieren bzw. 
deren weitere Entwicklungen Indikatoren basiert zu verfolgen. Darüber hinaus kann 
die Dokumentation von Gebietsentwicklungen auf Basis eines sozialräumlichen Mo-
nitorings eine wichtige Hilfestellung bei Überlegungen zur Verstetigung des bisher Er-
reichten sein. Viele Kommunen haben entsprechende Systeme aufgebaut.

2.4.	Streifzug: Reformen der kommunalen 
Selbstverwaltung 
und Planung auf Lokalebene.

In Deutschland ist in jüngster Zeit, bedingt durch Binnenwanderungen und Zuwande-
rungen aus dem Ausland, ein erhöhter Siedlungsdruck in den Ballungsräumen fest-
zustellen. Dieser stellt eine erhebliche Herausforderung an die kommunale Planung 
dar, die vermehrt neue Siedlungsflächen ausweist und eine Verdichtung bestehender 
Siedlungsgebiete vornimmt. Dies wird im Rahmen der bewährten Strukturen der kom-
munalen Selbstverwaltung geleistet, die dabei die zunehmenden örtlichen Konflikte 
zu lösen hat. Eine direkte Bürgerbeteiligung ist unabdingbar und wird immer intensi-
ver ausgeübt. 

2.5.	Offener Prozess der Kommunikation, Beratungen 
und Beschlussfassung. 

In Deutschland wird die Entscheidung über Projekte und Planungen ausschließlich 
vom Stadtrat der Kommune auf der Basis der geltenden Bauleitplanung getroffen. 
Qualifizierte Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen, prüfen die Projekte vorab und 
erarbeiten Entscheidungsvorlagen für die politische Ebene. In den politischen Bera-
tungsausschüssen stehen sie als Berater zur Verfügung.

Standesvertretungen von Planern und Architekten- Kammer der Architekten- haben 
dabei keine Stimme. Es gibt aber Kommunen, die sogenannte „Gestaltungsbeiräte“ 
einberufen, in denen ausgewählte Städtebau – Architekten und Planer als Berater hin-
zugezogen werden (ohne rechtliche Basis).
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Verfahren und Zuständigkeiten in der Stadt- und Bauplanung 
sowie bei Baugenehmigungen in Deutschland

Die folgenden drei zentralen Formen bei der baulichen Stadtentwicklung sind zu 
unterscheiden:

(1)	Stadtplanung, Stadtentwicklungsplanung, Integrierte Stadtentwicklung;

(2)	Bauleitplanung;

(3)	Baugenehmigung.

Zur Stadtentwicklungsplanung gibt es in vielen Ländern keine gesetzlichen Vorgaben, 
wie eine solche Planung inhaltlich aussehen soll und in welchem Verfahren sie zu gestal-
ten ist. Sie wird deshalb auch „informelle Planung“ genannt. Diese Bezeichnung ist inso-
fern missverständlich, als die Stadtentwicklungsplanung durch die gewählten Gremien 
der kommunalen Selbstverwaltung im Verfahren und im Inhalt beschlossen wird – durch 
einen förmlichen Beschluss. Gemeint ist mit der „informellen Planung“, dass die Stad-
tentwicklungsplanung nicht in derselben Weise durch staatliche Gesetze geregelt ist wie 
die Bauleitplanung. 

Das Verwaltungsverfahren und die Zuständigkeiten sehen in Deutschland wie folgt aus. 

(1) Stadtplanung, Stadtentwicklungsplanung, integrierte Stadtentwicklung

a. Verfahren: Es gibt keine Vorgabe durch ein staatliches Gesetz, dass eine Stadt oder 
Gemeinde (Kommune) ihre Entwicklung mittels einer Stadtplanung gestaltet. Stadtpla-
nung wird hier verstanden als eine systematische Analyse der relevanten kommunalen 
Aufgabenfelder und eine Festlegung von Zielen und anzustrebenden Ergebnissen in die-
sen Aufgabenfeldern. Ob und wie die Kommune eine solche Stadtplanung einführt und 
praktiziert, ist ihrer Entscheidung überlassen. Sie entscheidet darüber in Ausübung der 
kommunalen Selbstverwaltung. Die Stadtplanung hat keine verbindliche Wirkung gegen-
über anderen öffentlichen Institutionen oder privaten Personen und Unternehmen. Sie ist 
vielmehr eine Selbstbindung der Kommune.

Die informellen Planungen werden von der Gemeindevertretung als Planwerk beschlos-
sen. Die meisten informellen Planungen sind als ein permanenter Prozess zu sehen, in 
dem die Verfahrensschritte nicht in strenger chronologischer Abfolge stehen. Die Ermög-
lichung von nachträglichen Änderungen, Anpassungen und Rückkoppelungen stehen 
hier im Vordergrund. Obwohl das Verfahren formell nicht geregelt ist, setzte sich in der 
Praxis eine regelmäßige freiwillige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung durch. 

b. Zuständigkeiten: Die Kommune entscheidet allein über die Stadtplanung. Die Kom-
munalverwaltung bereitet die Stadtplanung vor; dabei kommen dem Bürgermeister und 
dem Dezernat der Stadtplanung wichtige Funktionen zu. Die Bürger werden intensiv im 
Verfahren beteiligt. Die formellen Beschlüsse über die Stadtplanung trifft der Stadtrat/
Gemeinderat. 

(2) Bauleitplanung: Flächennutzungsplan; Bebauungsplan

Der Flächennutzungsplan umfasst das gesamte Territorium einer Kommune; das Territo-
rium und damit das Planungsgebiet endet erst an den Grenzen der Nachbarkommunen. 
In Deutschland gibt es – mit Ausnahme der militärisch genutzten Gebiete - keine Fläche, 
die nicht zum Gebiet der räumlichen Planung einer Kommune gehört. D.h. eine Kommu-
ne legt mit dem Instrument des Flächennutzungsplans die räumliche Entwicklung für das 
gesamte Territorium fest, welches der Kommune zugeordnet ist (sogenannte Gemarkung, 
die im Kataster festgelegt ist). Es geht also um bebaute und unbebaute Flächen (Wald, 
Landwirtschaft, Grünflächen, Gewässer usw.). Liegen Konzepte der städtebaulichen Ent-
wicklung oder sonstige von der Kommune beschlossenen städtebaulichen Planungen 
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vor, sind diese bei der festzulegenden Bodennutzung zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 
11 und § 5 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch). Der Flächennutzungsplan und die Bebauungs-
pläne sind mit anderen Worten die räumliche Konkretisierung der Stadtplanung. 

Mit dem Flächennutzungsplan bindet sich die Kommune, nicht aber Außenstehende. 
Um eine allgemein gültige rechtliche Bindung der Bauleitplanung herzustellen, ist ein Be-
bauungsplan aufzustellen. Dieser regelt für ein räumlich genau eingegrenztes Gebiet der 
Kommune die Möglichkeiten der baulichen Nutzung. Der Bebauungsplan wird aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt.

a.	 Verfahren: Das Verfahren zur Aufstellung eines Flächennutzungsplans oder 
eines Bebauungsplans ist in der Anlage 1 graphisch dargestellt. Ferner sind 
die Verfahrensschritte für die Aufstellung eines Bebauungsplans in Anlage 2 
im Detail dargestellt.

b.	 Zuständigkeiten: Der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan wer-
den von der Stadt/Gemeinde aufgestellt und beschlossen. Ein förmlicher 
Beschluss des Stadtrats ist vorgeschrieben. Die staatliche Aufsichtsbehör-
de prüft den Flächennutzungsplan, ob er mit den gesetzlichen Regelungen 
und der übergeordneten räumlichen Planung (vor allem der Regionalpla-
nung, aber auch der Landschaftsplanung) in Einklang steht. Der Flächennut-
zungsplan tritt erst in Kraft, wenn die staatliche Aufsicht (sogenannte höhere 
Verwaltungsbehörde, z.B. die Bezirksverwaltung) ihn genehmigt hat. Ein 
Bebauungsplan bedarf keiner Genehmigung durch die staatliche Aufsicht, 
wenn er in Übereinstimmung mit dem Flächennutzungsplan steht. Wenn er 
davon abweicht, ist eine Genehmigung der staatlichen Aufsicht erforderlich.

(3) Baugenehmigung

a.	 Verfahren: Baumaßnahmen bedürfen in der Regel der Genehmigung. Der 
Bauaufsichtsbehörde wird damit ermöglicht, die Vereinbarkeit baulicher An-
lagen mit dem öffentlichen Baurecht vor ihrer Ausführung zu überprüfen. 
Entspricht das Bauvorhaben dem öffentlichen Baurecht, besteht ein Rechts-
anspruch auf Genehmigungserteilung. Der Bebauungsplan stellt dabei den 
Kern des öffentlichen Baurechts dar: das geplante Vorhaben muss den Fest-
legungen des Bebauungsplans entsprechen. Wird die Baugenehmigung 
abgelehnt, kann der Antragsteller Widerspruch einlegen. Wird auch dieser 
abgelehnt, kann der Antragsteller dagegen beim Verwaltungsgericht klagen. 

b.	 Zuständigkeiten: Die Funktion der Bauaufsichtsbehörde ist eine staatliche 
Funktion, die entweder der Kreisverwaltung (der Kreis ist in Deutschland 
eine kommunale Körperschaft, nicht eine staatliche Behörde) oder der Ver-
waltung von größeren Kommunen übertragen ist. Sie ist eine Angelegenheit 
der Verwaltung, für deren Leitung der Landrat oder der Bürgermeister ver-
antwortlich sind. Das Kommunalparlament hat keine Zuständigkeiten, es sei 
denn, es soll von einem Bebauungsplan abgewichen werden oder es liegt 
für das Gebiet kein Bebauungsplan vor. 

Die Baugenehmigung wird schriftlich erteilt. 
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ANLAGE 7.
DAS VERFAHREN ZUR 
AUFSTELLUNG VON 
BAULEITPLÄNEN 
IN DEUTSCHLAND





Das Verfahren zur Aufstellung von Bauleitplänen
(bei Flächennutzungsplänen (FNP), Regelverfahren 
für Bebauungspläne) 

Frühzeitige Behörden- und Träger Öffentlicher Belange (TÖB)-Beteiligung,  
§ 4 Abs. 1 BauGB

Mitteilung des Ergebnisses § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB

Aufstellungsbeschluss, § 2 Abs. 1 BauGB

ggf. Genehmigungsverfahren, § 6 Abs. 1 BauGB, nicht bei Bebauungsplänen,  
denen ein Flächennutzungsplan zugrunde liegt. § 10 Abs. 2 BauGB

Ortsübliche Bekanntmachung dieses Beschlusses § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB

Ausfertigung der Satzung, wirksam werden bzw. Inkrafttreten mit Ersatzverkündung, 
Bereithaltung zur Einsicht, §§ 6 Abs. 5, 10 Abs. 3 BauGB

Ausarbeitung der beabsichtigten Ziele und Zwecke der Planung (Vorentwurf) 
durch das Planungsreferat oder ein Planungsbüro

Ausarbeitung eines Planentwurfs mit Begründung und Umweltberich 
 durch das Planungsreferat oder ein Planungsbüro

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung 1 Woche vorher mit den vorgeschriebenen 
Hinweisen § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und Benachrichtigung der Behörden  

§ 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB

Öffentliche Auslegung von FNP-/Bebauungsplanentwurf mit Begründung und den 
nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltgezogenen 

Stellungnahmen, § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB, Dauer: 1 Monat

Behandlung der Stellungnahmen im Stadtrat, § 1 
Abs. 7 BauGB Feststellungs-/Satzungsbeschluss, § 

10 Abs. 1 BauGB

Bei Änderung: Beschluss 
zur erneuten Auslegung; 
Erleichterungen möglich,
vgl. § 4a Abs. 3 BauGB

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit, 
Erörterung § 3 Abs. 1 BauGB

Beteiligung der Behörden  
und sonstiger TÖB, § 4 Abs. 2 BauGB

parallel möglich
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ANLAGE 8.
VORSCHLÄGE DENKMALSCHUTZ: 
RESOLUTION “WOCHE DER 
PFLEGE HISTORISCHER 
DENKMÄLER” 23. APRIL 2016 
(LWIW)
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Im Rahmen des Projektes “Das Recht auf die Stadt” fand zwischen 17. und 23. April 
2016 in Lwiw die “Woche der Pflege historischer Denkmäler” statt, die eine Serie der 
Veranstaltungen umfasste, deren Ziel und Zweck im Aufbau des öffentlichen Dialoges 
und in der Entwicklung wirksamer Mechanismen der Denkmalpflege und Stadterneue-
rung bestand. 

Zu Projektveranstaltern zählten: Stadtrat Lwiw zusammen mit Departement für Stadtbau 
und Architektur der Stadtverwaltung Kiew, Analytical Center CEDOS, Сenter for Urban 
History of East Central Europe, Fakultät Geisteswissenschaften der Ukrainischen Katho-
lischen Universität, Media-Portal “Deine Stadt”, analytischer Internet-Titel “MISTOSITE”, 
Lviv Convention Bureau, bei finanzieller Unterstützung von Charles Stewart Mott Founda-
tion und Deutscher Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH. 

Das Ziel des Projektes bestand darin, die Frage der Denkmalpflege und Erneuerung 
historisch relevanter Städte vor breitem Kreis der Fachkräfte und gesellschaftlichen Ak-
tivisten landesweit zu stellen und gemeinsam eine Reihe notwendiger gesetzlichen Än-
derungen zu erarbeiten sowie die Grundsätze und Verfahren der Regelung problemhafter 
Fragen aufgrund des Konsensus aller Stakeholder zu entwickeln. Zum Projektergebnis 
soll die Entwicklung einer lebensfähigen konfliktfreien und wirksamen landesweiten und 
lokalen Strategie der historisch getreuen Gestaltung der Städte werden.

An Projektarbeiten beteiligten sich die für Pflege des historischen Erbes zuständigen Ver-
treter lokaler Behörden von zwölf historisch relevanten Städten der Ukraine. Die Experten 
informierten über Fortschritte und Probleme der Umsetzung der Staatspolitik für Pflege 
des historischen Erbes Deutschlands, Österreichs, Rumäniens. Es wurden auch ukrai-
nische Erfahrung, insbesondere die Teilnahme der Gemeinde an der Pflege des histori-
schen Erbes, vorgestellt.

Zu Seminarteilnehmern zählten die für Pflege des historischen Erbes zuständigen Vertre-
ter lokaler Behörden von Odessa, Tschernigiw, Czernowitz, Chmelnizky, Kamjanez-Po-
dilsky, Poltawa, Iwano-Frankiwsk, Ushgorod, Dnipropetrovsk Lwiw. Sie nahmen an der 
Diskussion zu problemhaften Fragen der Aufrechterhaltung historischer Denkmäler teil 
und wiesen auf die Notwendigkeit hin, die bei Ortsbehörden für Pflege des historischen 
Erbes zuständigen Stellen in die Arbeit an Änderung der bestehenden und Entwicklung 
neuer Normrechtsakten einzubeziehen. 

1.	 Verwaltungsverfahren: Vereinfachung und Stärkung 
der lokalen Behörden 

1.	 In Anbetracht der wichtigen Rolle der Ortsbehörden bei der Verwaltung der 
historisch relevanten Städte der Ukraine und gemäß Kurses auf Dezentra-
lisierung der Machbefugnisse gilt es als erforderlich, bei Ortsbehörde die 
speziellen Stellen für Pflege des historischen Erbes, mit entsprechenden Be-
fugnissen versehen, zu gründen, soweit diese bislang nicht gegründet wor-
den sind. 

2.	 Die Exekutivstellen der Ortsbehörden sind mit folgenden Befugnissen zu 
versorgen:

a.	 Präzisierung der Primärdaten an Denkmälern (Erneuerungsauftrag) 
und Abstimmung der Projektunterlagen für Reparatur- und Renovie-
rungsmaßnahmen im historischen Areal (Projektierungsauftrag);

b.	 Inbetriebnahme der abgeschlossenen Bauobjekte unter Einbeziehung 
der Vertreter der Stelle für Pflege des Kulturerbes innerhalb des histo-
rischen Areals und Pflege der Gedenkstätten;
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c.	 Vorlage der Stellungnahmen betr. Veräußerung der Gedenkstätten 
und ihrer Bestandteile ohne zusätzliche Abklärung

d.	 Einfügung in (bzw. Ausschluss aus) Staatsregister architektonischer 
Denkmäler von Ortsbedeutung und Einreichung der Vorschläge an die 
Zentralstelle hinsichtlich der Denkmäler von nationaler Bedeutung;

e.	 Einstellung der Bauarbeiten an Denkmälern aller Kategorien und in-
nerhalb des historischen Areals;

3.	 Das elektronische Register der raumfesten Objekte des Kulturerbes ist zu 
erarbeiten und freier Zugang zu dem ersteren ist zu verschaffen. Das Staats-
register der raumfesten Gedenkstätten der Ukraine ist mit Staatsregister der 
Sachrechte auf Immobilien vollständig zu verknüpfen.

4.	 Das Verfahren der Eintragung des jeweiligen Objektes in Register (z.B. ge-
mäß einer Registrierungskarte) ist zu vereinfachen.

5.	 Die vorherigen Vereinbarungen über künftigen Abschluß des Vertrags über 
den Schutz eines Objektes (dessen Bestandteils) des Kulturerbes sind abzu-
schaffen. In die Kaufverträge sind die durch die für Pflege des historischen 
Erbes der Ortsbehörde formulierten relevanten Voraussetzungen der Auf-
rechterhaltung der Gedenkstätte einzufügen.

6.	 Ein wirksames Mechanismus für Besitzer der Gedenkstätte betr. deren Pfle-
geordnung (Pflegevertrag, Schutzpflicht, die im Staatsregister für Sachrech-
te auf Immobilien eingetragene Urkunde oder etwas Anderes) zu erarbeiten.

7.	 Das komplizierte System der Einholung der Genehmigungsdokumente ist zu 
vereinfachen.

8.	 Das Herangehen an die Einstufung der Denkmäler bei ihrer Renovierung 
zu ändern (Generalüberholung, Renovierung, Konservierung der Denk-
mäler sind in Kategorie 4 und Kleinarbeiten an Fragmenten in Kategorie 3 
einzustufen).

9.	 Für Renovierungsarchitekten ist eine separate Kategorie der Zertifizierung 
einzuführen.

10.	 Zwecks Kontrolle des Baufortschritts (Erneuerung, Reparaturen, Umbau, Neu-
bau), Stilllegung unbefugter Bauarbeiten in historischen Arealen ist auf gesetz-
licher Ebene Ortsbaupolizei mit entsprechenden Befugnissen zu bilden.

11.	 Die Verantwortung für Verstöße im Bereich der Pflege des Kulturerbes mit-
tels Ergreifung der Sanktionen gegen die Besitzer (Benutzer) der Objekte des 
Kulturerbes, Auftraggeber der Bauarbeiten, Architekten und Planer, Bauher-
ren ist zu verschärfen.

12.	 Das Verfahren der Erneuerung der unbefugt umgebauten Objekte des Kultu-
rerbes auszuarbeiten.

13.	 Ausarbeitung des Verfahrens der durch Behörden für Denkmalpflege 
durchzuführenden Prüfungen, der Bestätigung entsprechender Formulare 
(Bescheide, Anordnungen), der Bevollmächtigung der Ortsstelle für Denk-
malpflege, Verwaltungsbeschlüsse bei jeweiligen Verstößen zu fassen.

14.	 Ausarbeitung des Verfahrens der anteiligen Pflichtfinanzierung der Renovie-
rungsarbeiten. Die Denkmäler und Gedenkstätten von nationaler Bedeutung 
müssen vom Staatshaushalt zusammen mit Benutzern und Besitzern der 
Denkmäler und Gedenkstätten finanziert werden.

15.	 Entwicklung des Systems der Förderung der gutgläubiger Besitzer und 
Auftragnehmer, Renovierungsarbeiten auszuführen (Ermäßigte Versteue-
rung, Darlehen).
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16.	 Bestätigung einer neuen Darstellungsform der Gedenkstafel gemäß interna-
tionaler Klassifikation.

Im Rahmen der Woche der Pflege historischer Denkmäler fand das Projektse-
minar statt, an dem 30 Vertreter verschiedener Stakeholder teilnahmen. 
Dabei waren Fachkräfte aus verschiedenen Bereichen, Einwohner, Aktivis-
ten, Unternehmer, die in 5 Arbeitsgruppen einzelne problemhaften Fragen 
behandelten. 

2.	 Stadt und Denkmal

Die Teilnehmer am Projektseminar “Das Recht auf die Stadt: Pflege des Erbes und 
Erneuerung der Stadt” haben im Rahmen von 5 themengebundenen Arbeitsgruppen 
Konsensgrundsätze für weitere Implementierung der gesetzlichen Änderungen und 
Gestaltung lokaler Politik der Stadterneuerung ausgearbeitet. Aufrechterhaltung und 
Erneuerung der Gedenkstätten zwecks Anpassung an Alltags- und Geschäftsleben:

1.	 Die Menschenrechte werden insbesondere im Stadtraum realisiert. Unab-
hängig von Herkunft und Finanzsituation hat der Mensch das Recht auf 
Stadtraum, historische Umgebung, Zugang zu Denkmälern und Gedenk-
stätten, auf Benutzung und Besitz der architektonischen Gedenkstätten 
und deren Bestandteilen. Die pflichtige Aussiedlung des Menschen von 
der Gedenkstätte ist unzulässig.

2.	 Für Zustand der Gedenkstätte trägt deren Besitzer Verantwortung. Die 
Verantwortung für Renovierungsplan trägt der Renovierungsarchitekt. Die 
Verantwortung umfasst die Schaffung durch Machtorgane ausreichender 
Möglichkeiten und Befugnisse für Ausführung der Renovierung. 

3.	 Zwecks Erneuerung der Gedenkstätten, die bewohnt bzw. vermietet 
werden bzw. im privaten Besitz sind oder in Businnesszwecken benutzt 
werden, hat die Ortsbehörde Informations-, Beratungs-, technische und 
finanzielle Unterstützung zu leisten. Im Falle der Ausführung der Reno-
vierungsarbeiten oder Nutzung der Gedenkstätte gemäß Bestimmungen 
des Denkmalschutzvertrags oder der nationalen Gesetzgebung ist der 
Eigentümer oder der Mieter der jeweiligen Räumlichkeit berechtigt, die 
Nachfinanzierung der Renovierungsarbeiten seitens der Ortsbehörde zu 
begehren.

4.	 Pflege des Dialogs, des Vertrauens und der Zusammenarbeit zwischen der 
Gemeinde, der Macht und dem Unternehmertum zwecks gemeinsamer Er-
haltung des historischen Erbes ist zu gewähren. Durch Verschaffung des 
offenen Zugangs zu aktuellen Informationen hat die Macht den Prozeß der 
Restauration und Erneuerung des historischen Erbes zu fördern. 

5.	 Das bürokratische Verfahren muß maximal einfach, transparent und für 
Menschen ohne juristische Fachausbildung verständlich sein. 

6.	 Es muss auf Unumkehrbarkeit der Gestaltung der Gedenkstätten konzent-
riert werden; in erster Linie ist dem Verlust der unter Denkmalschutz stehen-
den Elemente vorzubeugen, und nur bei Unmöglichkeit derart Vorbeugung 
könnte die Gedenkstätte mit provisorischen Elementen versehen werden.

7.	 Die Restaurierung der Gedenkstätte stellt eine moderne hochwertige Lö-
sung dar, deshalb darf sie nur unter Einbeziehung der zertifizierten Re-
novierungsarchitekten und Restauratoren entsprechender Qualifikation 
ausgeführt werden.
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8.	 Ziel und Zweck jeder Erneuerung ist die Erhaltung der Authentizität der Ge-
denkstätte und deren Elemente; dies gilt als höchster Wert. 

9.	 Die Anpassung der Gedenkstätte an die aktuellen Bedürfnisse des Besitzers 
bzw. des Mieters erfolgt, nachdem die beste Lösung hierzu gefunden ist. 

10.	 Es gilt, sich von Renovierung einzelner Denkmäler und deren Elemente auf 
eine komplexe Wiederherstellung der Vierteln und Territorien umzustellen.

3.	 Wiederherstellung der Industrieobjekte des 
historischen Erbes.
1.	 Die Industriebauten gehören auch zum historischen Erbe. Die Muster von 

Anlagen, Maschinen, sonstige Ausrüstungselemente sind Objekte des histo-
rischen Erbes, die ebenfalls erhalten werden müssen. 

2.	 Die Industrieobjekte sind als Assets, nicht nur als Grundstück mit ange-
schlossenen Versorgungsleitungen, zu betrachten.

3.	 Förderung der Ortsbehörden bei der Suche nach besten Lösungen und bei 
Gewährung sozialer Verantwortung, Umweltfreundlichkeit, Zugänglichkeit, 
beim Einsatz “grüner” Technologien zwecks Wiederherstellung der Objekte 
industrielles Erbes ist zu gewähren.

4.	 Neubauten innerhalb historisches Areals

Aufnahme des Dialogs und Erarbeitung gemeinsamer Positionen und Ansichten betr. Er-
richtung der Neubauten innerhalb historisches Areals gilt als Hauptprinzip unabhängig 
davon, wie infolge dieses Dialogs das Bauprodukt endgültig aussieht: wie eine Nachah-
nung oder wie ein Musterbeispiel von moderner Bauschule Lwiws. Wichtig ist, daß die 
Gesellschaft ihre einzigartige Baukultur entwickelt und zur Eintracht kommt. Denn Lwiw 
war stets eine multikulturelle Stadt, in der jede Gemeinde, jede Nation, jede Epoche ihre 
einmalige Spur hinterlassen konnte. 

5.	 Renovierung der bestehenden und Gestaltung der 
neuen Zivilbereiche im historischen Areal 
1.	 Die Renovierung der bestehenden und Gestaltung der neuen Zivilbereiche 

im historischen Areal erfolgt unter Beachtung der Besonderheiten bestehen-
der historischen Umgebung, ihrer Elemente und der Gesamtheit der an ver-
schiedene historischen Zeiten jeweiliger Ortschaft erinnernden Objekte.

2.	 Die Stadtpolitik betr. Gestaltung und Erneuerung der Zivilbereiche soll 
sich auf universelle Welterfahrung auf diesem Gebiet stützen, u.zw. Erfah-
rung der partizipativen Planung, Vorbeugung und Beseitigung der Kon-
flikte verschiedener Benutzer des Zivilbereichs, Zugänglichkeit, keiner 
Diskriminierung, Umweltfreundlichkeit, Sicherheit, Komfort, Geräumigkeit 
für Menschen, Multifunktionalität, Individualität, Ausgewogenheit und Zeit-
raumkonformität sowie auf Erfahrung des nachhaltigen Betriebs und Zu-
sammengeschlossenheit mit Umgebung.

6.	 Änderung von Gesetzen
Die am Projektseminar beteiligten interdisziplinären Arbeitsgruppen haben ihre Visi-
on betr. erforderlicher gesetzlichen Änderungen, die die Umsetzung der angekündigten 
Grundsätze ermöglichen, wie folgt dargestellt:
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a.	 Dezentralisierung der Macht: die Beschlüsse vom lokalen Charakter sind 
ausschließlich durch Ortsbehörden, nicht durch zentrale Machtorgane, zu 
fassen. Die Register der Gedenkstätten von Ortsbedeutung sind ebenfalls 
auf Ortsebene zu bestätigen. Die Ortsverwaltung hat die Baupläne abzu-
stimmen und die Genehmigungen für Baumaßnahmen an Orts- und Nati-
onal-Gedenkstätten auszustellen. Die Option der Abstimmung jeweiliger 
Pläne und Baumaßnahmen mit Ministerium für Kultur abgesehen von des-
sen negativer Stellungnahme zu den durch Ortsbehörde bestätigen Plänen 
bzw. Baumaßnahmen ist unzulässig. 

b.	 Die Schutz- und Pflegeverträge sind an jeweilige Gedenkstätte, nicht an 
deren Besitzer, anzuknüpfen. Die Verantwortung für vorherige Vernichtung 
eines Bestandteils der Gedenkstätte ist nicht auf deren neue Besitzer zu 
übertragen. Die Verantwortung für Veränderungen an der Gedenkstätte tra-
gen Besitzer, Planer und die für Ausführung jeweiliger Arbeiten zuständigen 
Personen. Die Struktur, Form, und der Inhalt der Schutz- und Pflegever-
träge sind im Zusammenhang mit folgenden Bestimmungen zu revidieren: 
Denkmalkennblatt, Schutz- und Pflegegegenstand, Funktionen, Zugang zur 
Gedenkstätte und deren Elementen zwecks Monitoring des Zustands, Zu-
satzempfehlungen zu Erneuerung, mögliche Mitfinanzierung der Arbeiten 
unter Einhaltung der Bedingungen des Schutz- und Pflege-Vertrags.

c.	 Es ist das Verfahren der teilweisen Restauration/Reparatur zu erarbeiten. 
Dieses soll ermöglichen, die Erneuerung eines Einzelelementes an Gedenk-
stätte auszuführen, ohne die Planunterlagen für den ganzen Bau erarbeiten 
zu müssen. 

d.	 Es ist das einheitliche Verfahren der Ausarbeitung/Abstimmung der wissen-
schaftlichen Planunterlagen für Erneuerung der zum historischen Erbe der 
Stadt gehörenden Wohnobjekte zu erarbeiten. Der Ortsverwaltung soll ge-
setzlich erlaubt werden, vor Ort im historischen Areal an die “Spielregeln”, 
die von geltender staatlichen Bauordnung und sonstigen nationalen Nor-
mungsdokumenten abweichen können, zu halten. 

e.	 Es ist die der Ortsbehörde unterstellte Baupolizei zu schaffen. Die baulichen 
Verstöße werden heutzutage von den durch Verwaltung für Schutz der his-
torischen Umgebung beauftragten Mitarbeitern Lwiwer Kommunalbetriebe 
fixiert. Es wird von diesen Mitarbeitern Protokoll erstellt und an den Besitzer 
jeweiliger Immobilien nach seinem Registrierungsort gesandt. Diese Arbeit 
ist jedoch von qualifizierten Fachkräften mit entsprechenden Befugnissen 
und gesetzlichen Einflußmethoden (Zugang zur Gedenkstätte, Kontrolle der 
Baumaßnahmen, Verhängung von Sanktionen) zu leisten. Zwecks operati-
ver Einsätze bei Verstößen und zwecks Demontagen nach willkürlichen Bau-
maßnahmen und Renovierungen ist der Ortsinspektionsstelle für Bau und 
Architektur eine Abteilung der Baupolizei zu unterstellen. 

f.	 Bei Erwerb, Renovierung und Betrieb des Gebäudes ist der Zugang zur Ge-
denkstätte zwecks Monitoring ihres Zustands zu verschaffen.

g.	 Falls lt. einer Planung die ganze Gedenkstätte an neue Bedürfnisse ange-
passt werden muß, wird über solche Planung aufgrund einer Fachausschrei-
bung entschieden. 

h.	 Es ist der unabhängige nationale Expertendienst zwecks Anpassung und 
Abstimmung der Renovierungsaufträge (und der historisch bedingten Be-
gründung des Bebauungs-, bzw. Renovierungsplans) betr. einzelner zu pfle-
gender Objekte zu schaffen.



Weißbuch zur Reform von Verwaltung und Recht für die Stadtentwicklung in der Ukraine vom 15. Mai 2017 130

i.	 Die Besitzer der Industrieobjekte sind gesetzlich zu verpflichten, Zusatzsteu-
ern für Stilllegung der architektonischen Gedenkstätten bzw. für deren nicht 
gehörige Unterhaltung zu zahlen. 

j.	 Für Verwendung der grünen Technologien und Schaffung “grüner Zonen” 
bei Wiederherstellung des jeweiligen Objektes sind Steuerermäßigungen ge-
setzlich festzulegen.

k.	 Nach Approbation und erforderlichen Änderungen neuer Anordnung über Zi-
vilbereiche auf Ortsebene ist der Begriff “Zivilbereich” sowie die Regeln des-
sen Anwendung gesetzlich zu bestätigen. In die Budgets der zu schaffenden 
Zivilbereiche sind die Kosten für Einbeziehung der Bewohner, Tätigkeit un-
abhängiger Moderatoren, Informierung der Bewohner zu inkludieren. 

Diese Resolution wurde von Teilnehmern nach Ergebnissen verschiedener Veranstaltun-
gen erstellt und in der Abschlusssitzung des Projektes “Woche der Pflege historischen 
Denkmäler” am 23. April 2016 vorgestellt.

Die Teilnehmer und Veranstalter des Projektes “Woche der Pflege historischen Denkmä-
ler Lwiws” wenden sich an die Bewohner der historischen Stätten, Besitzer der in der 
Aufstellung für Denkmalschutz stehenden Immobilienobjekte, an Ortbehörde, Abgeord-
neten der Ortsverwaltungen, an Volksabgeordneten und Ministerium für Kultur der Uk-
raine mit Vorschlag über die Zusammenarbeit an der Umsetzung der Bestimmungen der 
Resolution. 






